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Vorwort zur fünften Auflage
Die Gesamthochschulen , wissenschaftliche Hochschulen neuen
Typs , bleiben auch sechs Jahre nach ihrer Gründung in der
Diskussion . Einige sind davon überzeugt , daß der Weg , der mit
der integrierten Gesamthochschule beschritten wurde , als Richt¬
schnur für die Neuerung des gesamten Hoch schul Systems dienen
kann . Andere sehen ihre Hoffnungen und Erwartungen noch nicht
erfüllt , eine dritte Gruppe wiederum hat noch Vorbehalte und
Zweifel.
In Nordrhein -Westfalen ist die mit den integrierten Gesamthoch¬
schulen 1972 eingeleitete Reform fester Bestandteil der Bildungs¬
politik . Die Gesamthochschulen werden in das Gesetz über die
wissenschaftlichen Hochschulen des Landes aufgenommen , das
zur Zeit als Entwurf vorliegt . Damit wird die Gründungsphase
der Gesamthochschulen auch rechtlich beendet sein . Das Hoch¬
schulrahmengesetz des Bundes hat das Prinzip der Gesamt¬
hochschule ausdrücklich bestätigt.
Die Grundlagen , die in Nordrhein -Westfalen im Jahre 1972 für
diese Hochschulreform bestimmend waren , haben sich als richtig
erwiesen . Mit der Regionalisierung des Hochschulausbaus konn¬
ten Bildungsangebote in Gebiete hineingetragen werden , die
früher keine Hochschulen hatten . Im Mittelpunkt der Gesamt¬
hochschulentwicklung stand und steht die immer drängender
werdende Studienreform . Auf diesem schwierigen und komplexen
Gebiet haben die Gesamthochschulen mit neuen integrierten
Studiengängen Entscheidendes geleistet . Sie brauchen heute
keinen Vergleich mit anderen wissenschaftlichen Hochschulen
zu scheuen.
Die vorliegende Schrift erscheint in fünfter Auflage , damit die
an der Hochschulreform in Nordrhein -Westfalen Interessierten
aktuelle Daten und Fakten über den Ausbaustand , über Lehre,
Forschung und Studium an diesen wissenschaftlichen Hoch¬
schulen neuen Typs zur Hand haben.

Düsseldorf , im April 1978

(Johannes Rau)
Minister für Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-
Westfalen
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Vorwort zur ersten Auflage

Im Stimmengewirr um die Reform unserer Hochschulen , in Wort
und Widerwort der Argumente zu neuen Organisationen und In¬
halten , in der Spannung zwischen persönlichen Wünschen und ge¬
sellschaftlichen Notwendigkeiten sind im August 1972 in Nordrhein-
Westfalen fünf Gesamthochschulen gegründet worden.

Seither ist das Gewirr der Stimmen nicht leiser geworden . Die
Argumente sind nicht ausgegangen . Die Konflikte zwischen dem,
was wünschbar und notwendig ist und dem , was erreichbar gemacht
oder gar erreicht werden konnte , sind noch nicht ausgetragen . Aber
Konflikte können Reformen auch voranbringen , und Argumente
können neue Möglichkeiten aufzeigen.

In der Vergangenheit war das häufig der Fall . Die Gesamthochschu¬
len erwiesen sich immer dann als Transportmittel für Reformen,
wenn alle — auch von unterschiedlichen Positionen her und mit ver¬
schiedenen Zielen — so miteinander redeten , daß Personen und
Meinungen Wege öffneten , statt sich einander in den Weg zu stellen.
Das war nicht immer leicht . Im Stress einer Aufbauphase werden
Verständnis und Verständigung gefordert . Täglich sind und bleiben
neue Unzulänglichkeiten und Unzumutbarkeiten zu überwinden.

Die Gesamthochschule soll die bestehende Hochschulstruktur mit
ihren Mängeln , mit ihren Versäulungen und ihren Abschottungen
aufbrechen . Abstufung ohne Abdichtung , Differenzierung ohne Nivel¬
lierung , Durchlässigkeit ohne Leistungsrabatt sind die Schlüssel¬
worte . Die Hochschule neuen Typs soll ein zukunftsweisendes
System von Forschung und Lehre entwickeln . In der täglichen Arbeit
muß ein neues Verhältnis von wissenschaftlicher und beruflicher
Ausbildung entstehen . Die Aufgabe scheint kaum lösbar . Ist die
Herausforderung zu groß?

Studienreform und Organisationsreform sind unmittelbar vonein¬
ander abhängig . Änderungen auf der einen Seite bewirken Fort¬
schritte auf der anderen ; durch Stillstand in einem Bereich wird
auch der andere blockiert . Davon ist die Gesamthochschulpolitik
in Nordrhein -Westfalen ausgegangen . Deshalb konnten wir mit der
Gründung von Gesamthochschulen nicht warten , bis die Studien¬
reform realisiert ist.

Die Gesamthochschule ist das Förderband für neue Formen und
neue Inhalte in den Studiengängen und Studienabschlüssen . Sie darf
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nicht nur die bisher streng voneinander getrennten Hochschulein¬
richtungen des tertiären Bildungsbereiches zu einer Einheit zusam¬
menfassen . Sie ist vom Gesetzgeber dazu verpflichtet worden , die
bislang voneinander abgeschotteten Bildungswege neu aufeinander
abzustimmen , inhaltlich und didaktisch neu zu bestimmen , zu inte¬
grieren . Sie addiert nicht bloß Fachhochschule und Pädagogische
Hochschule und pfropft ihnen noch einen universitären Zweig auf.

Die Gesamthochschulen sind die ersten und bisher einzigen Hoch¬
schulen in der Bundesrepublik , die die Studienreform nicht nur
planen , sondern auch praktizieren . Sie haben sie nicht herbeige¬
redet , sondern buchstäblich Tag und Nacht herbeigearbeitet . Die
Gründungssenate haben den Schritt von der Diskussion zur Wirk¬
lichkeit in vielen Fällen getan und neue integrierte Studien - und
Prüfungsordnungen verabschiedet.

Mit allen , die an der Ausarbeitung dieser Studiengänge beteiligt
waren , bin ich mir darin einig , daß es sich nur um einen Beginn
handeln kann . Die Studiengänge müssen von den Hochschulen
laufend weiterentwickelt werden . Korrekturen sind möglich , ja not¬
wendig.

Ohne Mut zum Beginn aber , zum Experiment , zum Unfertigen und
Provisorischen gibt es keinen Fortschritt.

Die Gesamthochschule , die mehr Chancen verspricht , fordert auch
zu mehr Leistung auf . Die Gesamthochschulen waren weder für
Lehrende noch für Lernende jemals als Universitäten minderen
Ranges gemeint . Daß nicht mehr leistungsorientiert studiert wird,
daß Studienergebnisse nicht nachprüfbar bleiben , möchte ich weder
aus gesellschaftlichen noch aus ökonomischen Gründen und weder
jetzt noch in Zukunft verantworten . Was Leistung ist , welchen Inhalt
sie haben soll und zu welchem Zweck sie erbracht wird , muß in der
Hochschule diskutiert werden . Aber nicht nur dort : Auch die Gesell¬
schaft hat durch ihre legitimierten Vertreter das Recht und die
Pflicht , mit ihren Erwartungen und Vorgaben an dieser Diskussion
teilzunehmen . Dabei bleibt es erforderlich , die Kriterien und Mecha¬
nismen zu überprüfen , mit denen Leistung nachgewiesen und
beurteilt wird.

Die Chance , die die Gesamthochschulen für die Reform des Stu¬
diums bieten , kann vertan werden , wenn man Neues nicht bedenken,
sondern nur bedenklich finden will. Sie kann zerrinnen , wenn man
nicht genau hinsieht und Reform als bloße Anpassung an Lauf¬
bahnen mißversteht . Seit der Gründung der Gesamthochschulen ist
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begeisterter Tatendrang manches Mal schnell in resignierte Kritik
umgeschlagen . Euphorie und Kleinmut wohnten nahe beieinander.
Wer dabei ist , weiß , wie oft die Versuchung der Resignation über¬
wunden werden muß , um die Chance zu wahren.

Die Gesamthochschulen , Hochschulen neuen Typs , sind jetzt nahezu
zwei Jahre alt . Das ist zu wenig , um sie an den 160 Jahren der
neueren deutschen Universitätsgeschichte zu messen . Aber das ist
genug , um sagen zu können : der erste Schritt zur Reform unseres
Hochschulsystems ist getan , er verspricht Erfolg , wir werden den
eingeschlagenen Weg weitergehen.

Die folgenden Materialien über Aufbau , Entwicklung und Funktion
der Gesamthochschulen in Nordrhein -Westfalen zeigen , daß der
nüchterne Mut, die Hochschulreform als Herausforderung und
Chance ernst zu nehmen , sich durchzusetzen beginnt.

Düsseldorf , im April 1974

Johannes Rau
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1. Einleitung

Die Gesamthochschule ist der Versuch , für die vielen Probleme , die
sich in den vergangenen Jahrzehnten im Hochschulbereich ange¬
häuft haben , Lösungsmöglichkeiten anzubieten . Die Erwartungen,
die die Gesellschaft an ihre Hochschulen stellt , kommen aus unter¬
schiedlichen Richtungen , und es versteht sich von selbst , daß die
Gesamthochschule nicht auf alles die einzig mögliche Antwort geben
kannn . Aber sie bietet ein Konzept an , das für die Beantwortung der
wichtigsten Fragen an unser Hochschulsystem richtungsweisend ist.

Nordrhein -Westfalen hat im Jahre 1972 Gesamthochschulen in
Duisburg , Essen , Paderborn , Siegen und Wuppertal errichtet . Als
sechste Gesamthochschule wurde 1974 in Hagen die erste Fern¬
universität der Bundesrepublik gegründet.

Die Gesamthochschulen folgen zum einen der Notwendigkeit , das
Angebot an Studienplätzen im Lande nicht bloß zu erweitem,
sondern Studienmöglichkeiten auch dort zu schaffen , wo sie bisher
nicht bestanden . Entlastung der bestehenden Hochschulen durch
Neugründungen ist der eine Aspekt der Gesamthochschulpolitik . Im
Jahre 1960 studierten im Land an Rhein und Ruhr 53 000 Studenten,
gegenwärtig sind rund 285 000 immatrikuliert , bis 1980 werden
mindestens 300 000 Studenten erwartet . Für die Hochschulen stehen
im laufenden Haushaltsjahr 5,5 Milliarden DM bereit ; das sind
immerhin 11,9 Prozent des gesamten Landesetats . Der Entlastungs¬
effekt der Gesamthochschulen ist bereits deutlich bemerkbar (vgl.
die Tabelle Seite 74). Mit der Gründung der neuen Hochschulen in
den bis dahin hochschulfernen Regionen Duisburg , Essen , Pader¬
born , Siegen , Wuppertal und Hagen ist zum anderen aber der
zweite Aspekt unlösbar verbunden , nämlich die Regionalisierung
des Hochschulausbaus . Daß es dabei nicht um die Befriedigung
eines lokalen Ehrgeizes gegangen ist , läßt sich statistisch nach¬
weisen . Der bildungswerbende Effekt durch Regionalisierung ist aus
zahlreichen Untersuchungen herauszulesen , die erkennen lassen,
wie stark die Chance eines Kindes aus dem Siegerland , aus dem
Paderborner Raum , aus dem Ruhrgebiet oder aus dem Bergischen
Land gewachsen ist , durch die Gründung der Gesamthochschulen
in diesen Regionen zum Studium zu gelangen . — Daß von den
neuen Hochschulen auch starke Impulse für die Entwicklung der
Infrastruktur in jenen Gebieten ausgehen , sei hier nur am Rande
vermerkt.
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Die Regionalisierung des Hochschulausbaus und die kapazitative
Entlastung der bestehenden Universitäten und Pädagogischen Hoch¬
schulen hätte natürlich im Prinzip auch mit der Neugründung tradi¬
tioneller Universitäten erreicht werden können . Für ein zweites
Problemfeld jedoch bietet gerade die Gesamthochschule brauchbare
und in sich schlüssige Lösungen an : Seit Anfang der sechziger
Jahre ist die Reform der Studiengänge , der Studieninhalte und der
Studienziele das beherrschende Thema in allen hochschulpoliti¬
schen Gremien , auf allen Tagungen und Kongressen . Vom Wissen¬
schaftsrat über fast alle studentischen Gruppierungen bis zu den
Kulturpolitikern gilt die Studienreform als notwendige Vorausset¬
zung für eine Gesundung unseres Hochschulwesens überhaupt.

Die Hochschulen in ihrer überkommenen Zersplitterung , ihren
verhärteten Strukturen und unter ihren wachsenden Belastungen
haben jedenfalls — aus welchen Gründen auch immer — die Reform
des Studiums und der Lehre nicht zu Wege und nicht voranbringen
können . Die Universität pflegt vorrangig noch immer jenen Begriff
von Bildung , nach dem der Vorbereitung auf die berufliche Praxis,
als „Ausbildung " gekennzeichnet und diskreditiert , im Hochschul¬
bereich ein zu geringer Raum gewährt wird , obwohl jährlich zehn-
tausende junger Menschen von der Universität unmittelbar in einen
Beruf einsteigen . Die praxisorientierte Lehre wurde anderen Hoch¬
schularten , insbesondere der Fachhochschule und der Pädagogi¬
schen Hochschule überlassen , die beziehungslos neben der Univer¬
sität stehen.

Als Folge dieser Zersplitterung hat sich ein Studiengangsystem
entwickelt , das die einzelnen Studienrichtungen mit ihren unter¬
schiedlichen Studienabschlüssen voneinander trennt , statt sie einan¬
der zuzuordnen . Erfahrungsgemäß stellen sich Irrtümer über die
Fähigkeiten oder die Neigungen des Studenten erst im Laufe des
Studiums heraus . Die notwendigen Korrekturen müssen deshalb mit
Zeitverlust , Enttäuschung und sogar mit Scheitern bezahlt werden.
Die Prüfungserfolge sinken , die Abbruchquoten steigen , der Über¬
gang von einem Studiengang in den anderen ist mit einer Verlänge¬
rung der Studienzeit verbunden.

Das herkömmliche Hochschulsystem knüpft die Art der wissenschaft¬
lichen Ausbildung an die Art des Schulabschlusses . Abiturienten
sind nahezu ausschließlich auf akademische Berufsziele hin orien¬
tiert . Fachoberschüler werden von vornherein auf eine wissenschaft¬
lich nur ungenügend unterlegte Ausbildung verwiesen . Die Entschei¬
dung über ein entweder theoriebezogenes oder praxisorientiertes
Studium und damit auch über die Art des Studienabschlusses fällt
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also in der Regel bereits mit dem Eintritt in den Sekundarbereich.
Das ist zu früh angesichts der Tatsache , daß Einkommenserwartun¬
gen , soziale Sicherheit und Sozialprestige gegenwärtig in hohem
Maße und nahezu unkorrigierbar mit der Art des Studienabschlusses
verbunden sind.

Die Orientierung der Studiengänge und Studieninhalte auf tenden¬
ziell weitgefächerte Tätigkeitsfelder in Abkehr von historisch gepräg¬
ten engen Berufsbildern ist der eine Anspruch , den die Studien¬
reform erfüllen muß . Er folgt nicht zuletzt daraus , daß jede berufliche
Tätigkeit immer mehr Flexibilität und Fähigkeit zu selbständiger
Weiterbildung verlangt , da die Qualifikationsprofile der meisten
Berufe sich ständig verändern und spezielles Fachwissen schnell
veraltet.

Zum anderen erfordert es die zunehmende Bedeutung der Wissen¬
schaft bei der Berufsausübung , daß auch jene Studenten eine wis¬
senschaftlich fundierte Ausbildung erhalten , die einen anwendungs-
bezogenen Studiengang wählen . Die Hochschulausbildung soll
daher jeden Studierenden aktiv am Wissenschaftsprozeß beteiligen.
Andererseits müssen die Entwicklungen in der beruflichen Praxis
für Lehre und Studium nutzbar gemacht werden . Die Ausrichtung
der Studiengänge auf Tätigkeitsfelder darf dabei nicht zu einem
Verzicht auf fachliche Kompetenz in einer bestimmten Wissen¬
schaftsdisziplin führen . Das bedeutet , daß jedem Tätigkeitsfeld eine
dafür geeignete Wissenschaftsdisziplin schwerpunktmäßig zuzuord¬
nen ist . Innerhalb dieser Bezugsdisziplin aber hat die Vermittlung
eines breiten Grundlagenwissens , das sich auch auf die anderen
beteiligten Disziplinen des jeweiligen Tätigkeitsfeldes erstreckt,
Vorrang vor einer weiteren Spezialisierung auf Ausschnitte des
Faches oder bestimmte engere Berufsziele.

Die Studienreform muß die Trennung von Theorie und Praxis , der
eine Unterscheidung von höherwertiger Allgemeinbildung und min¬
derwertiger Berufsausbildung zugrundliegt , überwinden . Das be¬
deutet zum einen , daß alle neuen Studiengänge wissenschaftlicher
Denk - und Arbeitsweise verpflichtet sind , zum anderen aber die
Praxis ganz bewußt zum Gegenstand von Forschung und Lehre in
den Hochschulen gemacht werden , so daß beide Komponenten , die
Theorie und die Praxis , in allen Studienphasen als konstitutive
Elemente jeglicher berufsqualifizierender Hochschulausbildung ,wenn
auch mit unterschiedlicher Akzentsetzung in den einzelnen Studien¬
gängen , miteinander verbunden sind.

Die Gesamthochschulen sind nach Organisation und Aufgabe inte¬
grierte Gesamthochschulen . Sie besitzen wie andere wissenschaft-
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liehe Hochschulen das Recht auf Selbstverwaltung durch eigene
Organe sowie das Recht zu Promotion und Habilitation.

Ihre organisatorisch neue Form dient dem Auftrag zur Reform der
Lehre und des Studiums . Die neue Organisation

— schließt Universität , Pädagogische Hochschule und Fachhoch¬
schule zu einer neuen Einheit zusammen,

— bildet neue integrierte Grundeinheiten für Forschung und Lehre,
die auf Fachrichtungen und nicht auf Studiengänge bezogen sind,
den wissenschaftlichen Zusammenhang der einzelnen Fächer
berücksichtigen und interdisziplinäres Forschen und Studieren
ermöglichen,

— führt das wissenschaftliche Personal zu einer funktionalen Ein¬
heit von Lehrenden und Forschenden zusammen,

— überwindet die unterschiedlichen Zugangsvoraussetzungen , in¬
dem Studenten mit Abitur und mit Fachhochschulreife gemein¬
sam studieren.

Diese neue Form füllen die Gesamthochschulen mit neuen Inhalten:

— Sie verbinden die Aufgaben in Forschung und Lehre und Studium
miteinander , die bisher von Universitäten , Pädagogischen Hoch¬
schulen und Fachhochschulen getrennt wahrgenommen wurden.

— Das Studiengangsystem , das an ihnen entwickelt wurde , besteht
aus aufeinander bezogenen und untereinander durchlässigen
Studiengängen verschiedener Fachrichtungen , die innerhalb eines
Faches nach Dauer gestuft und nach Studienschwerpunkten diffe¬
renziert sind und mit einem Diplom abschließen.

— Fachoberschulabsolventen und Abiturienten erhalten die gleichen
Chancen , sich während des Studiums für den einen oder ande¬
ren Schwerpunkt , für den einen oder anderen Abschluß zu befä¬
higen und zu entscheiden.

Die Verwirklichung dieser Merkmale einer integrierten Gesamthoch¬
schule kann im einzelnen nicht verordnet werden . Gerade auf diesen
Gebieten gelten Selbständigkeit , Initiative und Verantwortung der
Hochschule und der Region . Der Staat kann hier nur anregen,
begleiten und unterstützen . Das ist in Nordrhein -Westfalen gesche¬
hen . Dabei wird die Freiheit von Forschung und Lehre als Kern der
Hochschulautonomie respektiert und geschützt . Innerhalb von sechs
Jahren haben die Gesamthochschulen die Grundlagen für ein
System von Forschung , Lehre und Studium erarbeitet , das gemes-
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sen an den Zielen der Hochschulreform in seiner Leistungsfähigkeit
den herkömmlichen wissenschaftlichen Hochschulen ebenbürtig ist.

Die Gesamthochschulen bieten seit dem Wintersemester 1973/74
die ersten integrierten Studiengänge an . Diese Studiengänge ste¬
hen in gleicher Weise Abiturienten und Fachoberschülern offen,
denn in der integrierten Gesamthochschule sollen nicht mehr der
Schulabschluß , sondern allein Interesse , Fähigkeit und Leistung
über das Studienziel entscheiden . Eine wissenschaftliche Begleit¬
untersuchung an der Gesamthochschule Essen ist inzwischen zu
dem Ergebnis gekommen , daß sich Abiturienten und Inhaber der
Fachhochschulreife hinsichtlich der Erfolgsquote am Ende des
Grundstudiums in integrierten Studiengängen nicht unterscheiden.
Die integrierten Studiengänge sehen ein gemeinsames Grundstu¬
dium vor . Der Student braucht in den ersten Semestern noch nicht
über die Schwerpunkte seines Studiums zu entscheiden . Die

Studiengänge führen über studienbegleitende Prüfungen nach
unterschiedlichen Studienzeiten und differenzierten Studieninhalten
zum Diplom -Abschluß . Sie entsprechen im Ansatz jenen Zielen , die
mit Chancengleichheit , Durchlässigkeit und Förderung der beruf¬
lichen Mobilität umschrieben werden . (Zur Struktur der integrierten
Studiengänge vgl . S . 35 ff.)

Das besondere Gewicht der praxisorientierten Lehre auf wissen¬
schaftlicher Grundlage an den Gesamthochschulen wird allerdings
nicht zu Lasten der Forschung gehen . An allen Gesamthochschulen
werden Forschungsschwerpunkte aufgebaut . Sie gehen von wissen¬
schaftlichen Problemen und Fragestellungen aus , die trotz ihrer
Bedeutung für die Weiterentwicklung unserer Gesellschaft und damit
auch für eine an den gesellschaftlichen Bedürfnissen ausgerichtete
Hochschulausbildung bisher zu kurz gekommen sind . Die neuen
interdisziplinären Forschungs - und Lehrschwerpunkte können später
die Eigenart jeder Gesamthochschule prägen . (Zur Forschung an
den Gesamthochschulen vgl . S . 58 ff.) Die Einrichtung von For¬
schungsschwerpunkten bedeutet überdies nicht , daß die Forschung
im allgemeinen vernachlässigt wird . Wie überall müssen die Hoch¬
schullehrer ihre Lehre grundsätzlich aus der Forschung ableiten.

Die Fernuniversität in Hagen hat als integrierte Gesamthochschule
den gleichen Auftrag zur Studienreform wie die zuvor gegründeten
fünf Gesamthochschulen . Im Unterschied zu allen anderen Hoch¬
schulen vermittelt die erste Fernuniversität der Bundesrepublik
Wissen durch Fernlehre mit Studienbriefen , Tonkassetten und
anderen Medien . Die neuen Medien erfordern neue Lehrmethoden.
Sie zwingen zu einer an definierten Lehrzielen orientierten Stoffaus-
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wähl und -darstellung . Das Studienangebot ist nach einem „Bau¬
kastensystem " organisiert . Es kann in grundständigen Studiengän¬
gen und in Einzelkursen wahrgenommen werden.

Mit einer Staffelung des Studienangebotes in Vollzeit -, Teilzeit-
(gleiches Programm , zeitlich gestreckt ) und Kursangebote nimmt
die Fernuniversität auf die individuellen Studiermöglichkeiten Rück¬
sicht . Für das Teilzeit - und das Vollzeitstudium gelten die Zugangs¬
berechtigungen wie für alle Gesamthochschulen . Es werden die
üblichen Diplome und Hochschulgrade erteilt . Für die Kurse kann
sich jedermann einschreiben . Ihr Abschluß wird durch Zertifikate
bescheinigt.

Wenn der Studienstoff auch grundsätzlich selbstunterrichtend ist,
so bietet die Fernuniversität doch Gelegenheit zu Kontakt , Anleitung
und Kommunikation . Dazu dienen die Studienzentren . Sie werden
nach den Grundsätzen der Regionalisierung des Bildungsangebotes
und der lokalen Erreichbarkeit für die Studenten eingerichtet . 35
Studienzentren haben den Studienbetrieb bereits aufgenommen,
davon 28 in Nordrhein -Westfalen . Der Besuch der Studienzentren
ist freiwillig . Die Studenten werden hier von Mentoren betreut , sie
erhalten Studienberatung , ihnen stehen Räume und Bücher zur
Verfügung . Sie haben die Möglichkeit zum sozialen Kontakt.

Der Fernstudent erfährt ein größeres Maß an studienbegleitender
Erfolgskontrolle und Beratung als üblich . Der Studienstoff ist in
überschaubare Einheiten gegliedert . Schriftliche Studienarbeiten
und Verständnisüberprüfungen geben der Hochschule die Möglich¬
keit , den Lernfortschritt des einzelnen Studenten zu beobachten und
individuelle Studienhilfen zu geben.

Das Fernstudium ist in seiner Vermittlungsform und der differen¬
zierbaren Zeitbelastung für die Studenten in besonderem Maße
geeignet , wissenschaftliche Weiterbildung zu ermöglichen . Deshalb
gehört wissenschaftliche Weiterbildung zu den besonderen Aufga¬
ben der Fernuniversität . Die variablen Bedingungen eines Fern¬
studiums eröffnen alle Möglichkeiten der Ergänzungs -, Fort - und
Auffrischungsbildung und geben damit die Chance zu lebenslangem
Lernen.

An den Gesamthochschulen des Landes Nordrhein -Westfalen nimmt
die Neuordnung des Hochschulbereichs Gestalt an . Alle Beteiligten
sind sich jedoch einig , daß es sich bei den bisher insgesamt
positiven Ergebnissen erst um Ansätze handeln kann , die der stän¬
digen Weiterentwicklung bedürfen . Der weitere Weg der Hochschul¬
reform ist mit davon abhängig , wie schnell und wie weit es gelingt,
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das in der Gesamthochschule verkörperte organisatorische und
inhaltliche Konzept für eine Verbindung von Forschung , Lehre und
Studium auf breiter Front zu verwirklichen . Das am 30. Januar 1976
in Kraft getretene Hochschulrahmengesetz des Bundes hat die not¬
wendigen einheitlichen Vorgaben und Handlungsinstrumente ge¬
schaffen , mit deren Hilfe sowohl die Strukturprobleme der Hoch¬
schulen als auch die Studienreform bewältigt werden können . Die
integrierten Gesamthochschulen des Landes Nordrhein -Westfalen
haben damit nicht zuletzt eine bundesrechtliche Bestätigung erfah¬
ren , da sie den reformprägenden Bestimmungen des Gesetzes über
die Aufgaben der Hochschulen in Studium , Lehre und Forschung
voll entsprechen . Für diese neuen Gesamthochschulen sind dabei
insbesondere folgende Festlegungen des Hochschulrahmengesetzes
von besonderer Bedeutung:

— An allen Hochschulen sollen in dafür geeigneten Fachrichtungen
inhaltlich und zeitlich gestufte und aufeinander bezogene Studien¬
gänge eingerichtet werden , die auf berufliche Tätigkeiten vorbe¬
reiten und die erforderliche Verbindung von Wissenschaft und
Praxis in der Ausbildung herstellen . Dabei muß erreicht werden,
daß diese Studiengänge innerhalb von Regelstudienzeiten abge¬
schlossen werden , die vier Jahre nicht überschreiten sollen . In
allen geeigneten Fachrichtungen müssen — auch an den Univer¬
sitäten — 3jährige Studiengänge eingerichtet werden . Aufgrund
des berufsqualifizierenden Abschlusses eines Studiengangs wird
unabhängig von dessen Regelstudiendauer ein Diplomgrad ver¬
liehen.

— Organisatorisches Grundprinzip des neuen Hochschulsystems ist
die Gesamthochschule in integrierter oder kooperativer Form.

— Die Verbindung von Forschung , Lehre und Studium gilt grund¬
sätzlich auch für die mehr anwendungsbezogenen Studiengänge.
Deshalb sind Forschungsmöglichkeiten auch dafür qualifizierten
Fachhochschullehrern zu eröffnen und wird auch die Anwendung
wissenschaftlicher Erkenntnisse in der Praxis zum Gegenstand
der Forschung an den Hochschulen erklärt.

— Für die Reform der Personalstruktur an den Hochschulen bringt
das Hochschulrahmengesetz die beamten - und korporationsrecht¬
liche Gleichstellung von Professoren mit besonderer Forschungs¬
qualifikation und von Professoren , die durch besondere Leistun¬
gen bei der Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse in der
Praxis ausgewiesen sind . Damit wird rechtlich ermöglicht , daß
das Lehrangebot in integrierten Studiengängen entsprechend
der Verflechtung von theoriebezogenen und praxisorientierten
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Studienelementen von den bisherigen ordentlichen Professoren
und Fachhochschullehrern gemeinsam und nach Maßgabe des
Schwergewichts ihrer jeweiligen besonderen Qualifikation gleich¬
berechtigt erbracht wird.

Auch auf dem Gebiet der Lehrerausbildung haben die Gesamthoch¬
schulen des Landes Nordrhein -Westfalen im Vorgriff auf gesetzliche
Regelungen bereits ein Stück Studienreform verwirklicht.

Seit dem Wintersemester 1973/74 werden dort Lehrer für alle Schul¬
stufen nach einem neuen Konzept ausgebildet , wie es in dem am
I . Mai 1975 in Kraft getretenen Lehrerausbildungsgesetz festgelegt
ist . Es verschafft den erziehungs - und gesellschaftswissenschaftli¬
chen Aspekten des Tätigkeitsfeldes Lehrer die ihnen für alle Schul¬
stufen gleichermaßen zukommende Bedeutung und ermöglicht eine
inhaltliche und strukturelle Integration der Fachstudien für die ver¬
schiedenen Schulstufen , was wiederum ein Wechsel zwischen den
einzelnen Lehramtsstudiengängen erleichtert.

Der Aufbau der sechs integrierten Gesamthochschulen des Landes
Nordrhein -Westfalen ist in der ersten Phase abgeschlossen . Ihre
Organe und Gremien sind funktionsfähig , die neu strukturierten
Fachbereiche erfüllen ihre Aufgaben in Forschung und Lehre , die
zentralen Hochschuleinrichtungen und 35 Studienzentren der Fern¬
universität haben ihre Arbeit aufgenommen . Die geplanten inte¬
grierten Studiengänge und die Lehramtsstudiengänge sind einge¬
richtet . Die Steigerung der Studentenzahl von anfänglich 18 000 auf
nahezu 45 000 zeigt , daß die Gesamthochschulen trotz des hohen
Aufbautempos ihren Beitrag zur Bewältigung der Studentenlawine
leisten und von den Studenten auch tatsächlich angenommen wer¬
den , und zwar trotz unvermeidbarer Bauverzögerungen und der
Risiken und Schwierigkeiten eines neuen Studiengangsystems.

Die jetzt erreichte Phase der Konsolidierung , aber auch der Weiter¬
entwicklung der inneren Strukturen und inhaltlichen Programme
gibt den Blick frei für einige Probleme , deren Lösung nunmehr in
Angriff genommen werden muß . Sie ergeben sich insbesondere aus
der Schwierigkeit , ein Studiengangsystem zu verwirklichen , das
strukturelle und inhaltliche Integration , also Vereinheitlichung , mit
struktureller und inhaltlicher Differenzierung , also Aufgliederung
und Abstufung , in Einklang bringt . In der Sicht nach außen geht es
vor allem um die Anerkennung der Gesamthochschulen als wissen¬
schaftliche Hochschulen mit wissenschaftlichen Diplomstudiengän¬
gen . Der Streit hierüber resultiert aus dem Wissenschaftsverständnis
der Universitäten einerseits und den reformierten Aufgaben der
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Gesamthochschulen andererseits . Dort die Betonung der theoreti¬
schen , also gedanklich abstrakten Durchdringung und Ordnung der
Phänomene , hier die Hinzunahme des Anwendungsfalles , der Um¬
setzung der Theorie in die Praxis als konstitutives Element wissen¬
schaftlicher Ausbildung . Da nach herkömmlicher Anschauung die
Wissenschaftlichkeit eines Studiengangs außerdem eine 8-semestrige
Regelstudiendauer vorauszusetzen scheint , verwundert es nicht , daß
insbesondere gegen die Qualität der 6-semestrigen Abschlüsse
innerhalb integrierter Studiengänge noch Bedenken erhoben wer¬
den . Die Einrichtung 6-semestriger Studiengänge an den Universitä¬
ten wird solche Vorurteile sicherlich abbauen helfen . Entscheidend
wird allerdings sein , daß dem neu akzentuierten Wissenschaftsbe¬
griff der Gesamthochschulen allgemeine Geltung verschafft wird.
Das Land Nordrhein -Westfalen will diesen Anerkennungsprozeß
nicht zuletzt dadurch fördern , daß die Gesamthochschulen landes¬
gesetzlich als wissenschaftliche Hochschulen abgesichert werden.
Als langfristiges politisches Ziel ist in diesem Zusammenhang
schließlich die Beseitigung der unterschiedlichen Einstufung 6-se¬
mestriger und 8-semestriger wissenschaftlicher Hochschulabschlüsse
im Laufbahn - und Besoldungsrecht anzustreben , da in einer sozial
gerechten Gesellschaftsordnung Berufschancen und Fortkommen
nicht durch Studiengänge festgeschrieben sein dürfen.
Was die Probleme im Innern der Gesamthochschulen betrifft , so
handelt es sich hier — abgesehen von dem Erfordernis , die per¬
sonelle und sachliche Ausstattung in manchen Bereichen noch
zu verbessern —vor allem um folgende Punkte:
— Im Schulbereich gibt es noch keinen einheitlichen Schulabschluß

als Zugangsvoraussetzung zur Hochschule . Die Zusammenführung
von Fachoberschulabsolventen und Abiturienten mit ihren unter¬
schiedlichen Vorbildungen in den integrierten Studiengängen
birgt die Gefahr in sich , daß entweder die eine Gruppe wegen zu
hoher Anforderungen im Studium zu scheitern droht , was nicht
zuletzt eine Revision der Startchancengleichheit bedeuten würde,
oder aber , daß das Gesamtniveau der Ausbildung gedrückt wer¬
den muß . Die Lösung des Problems hängt entscheidend davon
ab , ob die für jeden integrierten Studiengang angebotenen
Brückenkurse ihre Ausgleichsfunktion erfüllen können . Die stän¬
dige Überprüfung und Weiterentwicklung dieser Brückenkurse
gehört deshalb zu den wichtigen Aufgaben einer Studienreform
durch integrierte Studiengänge.

— Die personelle Integration von beamteten Professoren einerseits
und Fachhochschullehrern andererseits wird z . Z. noch durch
strukturell , rechtlich und sozial bedingte Spannungen zwischen
den beiden Gruppen erschwert . Im Kern handelt es sich dabei

21



um psychologische Probleme , die weniger durch Anordnungen
als vielmehr durch Stärkung der Bereitschaft zur Kooperation
gelöst werden können . Voraussetzung dafür ist , daß die Arbeits¬
bedingungen der Fachhochschullehrer an den Gesamthochschu¬
len verbessert werden . Bei der Umsetzung des Hochschulrahmen¬
gesetzes , das für die Neuordnung der Personalstruktur durchaus
brauchbare Lösungen anbietet , muß vermieden werden , daß die
übergeleiteten Fachhochschullehrer in die Rolle von Professoren
minderen Ranges gedrängt werden.

—Der Praxisbezug in Lehre und Ausbildung muß weiter gestärkt
werden . Zu diesem Zweck sollen Praxisphasen innerhalb jedes
integrierten Studiengangs eingerichtet werden . Im personellen
Bereich ist ein sogenanntes Praxisfreisemester für Fachhoch¬
schullehrer entsprechend den Forschungsfreisemestern für be¬
amtete Professoren eingeführt worden (vgl . hierzu S . 46 f.).

— Als Folge der miteinander konkurrierenden , zeitlich gestuften
Studienabschlüsse innerhalb einer Fachrichtung ist ein starker
Trend der Studenten zu den 8-semestrigen Studiengangszweigen
zu verzeichnen . Das liegt nicht an konzeptionellen Schwächen
des 6-semestrigen Studiums , sondern muß als die natürliche
Erscheinung begriffen werden , daß die meisten Menschen von
zwei möglichen Zielen zunächst das weiter gesteckte wählen und
insbesondere dasjenige , das bessere Berufschancen eröffnet.
Um die Attraktivität der Studiengangszweige mit 3-jähriger Re¬
gelstudiendauer zu erhöhen , wird deshalb zur Zeit erwogen , im
Anschluß an den 6-semestrigen Abschluß eines integrierten
Studiengangs ein weiterführendes Aufbaustudium anzubieten
(vgl. hierzu S . 47 f.).

Die Hochschulpolitik des Landes Nordrhein -Westfalen hat sich
bewußt nicht darauf beschränkt , abzuwarten , bis alle Randbedin¬
gungen für optimale Lösungen vorliegen . Die Gleichheit der Chan¬
cen für alle , zu einer Bildung,und Ausbildung zu gelangen , die den
individuellen Neigungen und Fähigkeiten wie den gesellschaftlichen
Bedürfnissen entspricht , läßt sich nicht durch einen großen Wurf
erreichen . Chancenungleichheit und Ausbildungsmängel können nur
schrittweise abgebaut werden . Diese Schritte erscheinen manchen
zu nüchtern und pragmatisch , anderen sind sie zu ideologisch und
zu eilig . Die bisherigen Erfahrungen aus der Aufbauarbeit an den
Gesamthochschulen zeigen aber , daß der eingeschlagene Weg zur
Reform unseres Hochschulwesens gangbar und richtig ist.
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2.Errichtung , Organisation,
Aufbau und Studienangebot

2.1 Errichtung
Grundlage für die Errichtung der fünf Gesamthochschulen in Duis¬
burg , Essen , Paderborn , Siegen und Wuppertal zum I . August 1972
ist das Gesamthochschulentwicklungsgesetz (GHEG ) vom 30. Mai
1972 (das Gesetz ist als Anlage 1 abgedruckt ).

Die neuen Gesamthochschulen bauen auf einem Kern von insgesamt
elf an den Standorten bereits vorhandenen Hochschuleinrichtungen
auf , die mit ihrem Bestand an Studenten und Personal in sie über¬
geleitet worden sind . Es sind dies bei allen Gesamthochschulen je
eine Abteilung der Pädagogischen Hochschulen und eine Fachhoch¬
schule ; in Essen zusätzlich das bisher zur Universität Bochum ge¬
hörende Klinikum.

In die Gesamthochschulen wurden am I . August 1972 übergeleitet:

— In Duisburg die Abteilung Duisburg der Pädagogischen Hoch¬
schule Ruhr und die Fachhochschule Duisburg.

— In Essen die Abteilungen für Theoretische und Praktische Me¬
dizin der Universität Bochum (Klinikum ), die Abteilung Essen der
Pädagogischen Hochschule Ruhr und die Fachhochschule Essen.

— In Paderborn die Abteilung Paderborn der Pädagogischen Hoch¬
schule Westfalen -Lippe und die Fachhochschule Paderborn mit
Abteilungen in Höxter , Meschede , Paderborn und Soest.

— In Siegen die Abteilung Siegerland der Pädagogischen Hoch¬
schule Westfalen -Lippe und die Fachhochschule Siegen mit Ab¬
teilungen in Siegen und Gummersbach.

— In Wuppertal die Abteilung Wuppertal der Pädagogischen Hoch¬
schule Rheinland und die Fachhochschule Wuppertal.

Die Gesamthochschulen haben den gesetzlichen Auftrag , die von
den wissenschaftlichen Hochschulen und den Fachhochschulen
wahrzunehmenden Aufgaben in Forschung , Lehre und Studium mit
dem Ziel der Integration zu Vereinigen und Aufgaben der Fort - und
Weiterbildung wahrzunehmen (vgl . § 1 GHEG ).

Im übrigen gilt für die Gesamthochschulen das Hochschulgesetz des
Landes Nordrhein -Westfalen vom 7. April 1970 (GV. NW. S. 254),
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i. d . F. vom 31. Juli 1974 , soweit sich aus dem Gesamthochschulent-
.wicklungsgesetz nichts anderes ergibt.

Die Standortplanung folgte dem Prinzip der Regionalisierung des
Hochschulausbaus . Dessen Ziel ist eine regional und fachlich diffe¬
renzierte und ausgewogene Hochschulstruktur , die einerseits beson¬
ders auf sozial schwächere Schichten bildungswerbend wirkt und
andererseits die regionale Wirtschaftsstruktur verbessert . ,

Die hochschulplanerischen Grunddaten über die Ausbauziele der
neuen Gesamthochschulen , insbesondere über Fächerverteilung,
Studiengänge und Zahl der Studienplätze wurden bereits im Jahre
1971 ermittelt und festgelegt . Die wichtigsten Daten ergeben sich
aus der Antwort der Landesregierung auf die Große Anfrage 3 der
CDU-Fraktion , die dem Landtag am 19. Oktober 1971 zugeleitet
worden ist . Diese Entwicklungsplanung ist inzwischen in bezug auf
die Fächerverteilung nach Studienplätzen fortgeschrieben worden.
Nach dem neuesten Stand sind für die fünf Gesamthochschulen
für die Zeit nach 1980 insgesamt 42 700 Studienplätze vorgesehen
(vgl. hierzu S . 76 ff.).

Grundlage für die Errichtung der Fernuniversität als Gesamthoch¬
schule ist das Gesetz über die Errichtung einer Fernuniversität in
Nordrhein -Westfalen — FUEG — vom 26. November 1974 (GV.NW.
S . 1470). Es enthält die notwendigen Regelungen über Errichtung
und Aufbau der Hochschule und betont den pädagogischen Auftrag
in der Fernvermittlung des Lehrstoffes und die Weiterbildungsauf¬
gaben . Im übrigen nimmt es Bezug auf das Gesamthochschulentwick¬
lungsgesetz und auf das Hochschulgesetz . Die allgemeine Aufga¬
benstellung der Fernuniversität und die der Studienreform verpflich¬
tete Neuordnungsstruktur entsprechen daher den anderen inte¬
grierten Gesamthochschulen des Landes.

2.2 Organisation

2.2.1 Prinzipien

Die organisatorischen Grundprinzipien der zum 1. August 1972
errichteten Gesamthochschulen ergeben sich aus dem Gesamthoch¬
schulentwicklungsgesetz und aus der „Vorläufigen Grundordnung"
(VGrundO ), die der Minister für Wissenschaft und Forschung gemäß
der Ermächtigung in § 18 Abs . 1 GHEG für jede Gesamthochschule
erlassen hat (als Beispiel ist die VGrundO der Gesamthochschule
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Wuppertal in der Fassung vom 24. Juni 1975 als Anlage 2 abge¬
druckt ). Diese Grundordnungen , die zum Errichtungszeitpunkt der
Gesamthochschulen in Kraft getreten sind , bilden bis zur Verab¬
schiedung der Gesamthochschulsatzungen durch die Gesamthoch¬
schulen deren Verfassung . Alle fünf Grundordnungen stimmen in
ihrem Wortlaut weitgehend überein . Abweichungen ergeben sich im
wesentlichen lediglich bei der Fachbereichsgliederung . Für die
Gesamthochschule Essen wurde eine zusätzliche Regelung ge¬
troffen , die den Besonderheiten des Klinikums Rechnung trägt.

Im einzelnen ist die Organisation der Selbstverwaltung durch folgen¬
de Prinzipien gekennzeichnet:

— Bildung eines Gründungssenats , dessen Zusammensetzung in
§ 19 GHEG geregelt ist , als zentrales Entscheidungsorgan der Ge¬
samthochschule in allen Grundsatz - und Koordinierungsfragen
(kein Konvent ; Aufgaben , die ihm nach dem Hochschulgesetz
obliegen , nimmt in der Gründungsphase der Minister für Wissen¬
schaft und Forschung nach § 18 GHEG wahr ) ;

— Einführung der Rektoratsverfassung mit einem Gründungsrek¬
torat als kollegialem Leitungsorgan der Gesamthochschule , be¬
stehend aus dem Gründungsrektor , drei Konrektoren und dem
Kanzler;

— Festlegung der Aufgaben und Befugnisse des Kanzlers , der die
Geschäfte der Hochschulverwaltung führt und für den Haushalt
verantwortlich ist;

— Bildung von drei Ständigen Kommissionen (Struktur - und Haus¬
haltskommission , Studienkommission und Forschungskommis¬
sion ), die zwischen Gründungssenat und Gründungsrektorat an¬
gesiedelt sind und die Arbeit dieser Gremien vorbereitend und
beratend unterstützen;

— Bildung von „Gemeinsamen Ausschüssen " mehrerer Fachbe¬
reiche auf der Fachbereichsebene (neben den Fachbereichs¬
organen Fachbereichsversammlung , Fachbereichsrat und Dekan ),
die wegen der fachbezogenen und studiengangübergreifenden
neuen Fachbereichsstruktur unter anderem die Befugnisse haben,
Studien - und Hochschulprüfungsordnungen zu beschließen und
Studienpläne aufzustellen , an die die beteiligten Fachbereiche
gebunden sind;

— Festlegung der Paritäten in den Gremien der Gesamthochschule
und der Fachbereiche nach dem Grundsatz einer funktionsbe¬
stimmten Mitwirkung aller Hochschulgruppen;
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— Verpflichtung der Gesamthochschulen , als zentrale Einrichtun¬
gen eine Gesamthochschulbibliothek , ein Hochschuldidaktisches
Zentrum und eine zentrale Studienberatungsstelle einzurichten,
Präzisierung dieser Aufgaben und der Organisationsgrundsätze;

— Bildung eines Kuratoriums , dessen Mitglieder zur Hälfte vom
Gründungssenat der Gesamthochschule und zur Hälfte vom Rat
der Stadt , in der die Gesamthochschule ihren Sitz hat , benannt
werden und das den Aufbau der Gesamthochschule und ihre
Integration in die Region durch geeignete Maßnahmen unter¬
stützen soll.

Insgesamt enthalten die Vorläufigen Grundordnungen in sich aus¬
gewogene Regelungen , die zumindest während der Gründungs¬
phase eine ausreichende Grundlage für die Selbstverwaltung der
Gesamthochschulen darstellen.

Für die Fernuniversität hat der Minister für Wissenschaft und
Forschung aufgrund von § 4 Abs . 1 Satz 2 Nr. 4 FUEG in Abstim¬
mung mit der Hochschule eine Vorläufige Grundordnung erlassen
(abgedruckt als Anlage 3). Sie ist am 16. Februar 1976 in Kraft
getreten . Struktur und Grundprinzipien entsprechen denen der fünf
anderen Gesamthochschulen . Abweichungen ergeben sich aus den
besonderen Aufgaben der Fernuniversität . Darum gibt es einen
vierten Prorektor und eine vierte Ständige Kommission für Weiter¬
bildung . Deshalb sind neben den üblichen zentralen Einrichtungen
ein Zentrum für Fernstudienentwicklung und ein zentrales Institut
für Fernstudienforschung geschaffen worden . Im Kuratorium der
Fernuniversität sind wegen des über das Land hinausgehenden
Auftrages der Hochschule neben weiteren Fachleuten Vertreter von
Bund und Ländern tätig.

2.2.2 Fachbereichsgliederung

Nach § 14 Abs . 1 GHEG waren die am 1. August 1972 vorhandenen
Grundeinheiten von Forschung und Lehre der übergeleiteten Ein¬
richtungen unverändert in die Gesamthochschule zu überführen . Bei
einer Addition dieser sehr heterogenen und meist studiengangbe-
zogenen Fachbereiche und Seminare hätten sich jedoch alsbald ein
„Universitätsbereich ", ein „PH-Bereich " und ein „Fachhochschul¬
bereich " entwickelt . Damit wäre an der Abschottung der Studien¬
gänge festgehalten und die Studienreform schon im Ansatz gefähr¬
det worden : im Ergebnis wären kooperative Gesamthochschulen
entstanden.
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Um die integrierte Gesamthochschule vorzubereiten , wurden des¬
halb gemäß § 18 Abs . 1 Nr. 3 GHEG die alten Grundeinheiten auf¬
gelöst und neue Fachbereiche gebildet.

Die neuen Fachbereiche sind im Gegensatz zu den bisherigen
Strukturen rein fachbezogen angelegt . Sie übergreifen in der Regel
mehrere Studiengänge und fassen alle wissenschaftlichen Einrich¬
tungen eines Faches oder mehrerer verwandter Fächer zusammen
und bieten die fachspezifische Lehre für alle beteiligten Studien¬
gänge an (z . B. Mathematik für die Studiengänge mit den Abschlüs¬
sen „Diplom -Mathematiker ", „Diplom -Ingenieur " und „Lehrer ").

Einem Fachbereich gehören alle Hochschullehrer an , die überwie¬
gend in Fächern des Fachbereichs tätig sind . Einem Fachbereich
sind alle Studenten zugeordnet , deren Studienfächer ganz oder
teilweise von diesem Fachbereich angeboten werden.

Durch diese übergreifende Fachbereichsgliederung soll die horizon¬
tale und vertikale Integration von Studiengängen gefördert und
interdisziplinäres Forschen und Lehren ermöglicht werden . Daneben
soll sie auch die personelle Integration des Lehr - und Forschungs¬
personals erleichtern.

Diese übergreifende Fachbereichsgliederung ist inzwischen auf
Initiative der Gesamthochschulen hin modifiziert worden , ohne daß
dabei das Prinzip der Fachbezogenheit aufgegeben worden wäre.
Besonders im naturwissenschaftlichen Bereich war eine stärkere
fachspezifische Aufgliederung notwendig , die dazu geführt hat , daß
für Mathematik , Physik und Chemie jeweils eigene Fachbereiche ge¬
bildet worden sind.

Als Beispiel einer Fachbereichsgliederung nach dem heutigen Stand
sei die der Gesamthochschule Wuppertal wiedergegeben:
(vgl . § 23 Abs . 1 VGrundO , Anlage 2)

Fachbereich 1 : Gesellschaftswissenschaften mit den Fächern So¬
ziologie , Politikwissenschaft , Geschichte , Geogra¬
phie

Fachbereich 2 : Philosophie — Theologie mit den Fächern Philoso¬
phie , ev . Theologie , kath . Theologie

Fachbereich 3 : Erziehungswissenschaften mit den Fächern Päd¬
agogik , Psychologie , Sportpädagogik , Technologie

Fachbereich 4 : Sprach - und Literaturwissenschaften mit den Fä¬
chern Germanistik , Anglistik/Amerikanistik , Roma¬
nistik , Allgemeine Literaturwissenschaft
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Fachbereich 5 : Design — Kunst - und Musikpädagogik — Druck
mit den Fächern Industrial -Design , Visuelle Kommu¬
nikation , Kunstpädagogik , Musikpädagogik , Drucke¬
reitechnik

Fachbereich 6 : Wirtschaftswissenschaft mit den Fächern Wirt¬
schaftswissenschaft , Hauswirtschaftswissenschaft

Fachbereich 7 : Mathematik mit dem Fach Mathematik

Fachbereich 8 : Naturwissenschaften I mit dem Fach Physik

Fachbereich 9 : Naturwissenschaften II mit den Fächern Chemie,
Textilchemie , Biologie

Fachbereich 10 : Architektur — Innenarchitektur mit den Fächern
Architektur , Innenarchitektur

Fachbereich 11: Bautechnik mit den Fächern Allgemeiner Ingenieur¬
bau , Konstruktiver Ingenieurbau , Verkehrsbau , Ver¬
kehrsplanung

Fachbereich 12 : Maschinentechnik mit den Fächern Allgemeiner
Maschinenbau , Fertigungstechnik , Konstruktions¬
technik

Fachbereich 13: Elektrotechnik mit den Fächern Allgemeine Elek¬
trotechnik , Automatisierungstechnik , Elektrische
Energietechnik , Nachrichtentechnik

Fachbereich 14 : Sicherheitstechnik mit dem Fach Sicherheitstechnik

Die Fernuniversität hat bisher folgende Fachbereiche (vgl . § 23
Abs . 1 VGrundO , Anlage 3):

1. Mathematik
2. Erziehungswissenschaften
3. Wirtschaftswissenschaft.

Weitere Fachbereiche für Geistes - und Gesellschaftswissenschaften,
Naturwissenschaften und Ingenieurwissenschaften sind im Aufbau
(vgl . S . 31).

2.2.3 Zentrale Einrichtungen

An den Gesamthochschulen sind als Zentrale Einrichtungen errichtet:

- die Gesamthochschulbibliothek (vgl . hierzu S. 64 ff.)
- das Hochschuldidaktische Zentrum (vgl . hierzu S . 67 f.)
- die zentrale Studienberatungsstelle (vgl . hierzu S. 71)
- das audiovisuelle Medienzentrum (vgl . hierzu S . 69)
- das Rechenzentrum
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Die Fernuniversität hat außerdem

—ein Zentrum für Fernstudienentwicklung und
—ein zentrales Institut für Fernstudienforschung (vgl . hierzu S . 68).

2.3 Aufbau

Rechtzeitig zum Errichtungstermin konnten alle notwendigen Maß¬
nahmen getroffen werden , um die neuen Gesamthochschulen in
Duisburg , Essen , Paderborn , Siegen und Wuppertal am I . August
1972 handlungsfähig zu machen.

Berufung von Gründungsrektoren:

Gemäß § 18 GHEG wurde im Benehmen mit den übergeleiteten
Einrichtungen für jede Gesamthochschule der Gründungsrektor
berufen.

Alle Gründungsrektoren sind ordentliche Professoren an der jewei¬
ligen Gesamthochschule und damit auch korporationsrechtlich mit
ihr verbunden.

Berufung der Gründungssenate:
Nach dem Gesamthochschulentwicklungsgesetz war dem Minister
für Wissenschaft und Forschung aufgegeben , für jede Gesamthoch¬
schule einen Gründungssenat zu berufen , dem jeweils — außer
Gründungsrektor und Kanzler — zehn (Essen : 15) von den über¬
geleiteten Einrichtungen gewählte Mitglieder und bis zu zehn
(Essen : 15) vom Minister für Wissenschaft und Forschung im Beneh¬
men mit den übergeleiteten Einrichtungen ernannte Mitglieder ange¬
hören . Die Wahlen für den Gründungssenat fanden in der über¬
geleiteten Einrichtungen aufgrund einer vom Minister für Wissen¬
schaft und Forschung erlassenen Wahlordnung im Juni 1972 statt.
Aus jeder Einrichtung wurden zwei Hochschullehrer , ein wissen¬
schaftlicher Mitarbeiter (mit Ausnahme der Fachhochschulen ), ein
Student (bei Fachhochschulen zwei Studenten ) und ein nichtwissen¬
schaftlicher Mitarbeiter gewählt.

Die vom Minister für Wissenschaft und Forschung zu berufenden
Mitglieder der Gründungssenate sollten gemäß § 19 GHEG in der
Regel Fachvertreter neu einzuführender Studiengänge sein . Für
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diesen Teil der Gründungssenate sind im Gesamthochschulentwick¬
lungsgesetz keine Paritäten testgesetzt . Es war jedoch von Anfang
an vorgesehen , neben Hochschullehrern auch wissenschaftliche Mit¬
arbeiter und graduierte Studenten zu berufen . In allen Fällen wurde
Wert darauf gelegt , daß die Bewerber ebenso wie die Gründungs¬
rektoren bereit waren , sich zugleich mit der Berufung in den Grün¬
dungssenat auch korporationsrechtlich an die Gesamthochschule zu
binden.

Frei werdende Sitze für Gründungssenatoren , die vom Minister für
Wissenschaft und Forschung zu berufen sind , werden nunmehr auf
Vorschlag der Hochschule wieder besetzt.

Bestellung der Kanzler:
Die Kanzler wurden im August 1972 im Benehmen mit den über¬
geleiteten Einrichtungen bestellt.

Um den Aufbau der Verwaltung zu erleichtern , wurde nach Erörte¬
rung mit den Kanzlern ein einheitlicher Verwaltungsgliederungsplan
für alle fünf Gesamthochschulen in Kraft gesetzt und ein Muster-
geschäftsverteilungsplan erlassen.

Bildung der Gründungsrektorate:
Alle Gesamthochschulen haben entsprechend den Vorschriften der
Vorläufigen Grundordnungen jeweils drei Konrektoren gewählt , die
zusammen mit dem Gründungsrektor und dem Kanzler das Grün¬
dungsrektorat bilden und zugleich Vorsitzende einer Ständigen
Kommission sind.

Konstituierung der Kuratorien:
Für die im Jahre 1972 errichteten Gesamthochschulen sind die Kura¬
torien gemäß § 22 GHEG gebildet worden . Das Kuratorium der Fern¬
universität hat sich im Jahre 1977 konstituiert.

Aufnahme in das Hochschulverzeichnis:

Nach positiver Stellungnahme des Wissenschaftsrats wurden die
Gesamthochschulen Anfang 1973, die Fernuniversität Ende 1976, von
der Bundesregierung in das Hochschulverzeichnis nach dem Hoch¬
schulbauförderungsgesetz aufgenommen.
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Fernuniversität:

Der rasche Aufbau der Femuniversität ist dadurch gekennzeichnet,
daß bereits ein Jahr nach der Gründung , also im Jahre 1975 , für
1331 Studenten ein geordneter Studienbetrieb gesichert war . Grün¬
dungsrektor und zahlreiche Hochschullehrer sind berufen , der Kanz¬
ler ist ernannt , Verwaltung , Bibliothek und Rechenzentrum sind
eingerichtet , Senat , Rektorat und Fachbereichskommissionen arbei¬
ten . Bildungsexperten aus der ganzen Bundesrepublik und aus dem
Ausland , die ins Kuratorium berufen worden sind , beraten die Fern¬
universität.

Inzwischen bietet die Fernuniversität 11 588 Studierenden Studien¬
möglichkeiten mit Diplomabschluß und zur Ausbildung für das
Lehramt für die Sekundarstufe II in den Fächern Wirtschaftswissen¬
schaften und Mathematik sowie in erziehungswissenschaftlichen
Begleitfächern . Ferner sind Einzelkurse in Rechtswissenschaften,
Elektrotechnik und Informatik im jetzigen Lehrangebot der Fern¬
universität.

Auf Dauer sollen alle wichtigen Wissenschaftsbereiche von der
Fernuniversität vertreten werden.

Die Landesregierung hat in der Zwischenzeit über eine zweite
Ausbaustufe der Fernuniversität entschieden , die aus der ersten
entwickelt werden soll . Danach sollen Elektrotechnik und Informatik
zu Diplomstudiengängen ausgebaut werden . Rechtswissenschaft¬
liche Angebote sollen erweitert werden für eine Ausbildung zum
Lehramt für die Sekundarstufe II und zur wissenschaftlichen Weiter¬
bildung . Es sollen Grundlagenangebote in Biologie , Chemie und
Physik zur Kombination mit Angeboten anderer Hochschulen sowie
zur wissenschaftlichen Weiterbildung einschließlich der Lehrerfort¬
bildung erarbeitet werden . Pädagogik , Soziologie , Politologie , Philo¬
sophie , Kunstgeschichte , Geschichte und Literatur sollen mit Ab¬
schlußmöglichkeiten der Promotion und des Magister Artium sowie
zur wissenschaftlichen Weiterbildung aufgebaut werden . Schließlich
soll die Fernuniversität sachlich und zeitlich beschränkte Lehrange¬
bote entwickeln , so z. B. für Brückenkurse zum Erwerb der fach¬
gebundenen Hochschulreife.
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3. Einrichtung integrierter Studiengänge

3.1 Verfahren der Studienreform

Die Einrichtung der integrierten Studiengänge an den Gesamthoch¬
schulen Duisburg , Essen , Paderborn , Siegen und Wuppertal vollzog
sich nach folgendem Verfahren:

— Mit Erlaß vom 21. Dezember 1972 legte der Minister für Wissen¬
schaft und Forschung fest , welche neuen Studiengänge zum Win¬
tersemester 1973/74 bzw . zum Wintersemester 1974/75 an den
Gesamthochschulen eingerichtet werden sollen und stellte nach
Abstimmung mit den Gesamthochschulen zugleich allgemeine
Grundsätze für die Entwicklung integrierter Studiengänge auf.
Diese Grundsätze betreffen insbesondere die mögliche Struktur
der neuen Studiengänge , Zugangsvoraussetzungen , Studien¬
dauer , Prüfungen , Übergänge und Abschlüsse sowie Zeitplanung
und Verfahren (der Erlaß ist als Anlage 4 abgedruckt ).

— Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze beschlossen die Grün¬
dungssenate der Gesamthochschulen Richtlinien für die Erarbei¬
tung von Studienordnungen und Prüfungsordnungen.

— Gemeinsame Ausschüsse der Gesamthochschulen , die für jeden
neu einzurichtenden Studiengang gebildet wurden , erarbeiteten
auf der Grundlage der Richtlinien der Gründungssenate Entwürfe
für die Studienordnungen und Prüfungsordnungen . Die Mitglieder
der Ausschüsse unterrichteten die entsendende Gesamthoch¬
schule laufend über die Arbeitsschritte und vermittelten Anre¬
gungen der Gesamthochschulen an die Ausschüsse.

— Auf der Grundlage der von den Arbeitsausschüssen vorgelegten
Entwürfe beschlossen die zuständigen Fachbereichsräte die end¬
gültige Fassung der Studienordnungen und Prüfungsordnungen
und legten diese den Gründungssenaten zur Zustimmung vor.

— Zur gegenseitigen Information und Abstimmung und damit auch
zur Vermeidung von langwierigem Schriftwechsel im Zuge des
Genehmigungsverfahrens wurden Vertreter des Ministers für
Wissenschaft und Forschung zu den Sitzungen der gemeinsamen
Ausschüsse und zu den abschließenden Beratungen in den Fach¬
bereichsräten hinzugezogen.

— Schließlich legten die Gesamthochschulen die von den Grün¬
dungssenaten verabschiedeten Studienordnungen und Prüfungs¬
ordnungen dem Minister für Wissenschaft und Forschung zur
formellen Genehmigung vor.

34



Die Studien - und Prüfungsordnungen der Fernuniversität werden
entsprechend dem zuvor geschilderten Verfahren in Zusammen¬
arbeit zwischen Hochschule und Ministerium erstellt . Die in diesen
Ordnungen festgelegten Lehrinhalte werden für Studienbriefe oder
andere Medien zunächst von Fachwis vsenschaftlern ausgearbeitet
und sodann von Bildungstechnologen auf ihre Verwendbarkeit im
Fernunterricht überprüft . Die daraus entstandenen Lehrangebote
werden zusammen mit Studenten erprobt . Das gewährleistet , daß
das Lehrangebot der Fernuniversität sofort evaluiert und ständig
verbessert werden kann.

Die Gesamthochschulen haben für alle integrierten Studiengänge
Studienordnungen und Prüfungsordnungen vorgelegt.

Der Minister für Wissenschaft und Forschung hat die Ordnungen
mit „Maßgaben " und „Hinweisen für die spätere Überarbeitung"
genehmigt.

Die „Maßgaben " waren notwendig , um — trotz neuer Strukturen der
integrierten Studiengänge — die gebotene Einheitlichkeit im Hoch¬
schulwesen zu gewährleisten , die Übergänge zwischen Gesamt¬
hochschulen und zu anderen wissenschaftlichen Hochschulen zu
erleichtern und die Prüfungen objektivierbar und hochschulgemäß
auszugestalten.

Auch die „Maßgaben " stehen zur Disposition , falls ihre Erprobung
bessere Lösungen nahelegt.

3.2 Struktur der integrierten Studiengänge
Die für die integrierten Studiengänge genehmigten Studienordnun¬
gen und Prüfungsordnungen berücksichtigen die strukturellen und
inhaltlichen Kriterien , wie sie sich im wesentlichen aus dem in § 1
des Gesamthochschulentwicklungsgesetzes formulierten Auftrag der
Gesamthochschulen und aus den im Erlaß vom 21. Dezember 1972
niedergelegten Grundsätzen (vgl . Anlage 4) ergeben . Die in den
jeweiligen Fachrichtungen bereits vorhandenen Studiengänge der
in die Gesamthochschulen übergeleiteten Einrichtungen wurden in
jedem Fall in die Integration einbezogen.

Die integrierten Studiengänge sollen dem Studenten in einem
3-jährigen oder 4-jährigen Studium eine Berufsqualifikation vermit-
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teln . Im Unterschied zu den herkömmlichen universitären Ausbil¬
dungsgängen wird dabei versucht , die Studieninhalte an weiter
gefaßten Tätigkeitsfeldern auszurichten , die bisher überwiegend
anhand von betrieblichen Funktionsbereichen und Schnittlinien der
horizontalen und vertikalen Arbeitsteilung definiert wurden (z. B. im
ingenieurwissenschaftlichen und naturwissenschaftlichen Bereich:
Forschung , Lehre , Entwicklung , Herstellung , Vertrieb , Management ).
Die Ablösung traditioneller Berufsbilder durch neuartige Tätigkeits¬
felder kann allerdings nur schrittweise und wegen der Risiken auf
dem Arbeitsmarkt nur vorsichtig erfolgen . In der ersten Phase einer
fortschreitenden Reform ist es deshalb angezeigt , zunächst eine
berufsrealitätsnähere Ausrichtung der Studiengänge zu betreiben
und dabei die Grenzen der bisherigen engen Berufsbilder zu öffnen.
Unter diesem Gesichtspunkt rückt die Tatsache in den Vordergrund,
daß eine umfassende Entscheidungs - und Handlungskompetenz in
jedem beruflichen Tätigkeitsfeld Sach - und Methodenwissen in
mehreren wissenschaftlichen Disziplinen voraussetzt . Bei der Ent¬
wicklung tätigkeitsfeldbezogener Studiengänge muß deshalb einer¬
seits die klassische Trennung der Disziplinen überwunden werden
und bekommt andererseits die Vermittlung von fächerübergreifen¬
dem Grundlagenwissen Vorrang vor beruflichem Spezialwissen . Die
schwerpunktmäßige Orientierung der Ausbildung auf eine bestimmte
wissenschaftliche Disziplin , die für das jeweilige Tätigkeitsfeld
prägend und entscheidend ist , wird dabei nicht aufgegeben . In fort¬
geschrittenen , d . h. über die Grundlagen hinausreichenden Studien¬
phasen muß diese disziplinare Akzentuierung wegen der zeitlichen
Beschränkung des Studienvolumens auf Ausschnitte des Faches
(z. B. im Bereich der Elektrotechnik , Nachrichtentechnik , Automati¬
sierungstechnik ) gelegt werden , wobei Spezialwissen überwiegend
exemplarisch vermittelt wird.

3.2.1 Zugangsvoraussetzungen

Die Konzeption der integrierten Studiengänge ist mit der Vereinheit¬
lichung der Zugangsvoraussetzungen verknüpft . Nach der gemein¬
samen Rechtsverordnung des Kultusministers und des Ministers für
Wissenschaft und Forschung (vgl . Anlage 5) ist für Studiengänge,
die vom Minister für Wissenschaft und Forschung als integrierte
Studiengänge genehmigt sind , das Zeugnis über die Hochschul¬
reife , das Zeugnis über die Fachhochschulreife oder ein vom Kultus¬
minister als gleichwertig anerkanntes Zeugnis erforderlich . Abitu¬
rienten und Inhaber der Fachhochschulreife werden also in gleicher
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Weise in das Grundstudium der integrierten Studiengänge aufge¬
nommen.

3.2.2 Brückenkurse

Die Zusammenführung von Studienanfängern mit unterschiedlicher
Schulausbildung ist nicht unproblematisch , da die Gefahr besteht,
daß Defizite der einen Studentengruppe gegenüber der anderen
Gruppe in den für die jeweilige Fachrichtung unerläßlichen Vor¬
kenntnissen entweder zu einem vorprogrammierten Scheitern vieler
Studenten im Studium führen oder aber dazu zwingen , die Anfor¬
derungen des Studiums und damit das Gesamtniveau der Ausbil¬
dung auf einen unteren Durchschnitt zu senken . Da sowohl an dem
Leistungs - und Qualitätsanspruch der integrierten Gesamthoch¬
schule festgehalten als auch eine Revision der Startchancengleich¬
heit der Studenten vermieden werden muß , haben die Gesamthoch¬
schulen für jeden integrierten Studiengang Brückenkurse eingerich¬
tet , in denen die für die jeweilige Fachrichtung erforderlichen allge¬
meinen Kenntnisse vermittelt werden . Ihre Inhalte sind studiengang-
bezogen angelegt . Die Brückenkurse werden in der Regel als
Kompaktkurse vor den Anfangssemestern des Grundstudiums ange¬
boten und sollen bis z(um 4. Semester abgeschlossen sein . Je
Studiengang erstrecken sie sich auf die drei Fächer Englisch,
Mathematik und Deutsch und umfassen einschließlich des erforder¬
lichen Übungsanteils in der Regel jeweils 100 Stunden.

Der Besuch der Brückenkurse wird allen Studenten dringend emp¬
fohlen . Für Studenten mit Fachhochschulreife , die einen achtseme-
strigen Diplomabschluß anstreben , ist (mit Ausnahme des Diplom¬
abschlusses in Design ) der erfolgreiche Besuch der Brückenkurse
obligatorisch . Sie erwerben aufgrund dieses Nachweises und der
für das längere Hauptstudium qualifizierenden Zwischenprüfung die
fachgebundene Hochschulreife.

3.2.3 Grundstudium

Die Struktur der integrierten ' Studiengänge folgt bis jetzt einem
vielfach variierten Y-Modell . „Y" steht als Bildzeichen für die zwei
Hauptstudien -Zweige aus einem weitgehend einheitlichen Grund¬
studium von zweijähriger Dauer , das gemäß den komplexen Aufga¬
ben in den Tätigkeitsfeldern und wegen des inneren Zusammen-
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hangs der Teilgebiete einer wissenschaftlichen Disziplin und ihrer
Nachbardisziplinen im wesentlichen drei Funktionen erfüllt:

—Es führt in die allgemeinen wissenschaftlichen Fragestellungen
der Bezugsdisziplin und der für ein Tätigkeitsfeld relevanten
weiteren Fächer ein.

—Es vermittelt auf breiter Basis die Grundlagen der Bezugsdiszi¬
plin unter Berücksichtigung fächerübergreifender Zusammen¬
hänge.

—Es orientiert in seinem letzten Abschnitt über die nachfolgenden
Hauptstudien und deren Studienschwerpunkte.

Die Inhalte des Grundstudiums sind dementsprechend für die jewei¬
lige Fachrichtung zu mindestens 70 Prozent einheitlich und insoweit
unabhängig von der Studiendauer der anschließenden Hauptstudien
zu bestimmen . Dieser Ansatz ermöglicht , daß die Studenten eines
integrierten Studiengangs zunächst zwei bis drei Semester lang
weitgehend gemeinsam studieren ; es hat zugleich den gewollten
Effekt , daß der Student sich in den ersten Semestern noch nicht
hinsichtlich der Schwerpunkte seines Studiums zu entscheiden
braucht . Die interdisziplinäre Komponente dieses Grundstudiums
läßt außerdem einen Wechsel in fachlich verwandte Studiengänge
während der ersten Semester ohne größere Zeitverluste zu.

3.2.4 Zwischenprüfung

Das Grundstudium wird durch eine studienbegleitende Zwischen¬
prüfung bis zum Ende des 4 . Semesters abgeschlossen , deren
Bestehen Voraussetzung für den Übergang in das zweisemestrige
oder viersemestrige Hauptstudium ist . Sie gibt Aufschluß über die
Eignung des Studenten für die Ausrichtung des Hauptstudiums . Wer
in ein Hauptstudium übergehen will, muß deshalb die gerade für
dieses Hauptstudium berechtigende Zwischenprüfung ablegen , die
sich entsprechend den unterschiedlichen Schwerpunkten der Haupt¬
studien inhaltlich in Teilbereichen von der Zwischenprüfung für das
andere Hauptstudium unterscheidet . Die Zwischenprüfung in inte¬
grierten Studiengängen besteht also aus einem Kanon nemein-
samer Prüfungsfächer , der um zwei bis drei besondere Prüfungs¬
fächer ergänzt wird . Diese besonderen Prüfungsfächer zielen auf die
besonderen fachlichen Anforderungen des jeweiligen Hauptstu¬
diums . Das Bestehen der besonderen Prüfungsfächer ist deshalb
letztlich für den Übergang in das angestrebte Hauptstudium ent¬
scheidend . In diesem Sinne wird im Erlaß vom 21. Dezember 1972
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(vgl . Anlage 4) der Übergang in das kürzere Hauptstudium I bzw . in
das längere Hauptstudium II von dem hierfür qualifizierenden Ergeb¬
nis der Zwischenprüfung abhängig gemacht . Damit ist auch klar¬
gestellt , daß der Zugang zu einem bestimmten Hauptstudium nicht
von Prüfungsnoten abhängt , wenngleich ein knappes Bestehen der
Zwischenprüfung Indiz dafür sein wird , daß der Student sich für das
beabsichtigte Hauptstudium nur beschränkt eignen dürfte . Die mit
jeder Prüfung verbundene Selektion funktioniert in integrierten
Studiengängen nicht im Sinne einer repressiven Verteilung der
Studenten auf Kurz- oder Langzeitstudiengänge , etwa entsprechend
der Art der Zugangsvoraussetzung zum Studium . Sie basiert viel¬
mehr auf der Selbsteinschätzung von Eignung und Leistung und hält
den Weg zu dem einen Hauptstudium auch dann offen , wenn der
Versuch , sich für das andere Hauptstudium zu qualifizieren , fehl¬
geschlagen ist.

Die Zwischenprüfung , die zum Übergang in ein längeres Haupt¬
studium berechtigt , entspricht der Diplom -Vorprüfung an Universitä¬
ten und Technischen Hochschulen , so daß ohne Zeitverlust auch an
anderen wissenschaftlichen Hochschulen weiterstudiert werden
kann.

3.2.5 Hauptstudien

Die sich an das Grundstudium anschließenden Hauptstudien sind
nach Inhalt differenziert , nach Dauer gestuft , aber weiterhin aufein¬
ander bezogen . Sie führen nach (einschließlich Grundstudium ) sechs
Semestern (Hauptstudium I) bzw . acht Semestern (Hauptstudium II)
zu berufsqualifizierenden Abschlüssen.

Die konkrete Ausgestaltung der Hauptstudien einschließlich der
Entscheidung über die einem Hauptstudium vorzugebende Regel¬
studienzeit richtet sich nach den besonderen wissenschafts -theore-
tischen Bedingungen der Bezugsfachrichtung und dem Qualifikations¬
profil der abzudeckenden Tätigkeitsfelder . Bei der Bestimmung
sinnvoller Studienschwerpunkte für die Hauptstudien sind also zwar
die generellen zeitlichen Vorgaben für das Studienvolumen zu be¬
rücksichtigen . Über die inhaltliche Ausformung dieser Schwerpunkte
entscheiden aber fachimmanente Gesichtspunkte . Die unterschied¬
liche Länge der Hauptstudien kann deshalb insbesondere nicht als
Ausdruck einer qualitativen Rangfolge von Lang - und Kurzzeitstu-
diengängen gewertet werden . Theoretische Fundierung und Praxis¬
bezug sind dabei integrative Elemente jedes Hauptstudiums und
nicht von vornherein mit einer kürzeren oder längeren Regelstudien-
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zeit gekoppelt . Eine Akzentverschiebung zwischen theoriebezoge¬
nen und anwendungsbezogenen Ausbildungsinhalten ist dabei zwar
möglich und für bestimmte Tätigkeitsfelder auch angezeigt . Sie kann
aber nicht als allgemeines Merkmal der Unterscheidung zwischen
längeren und kürzeren Hauptstudien angesehen werden . Nach dem
bisherigen Verlauf der Erarbeitung von Studien - und Prüfungsord¬
nungen zeichnet sich allerdings ab , daß die Ausbildung für mehr
anwendungsintensive Tätigkeitsfelder eher in einer Regelstudien¬
zeit von insgesamt drei Jahren abgeschlossen werden kann (ohne
Praxiszeiten ), während mehr theoriebezogene Tätigkeitsfelder ein
Studium von insgesamt vier Jahren erfordern . Auch mit Begriffen
wie „überwiegend theoriebezogene " und „überwiegend praxisbe¬
zogene " Studien kommt zum Ausdruck , daß universitäre Ausbil¬
dungsgänge alter Prägung um stärkeren Praxisbezug ergänzt wer¬
den müssen , und anwendungsorientierte Studien mehr als bisher
theoretisch zu fundieren und auf eine breitere Qualifikation hin anzu¬
legen sind . Damit wird außerdem klargemacht , daß beide Ausbil¬
dungszweige eines integrierten Studiengangs in gleichem Maße
wissenschaftlichen Denk - und Arbeitsweisen verpflichtet sind . Oder
anders ausgedrückt : Die berufsqualifizierende Ausbildung an den
Gesamthochschulen kann nicht praxisnah und nicht praktisch sein,
wenn sie nicht wissenschaftlich ist.

3.2.6 Studienabschlüsse

Mit dem erfolgreichen Abschluß eines Hauptstudiums (Hochschul¬
prüfung ) wird unabhängig von dessen Regelstudienzeit ein Diplom
erworben , das die Fachrichtung und — soweit bei Kurzformeln
möglich — auch die besondere fachliche Ausrichtung des betreffen¬
den Hauptstudiums kennzeichnet . Im Anschluß hieran kann (nach
dem Hauptstudium I über ein Aufbaustudium ) auch promoviert
werden.

3.2.7 Studiengangmodeile

Integrierte Studiengänge lassen sich schematisch wie folgt dar¬
stellen:
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3.3 Weiterentwicklung der integrierten Studiengänge
Innerhalb der einzelnen Fachrichtungen entsprechen sich die inte¬
grierten Studiengänge der Gesamthochschulen weitgehend in be-
zug auf Struktur und Inhalt . Eine Konformität der neuen Studien¬
gänge im Sinne einer Übereinstimmung , die keinen Raum für hoch¬
schulspezifische Ausprägungen zuläßt , wird nicht angestrebt.

Nach den bisherigen Erfahrungen mit den integrierten Studien¬
gängen hat sich das Y-Modell bewährt . Das gilt gerade für die Auf¬
bauphase der Gesamthochschulen , in der es darauf ankam , einen
möglichst klaren und sicheren strukturellen Rahmen für den Inte¬
grationsprozeß in Lehre und Studium zu bestimmen . In ihrer weite¬
ren Entwicklung sind die Gesamthochschulen aber auf dieses Mo¬
dell nicht festgelegt , sondern auch für Modifikationen und andere
Integrations -Modelle — wie etwa das Baukasten -System oder das
Konsekutivmodell —offen.

Die von den Gesamthochschulen erarbeiteten Studienordnungen
und Prüfungsordnungen sind keine fertigen Gebilde , sondern erste
Versuche , die Ziele der Studienreform in die Wirklichkeit umzu¬
setzen . Um die Notwendigkeit der ständigen Überprüfung und Fort¬
entwicklung der Studiengänge klarzustellen , wurden alle Studien-
und Prüfungsordnungen als „Vorläufige Ordnungen " genehmigt,
und den Gesamthochschulen wurde aufgegeben , in regelmäßigen
Abständen über die laufenden Erfahrungen zu berichten und Ände¬
rungsvorschläge vorzulegen . Dementsprechend liegen inzwischen
für viele integrierte Studiengänge — wiederum vorläufig geneh¬
migte — Neufassungen der Studien - und Prüfungsordnungen vor,
mit denen die anfänglichen Studiengangskonzepte korrigiert und
verbessert worden sind.

Bei der weiteren Entwicklung der integrierten Studiengänge werden
auch die Ergebnisse der überregionalen Studienformkornmissionen
des Landes zu berücksichtigen sein.

Im Vordergrund der derzeitigen Bemühungen um eine Studienre¬
form durch integrierte Studiengänge stehen folgende drei Problem¬
kreise:

3.3.1 Integrierte Lehre

Die fachwissenschaftlichen Inhalte integrierter Studiengänge mit
ihrer Verzahnung von theoretischen und anwendungsbezogenen
Studienelementen können zureichend nur vermittelt werden , wenn
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das Lehrangebot in allen Studienabschnitten und Studienschwer¬
punkten von beamteten Professoren und Fachhochschullehrern ge¬
meinsam , wenngleich mit unterschiedlicher Gewichtung in den ein¬
zelnen Studienabschnitten , erbracht wird . Dies verlangt eine stän¬
dige enge Zusammenarbeit aller Lehrenden innerhalb der integrier¬
ten Studiengänge und zwischen den beteiligten Disziplinen . Sie hat
den Sinn , daß die je besonderen Qualifikationen der beiden Hoch¬
schullehrergruppen — besondere Forschungsqualifikation einer¬
seits , besondere fachpraktische Leistungen andererseits — in der
Lehre für eine Synthese nutzbar gemacht werden , die einem — nicht
vorhandenen — Typ von Gesamthochschullehrer entsprechen
würde.

Unterschiedliche Bezahlung , unterschiedliche Lehrverpflichtungen,
unterschiedliche Arbeitsbedingungen , unterschiedliches Selbstver¬
ständnis und nicht zuletzt die durch das Urteil des Bundesverfas¬
sungsgerichts zum Niedersächsischen Vorschaltgesetz aufgewor¬
fenen Fragen zur korporationsrechtlichen Stellung der Fachhoch¬
schullehrer haben die personelle Integration des Lehrkörpers bis¬
her stark behindert . Die bereits eingeleitete gesetzliche Neuordnung
der Personalstruktur gemäß den Vorschriften des Hochschulrahmen¬
gesetzes ist deshalb dringend erforderlich . Sie muß im Auge behal¬
ten , daß es bei den Regelungen über Korporationsrechte und
Besoldungsfragen letztlich auch darum geht , günstige Bedingungen
für eine von allen Beteiligten getragene Kooperation in der Lehre
zu schaffen.

Die Zusammenarbeit der Hochschullehrer im Sinne einer integrier¬
ten Lehre zu fördern , wird eine Hauptaufgabe der nächsten Ent¬
wicklungsphase der Gesamthochschulen sein . Voraussetzung dafür
ist ein ausgewogenes Verhältnis der Stellen für beamtete Profes¬
soren und Fachhochschullehrer in allen Fachrichtungen , das nicht
ohne weitere Vermehrung der Professorenstellen und Umwidmung
oder Umwandlung freier Fachhochschullehrerstellen zu erreichen ist.
Immerhin konnten die Stellen für ordentliche Professoren seit 1972
nahezu vervierfacht werden.

Die Kooperation von beamteten Professoren und Fachhochschul¬
lehrern in der Lehre darf sich nicht darin erschöpfen , daß die in den
Studienordnungen und Studienplänen vorgesehenen Veranstaltun¬
gen den einzelnen Hochschullehrern unter Berücksichtigung des
Veranstaltungsinhaltes und ihrer spezifischen Kenntnisse und Er¬
fahrungen übertragen werden . Lehre in integrierten Studiengängen
erfordert vielmehr auch , daß beamtete Professoren und Fachhoch¬
schullehrer , die gleiche oder verwandte Fachgebiete vertreten , ihre
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Veranstaltungen inhaltlich miteinander abstimmen und entspre¬
chend den fachlichen Gegebenheiten koordinieren.

Über diese unverzichtbare Zusammenarbeit hinaus entwickeln die
Gesamthochschulen als besondere Vermittlungsform in den neuen
Studiengängen die integrierte Lehre . Integrierte Lehre bedeutet,
daß beamtete Professoren und Fachhochschullehrer Inhalte einzel¬
ner Fächer gleichberechtigt entweder in gemeinsamen Seminaren,
Kolloquien oder Projekten oder in getrennten , aber aufeinander
bezogenen und sich ergänzenden Veranstaltungen vermitteln , um
damit die Verknüpfung theoretischer und praktischer Fragestellun¬
gen innerhalb eines Faches zu gewährleisten.

Um die Zusammenarbeit der Lehrenden in integrierten Studien¬
gängen auch organisatorisch zu stützen , sollen innerhalb eines
Fachbereichs fachbezogene Arbeitsgruppen eingerichtet werden , die
sich aus beamteten Professoren und Fachhochschullehrern gleicher
oder verwandter Fächer sowie den zugeordneten wissenschaftlichen
und technischen Mitarbeitern zusammensetzen . Solche Arbeitsgrup¬
pen , die sich in einigen Fachbereichen aus eigener Initiative bereits
gebildet haben , können für ihr Fachgebiet insbesondere folgende
Aufgaben wahrnehmen:
—Planung , inhaltliche Abstimmung und Durchführung des Lehran¬

gebots einschließlich der integrierten Lehrveranstaltungen auf der
Grundlage der Studienpläne.

—Erarbeitung von Vorschlägen ' für die Weiterentwicklung der Stu¬
dien - und Prüfungsordnungen.

—Erarbeitung von Vorschlägen für den Struktur - und Entwicklungs¬
plan

—Entwicklung und Durchführung gemeinsamer Forschungsvorhaben
unter besonderer Berücksichtigung des Theorie -Praxis -Verhält¬
nisses.

Innerhalb der Arbeitsgruppen sollen Labore und sonstige Einrich¬
tungen gemeinsam genutzt werden und allen beteiligten Hochschul¬
lehrern Mitarbeiter zur Verfügung stehen . Zu diesem Zweck werden
zusätzliche Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter eingerichtet , die
Dienstleistungen im mehr praxisbezogenen Lehr - und Forschungs¬
bereich erbringen und dabei in erster Linie Fachhochschullehrer
unterstützen.

Die Mitarbeit in integrierten Studiengängen erfordert von Fach¬
hochschullehrern besonderen Einsatz , der bei einem Lehrdeputat
von 18 Semesterwochenstunden zu unzumutbaren Belastungen füh-
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ren kann . Den Gesamthochschulen ist es deswegen ermöglicht
worden , die Lehrverpflichtungen von Fachhochschullehrern , die
überwiegend in integrierten Studiengängen eingesetzt sind , um bis
zu 6 Semesterwochenstunden zu ermäßigen . Ab Wintersemester
1978/79 wird die regelmäßige Lehrverpflichtung für Fachhochschul¬
lehrer in integrierten Studiengängen oder in Lehramtsstudiengängen
12 Semesterwochenstunden betragen.

Aus dem Einsatz in der Lehre folgt die Berechtigung zur Abnahme
von Diplomprüfungen . Es gilt der Grundsatz , daß prüfen kann , wer
für das Studiengebiet , das Gegenstand der Prüfung ist , relevante
Lehrveranstaltungen eigenverantwortlich durchgeführt hat . Fach¬
hochschullehrer und beamtete Professoren prüfen deshalb inner¬
halb eines integrierten Studiengangs und seiner Studienabschnitte
nach Maßgabe ihres konkreten Lehreinsatzes.

3.3.2 Verstärkung des Praxisbezugs

Der Versuch , Theorie und Praxis in der wissenschaftlichen Ausbil¬
dung zu verbinden und insbesondere die bisher stark praxisbezo¬
gene Ausbildung in dreijährigen Studiengängen auf eine breitere
theoretische Basis zu stellen , birgt die Gefahr in sich , daß gerade
die praxisbezogene Komponente zugunsten der fachtheoretischen
Studienanteile zurückgedrängt wird.

Für die integrierten Gesamthochschulen werden deshalb zur Zeit
Konzepte entwickelt , um den Praxisbezug der Studiengänge zu
stärken . Mehrwöchige Blockpraktika bisheriger Prägung , in denen
die Studenten weitgehend auf sich selbst angewiesen sind , reichen
hierfür nicht aus . Es ist deshalb beabsichtigt , in sechssemestrigen
Studiengangszweigen der integrierten Studiengänge Praxissemester
für Studenten einzurichten , die gemeinsam von Hochschule und
Wirtschaft geplant und organisiert und von der Hochschule begleitet
werden : Praktische Tätigkeiten in Wirtschafts - und Industriebetrie¬
ben , in denen der Student nicht nur technische Grundkenntnisse und
praktische Fertigkeiten erwirbt , sondern auch an die späteren beruf¬
lichen Fragestellungen herangeführt wird und Einblick in das soziale
Gefüge der Arbeitswelt gewinnt . Hierauf ausgerichtete Lehrveran¬
staltungen der Hochschule sollen die Praxiserfahrung ergänzen . Die
ersten Studiengänge mit einem Praxissemester , das sich an das
Grundstudium anschließt ,werden voraussichtlich zum Wintersemester
1978/79 anlaufen . In den betreffenden Fachrichtungen werden die
Studenten frei wählen können , ob sie einen Studiengang mit oder
ohne Praxissemester absolvieren . Die Einführung eines Praxisse-
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mesters ist außerdem bereits Gegenstand eines Modellversuchs für
den integrierten Studiengang Physik an der Gesamthochschule
Essen.

Zur Verbesserung des Praxiselements der Lehre in integrierten Stu¬
diengängen wurden außerdem — zunächst versuchsweise — „Pra¬
xisfreisemester " für Fachhochschullehrer (entsprechend den For¬
schungsfreisemestern für Universitätsprofessoren ) eingeführt , in
denen diese Hochschullehrer unter Freistellung von allen sonstigen
Verpflichtungen ihre lehrrelevanten fachpraktischen Kenntnisse auf¬
frischen und erweitern können.

3.3.3 Ausbau des kürzeren Studiengangszweiges

Abiturienten und Fachoberschulabsolventen streben trotz reformier¬
ter Studieninhalte und trotz Diplomabschlüssen auch für die drei¬
jährigen Studiengangszweige (vgl . hierzu S . 76.) überwiegend den
Abschluß des längeren Hauptstudiums II an.

Die sechssemestrigen Studiengangszweige stehen damit tendenziell
in der Gefahr , nur hilfsweise angenommen zu werden . Die Gründe
dieser Entwicklung sind nicht in der strukturellen Konzeption des
Y-Modells oder der mangelnden Qualität des kürzeren Hauptstu¬
diums I zu suchen , sondern liegen in den ungünstigen Randbedin¬
gungen der Studienreform : je nach Studiendauer unterschiedliche
laufbahn - und besoldungsrechtliche Einstufung der Hochschulabsol¬
venten , unterschiedlicher Prestigezuwachs und ungleiche Chancen
im Berufsleben.

Solange diese Bedingungen nicht geändert sind , muß die Attrak¬
tivität der kürzeren Hauptstudien über das Angebot von Praxis¬
semestern hinaus (vgl . Nr. 3.3.2) auf andere Weise erhöht werden,
da gemäß den Zielen der Studienreform an dem Angebot zeitlich
gestufter Abschlüsse in dafür geeigneten Fachrichtungen festzu¬
halten ist.

Die Gesamthochschulen sind deshalb aufgefordert worden , Kon¬
zepte für ein Aufbaustudium im Anschluß an den sechssemestrigen
Abschluß innerhalb der integrierten Studiengänge zu entwickeln,
das nach weiteren zwei Semestern zu einem zweiten Diplom¬
abschluß führt . Dabei muß im Rahmen des bisherigen Y-Modells
gewährleistet sein , daß die fachwissenschaftlichen und berufsfeld-
orientierten Differenzierungen der Hauptstudien erhalten bleiben.
Ein solches Aufbaustudium soll also die Studienschwerpunkte der
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kürzeren Hauptstudien thematisch beibehalten , inhaltlich vertiefen
und ergänzen . Die damit eingeleitete Komplettierung des Y-Modells
um Elemente eines konsekutiven Studiengangs hält an sechsseme-
strigen berufsqualifizierenden Abschlüssen fest , um dem Bedarf an
Kurzzeitstudiengängen Rechnung zu tragen und für weitere Entwick¬
lungen offen zu sein . Sie schafft noch mehr inhältliche und zeitliche
Differenzierung der Studiengänge , ohne die Durchlässigkeit der
Studiengangszweige untereinander zu mindern . Nicht zuletzt wür¬
den die integrierten Studiengänge damit auch für diejenigen Stu¬
denten attraktiv bleiben , die eben doch bereits nach drei Jahren
Studienzeit in den Beruf wollen.

3.4 Studienrichtungen
in den Ingenieurwissenschaften

Im Rahmen der integrierten Studiengänge Maschinentechnik , Elek¬
trotechnik und Bauingenieurwesen bieten die Gesamthochschulen
im Anschluß an das gemeinsame Grundstudium verschiedene Stu¬
dienrichtungen des Hauptstudiums an . Die Studienrichtungen sind
entweder dem kürzeren Hauptstudium I (HS I) oder dem längeren
Hauptstudium II (HS II) zugeordnet.
Zur Zeit können folgende Studienrichtungen gewählt werden:

Studiengang
Duisburg
Semester
6 S

Essen
Semester
6 8

Paderborn
Semester
6 8

Siegen
Semester
6 8

Wuppertal
Semester
6 8

Maschinentechnik
Studienrichtung:
Allg . Maschinenbau
Fertigungstechnik
Konstruktionstechnik
Energietechnik
Verfahrenstechnik
Fördertechnik/Schwer¬
maschinenbau

— X
X —

X

X —

X' ) —

X XJ)

X —
X X

— X
X
X —

Elektrotechnik
Allg . Elektrotechnik
Elektr . Energietechnik
Nachrichtentechnik
Automatisierungstechnik
Elektronik

X X
X X

— X

X —
X —

— X

X —
X —

— X
X —
X —
X

Bauingenieurwesen
Allg . Ingenieurbau
Konstruktiver Ing .-Bau
Allg . Verkehrsbau
Verkehrsplanung
Verkehrsbau
Wasserbau

X X

X —
X —

X —
— X
X —
— X

' ) Fertigungs - und Konstruktionstechnik ' ) Energie - und Verfahrenstechnik
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Diese Übersicht zeigt , daß an jeder Gesamthochschule zwei inge¬
nieurwissenschaftliche Fachrichtungen und in jeder dieser Fachrich¬
tungen drei bis vier Studienrichtungen angeboten werden.

3.5 Studienreformkommissionen

Die Ergebnisse der bisherigen Studienreformarbeit der Gesamt¬
hochschulen stehen unter dem Vorbehalt einer späteren Anpassung
an für verbindlich erklärte Empfehlungen von Studienreformkom¬
missionen.

Das Gesamthochschulentwicklungsgesetz sieht in den §§ 2 bis 4
die Bildung von Studienreformkommissionen vor . Nach Vorarbeit
durch den „Beirat für die Studienreform " hat das Ministerium für
Wissenschaft und Forschung „Grundsätze und Empfehlungen zur
Bildung von Studienreformkommissionen " erarbeitet , mit den Hoch¬
schulen abgestimmt und durch Erlaß vom 2. April 1974 bekannt
gegeben.

Die Grundsätze betreffen insbesondere:
—Ziele der Studienreform
—Organisation der Studienreformarbeit
—Aufgabenstellung und Auftrag der Studienreformkommissionen
—Zusammensetzung , Berufung und Arbeitsweise der Studienre¬

formkommissionen.

Die Grundsätze sehen die Bildung einer Gemeinsamen Kommission,
die Einrichtung eines Wissenschaftlichen Sekretariats und die Ein¬
setzung von zunächst folgenden Studienreformkommissionen vor:

I Schulisches Erziehungswesen
(Ausbildung für die Lehrämter der Schulstufen und für das
Lehramt für Sonderpädagogik)

II Außerschulisches Erziehungs - und Sozialwesen
(Sozialarbeit , Sozialpädagogik , Heilpädagogik)

III Recht und Verwaltung
IV Wirtschafts - und Sozialwissenschaften
V Naturwissenschaften und Mathematik
VI Ingenieurwissenschaften
VII Sprach - und Literaturw ssenschaften

(Deutsch , Englisch , Französisch ).
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Die Gemeinsame Kommission , die sich aus sechs Hochschullehrern,
drei wissenschaftlichen Mitarbeitern , drei Studenten und sechs
Vertretern der Landesregierung zusammensetzt , hat am 22 . Juli 1974
ihre Tätigkeit aufgenommen . Auf Empfehlung der Gemeinsamen
Kommission sind bisher folgende Studienreformkommissionen ge¬
bildet worden:

7. März 1975 I —Schulisches Erziehungswesen
6. Nov. 1975 IVa —Wirtschaftswissenschaften

21 . Jan . 1976 VII —Sprach - und Literaturwissenschaften
17. März 1977 IVb —Sozialwissenschaften

Die Studienreformkommissionen II — Außerschulisches Erziehungs¬
und Sozialwesen — und V —Naturwissenschaften und Mathematik —
werden in Kürze eingerichtet . Der Arbeitsauftrag der Studienreform-
Kommission für Ingenieurwissenschaften wird zur Zeit von der
Gemeinsamen Kommission erarbeitet.

Die Arbeit der Studienreformkommissionen und der Gemeinsamen
Kommission wird durch ein vom Land mit Sitz in Bochum einge¬
richtetes Wissenschaftliches Sekretariat begleitet , das von einem
Hochschullehrer geleitet wird und dem zehn wissenschaftliche Mit¬
arbeiter angehören.

3.6 Modellversuch
„Studium ohne formale Hochschulreife"

Die Gesamthochschulen sind aufgefordert worden , einen Modell¬
versuch „Studium ohne formale Hochschulreife " durchzuführen . Mit
diesem Modellversuch soll festgestellt werden , ob und inwieweit es
möglich ist , die Hochschulen auch solchen Bewerbern zu öffnen,
die ohne formale Hochschulreife zu einem wissenschaftlichen Stu¬
dium befähigt sind . Die rechtlichen Möglichkeiten zu einem derarti¬
gen Versuch sind durch § 11 Abs . 4 in Verbindung mit § 11 Abs . 2
GHEG gegeben.
Der Wissenschaftsrat hat der Fernuniversität empfohlen , alle Mög¬
lichkeiten zu prüfen , die mit einem offenen Zugang verbunden sind.
Zahlreiche bisherige Studenten der Fernuniversität , die keine for¬
male Hochschulzugangsberechtigung haben , wohl aber einen be¬
rufsqualifizierenden Abschluß und Berufserfahrung ins Studium
mitbringen , haben gezeigt , daß die Befähigung zu einem wissen¬
schaftlichen Studium nicht nur vom Erwerb einer Hochschulzugangs¬
berechtigung abhängig sein kann . Deshalb wird es insbesondere
eine Aufgabe der Fernuniversität sein , Möglichkeiten und Bedin¬
gungen eines Studiums ohne formale Hochschulreife zu erarbeiten.
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4 . Lehrerausbildung
4.1 Allgemeine Grundsätze
An den Gesamthochschulen wurden zum Wintersemester 1973/74
neue Studiengänge für das Lehramt an der Realschule und für das
Lehramt am Gymnasium eingerichtet.
Zum Wintersemester 1974/75 haben die Gesamthochschulen außer¬
dem die Ausbildung von Lehrern für das berufsbildende Schul¬
wesen aufgenommen . Die von den übergeleiteten Abteilungen der
Pädagogischen Hochschulen angebotenen Studiengänge für das
Lehramt an der Grund - und Hauptschule wurden an den Gesamt¬
hochschulen weitergeführt.
Um die neuen Lehramtsstudiengänge von vornherein so zu gestalten,
daß sie den anerkannten bildungspolitischen und pädagogischen Re¬
formbestrebungen entsprechen , haben die Gesamthochschulen bei
der Entwicklung der Studienordnungen bereits die damals vorliegen¬
den Entwürfe der staatlichen Prüfungsordnungen für die einzelnen
Lehrämter berücksichtigt , die in bezug auf Studienvolumen ,Studien¬
struktur und Studieninhalt mit dem neuen Lehrerausbildungsgesetz
vom 29. Oktober 1974 übereinstimmten . Nach den Grundsätzen dieses
Lehrerausbildungsgesetzes wurden auch die alten Studienordnungen
für das Lehramt an der Grund - und Hauptschule überholt . Die Lehr¬
amtsstudiengänge an den Gesamthochschulen wurden seit Winter¬
semester 1973/74 deshalb zwar noch auf Schulformen ausgerichtet,
strukturell und inhaltlich aber bereits auf die zukünftigen Stufenlehr¬
ämter bezogen . Gemäß den neuen Studienordnungen entsprachen

— das Lehramt an der Grund - und Hauptschule
mit Stufenschwerpunkt Grundschule
dem Lehramt für die Primarstufe;

— das Lehramt an der Grund - und Hauptschule
mit Stufenschwerpunkt Hauptschule
dem Lehramt für die Sekundarstufe I;

— das Lehramt am Gymnasium und
das Lehramt an berufsbildenden Schulen
dem Lehramt für die Sekundarstufe II.

Aufgrund des Gesetzes zur Änderung des neuen Lehrerausbildungs¬
gesetzes vom 18. März 1975 konnte eine Erste Staatsprüfung für ein
Stufenlehramt allerdings erst nach dem I . Januar 1977 abgeschlos¬
sen werden . Mit einem gemeinsamen Erlaß des Kultusministers und
des Ministers für Wissenschaft und Forschung vom 12. März 1975
wurden deshalb bis zum Inkrafttreten der neuen staatlichen Prü-
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fungsordnungen Übergangsregelungen für die Ersten Staatsprüfun¬
gen solcher Studenten an Gesamthochschulen getroffen , die zwar
bereits auf ein Stufenlehramt hin studiert haben , ihre Erste Staats¬
prüfung aber vor dem I . Januar 1977 für ein schulformbezogenes
Lehramt ablegen wollten . Damit wurde insbesondere sichergestellt,
daß die besonderen Studienbedingungen an den Gesamthochschu¬
len bei den inhaltlichen Anforderungen und Modalitäten der Ersten
Staatsprüfungen berücksichtigt werden.

Die neuen staatlichen Prüfungsordnungen für Stufenlehrämter sind
am 13. Februar 1976 in Kraft getreten . Sie enthalten die nach den
früheren Prüfungsordnungsentwürfen und dem Lehrerausbildungs¬
gesetz im wesentlichen vorhersehbaren Regelungen , so daß die
Anpassung der neuen genehmigten Studienordnungen der Gesamt¬
hochschulen keine Schwierigkeiten bereitet . Die Gesamthochschulen
sind damit die ersten wissenschaftlichen Hochschulen des Landes,
an denen die neue schulstufenbezogene Lehrerausbildung bereits
voll verwirklicht wird.

Zugangsvoraussetzung für Studiengänge für ein Lehramt an öffent¬
lichen Schulen war bisher ein Zeugnis über die allgemeine Hoch¬
schulreife oder ein anderes Zeugnis , das den Zugang zu einer
wissenschaftlichen Hochschule eröffnet (vgl . Anlage 5). Damit war
es Studenten mit Fachhochschulreife verwehrt , für ein Lehramt zu
studieren , obwohl sie in den integrierten Studiengängen den acht-
semestrigen Diplomabschluß und auch die Promotion erreichen
können . Als letztes Teilstück einer vollen strukturellen Integration
von Diplomstudiengängen und Lehramtsstudiengängen haben des¬
halb der Minister für Wissenschaft und Forschung und der Kultus¬
minister vereinbart , daß Studenten mit Fachhochschulreife , die in
den integrierten Studiengängen die für das längere Hauptstudium II
qualifizierende Zwischenprüfung auf der Grundlage erfolgreich
abgeschlossener Brückenkurse bestanden haben (vgl . S . 37), ihr
Studium auch in gleichnamigen und verwandten Lehramtsstudien¬
gängen fortsetzen können . Eine entsprechende Neufassung der
Verordnung über die Zugangsvoraussetzungen für Studiengänge
an Gesamthochschulen ist am 27 . Oktober 1977 verkündet worden
(vgl . Anlage 5).

Die schulstufenbezogene Lehrerausbildung an den Gesamthoch¬
schulen sieht gemäß den Prüfungsordnungen vom 13. Februar 1976
ein für alle Lehramtsstudenten weitgehend identisches erziehungs¬
wissenschaftliches Teilstudium im Umfang von etwa 40 Semester¬
wochenstunden vor , in das auch gesellschaftswissenschaftliche

52



Studien aus den Bereichen Philosophie , Politikwissenschaft , Psy¬
chologie und Soziologie einbezogen sind.

Für das Lehramt für die Primarstufe werden außer dem gemein¬
samen erziehungs - (und gesellschafts -) wissenschaftlichen Studium
ein Unterrichtsfach und ein sogenannter Lernbereich der Primar¬
stufe , der Anteile aus mehreren Fächern integriert , im Umfang von
je etwa 40 Semesterwochenstunden studiert.

Für das Lehramt für die Sekundarstufe I sind neben dem genannten
erziehungswissenschaftlichen Studium zwei Unterrichtsfächer mit je
etwa 40 Semesterwochenstunden zu studieren . Das Studium für das
Lehramt für die Sekundarstufe II umfaßt das erziehungswissen¬
schaftliche Studium , das Studium eines Unterrichtsfaches oder einer
beruflichen Fachrichtung im Umfang von ca . 80 Semesterwochen¬
stunden („Erstes Fach ") und das Studium eines zweiten Unterrichts¬
faches mit etwa 40 Semesterwochenstunden.

Die berufliche Fachrichtung Wirtschaftswissenschaft als „Erstes
Fach " kann anstelle eines zweiten Unterrichtsfaches auch mit einer
weiteren speziellen beruflichen Fachrichtung aus dem Bereich der
Wirtschaftswissenschaften (z. B. Industriebetriebslehre/Produktions¬
wirtschaft ) als „Zweites Fach " (40 Semesterwochenstunden ) kombi¬
niert werden.

Die Studieninhalte der einzelnen Unterrichtsfächer im Umfang von
40 Semesterwochenstunden sind für alle Lehrämter unter Berück¬
sichtigung stufenbezogener Besonderheiten gleich . Gleichnamige
Unterrichtsfächer , die als „Erstes Fach " (80 Semesterwochenstun¬
den ) oder als „Zweites Fach " (40 Semesterwochenstunden ) studiert
werden können , sind curricular miteinanaer verbunden . In das
erziehungswissenschaftliche Studium und alle Fachstudien sind
fachdidaktische und schulpraktische Studien einbezogen.

Dieser Studienaufbau ermöglicht eine weitgehende inhaltliche Inte¬
gration auch der Lehramtsstudiengänge und die Einrichtung gemein¬
samer Studienabschnitte mit den fachlich entsprechenden integrier¬
ten Diplomstudiengängen . Außerdem wird dadurch der Wechsel
zwischen Lehramtsstudiengängen für verschiedene Schulstufen,
aber auch ein Überwechseln in verwandte Diplomstudiengänge
erleichtert . Innerhalb der Lehramtsstudiengänge an den Gesamt¬
hochschulen können dabei bereits erbrachte Studienzeiten und
Leistungsnachweise voll angerechnet werden.
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Für die Struktur der Lehramtsstudiengänge an den
schulen ergibt sich damit folgendes Modell:

Gesamthoch-

6 Semester
= 3 Jahre
= 120 SWS

Lern¬
bereich Fach

Fach

Fach

berufliche
Fach¬
richtung

Erziehungs - (und
gesellschafts - ) wissenschaftliches Studium

80 SWS

40
SWS

8 Semester
= 4 Jahre

160 SWS

40 SWS

Primarstufe Sekundar¬
stufe I

Sekundarstufe II

4.2 Lehramt für die Primarstufe
Das Studium für das Lehramt für die Primarstufe umfaßt:

1. das erziehungswissenschaftliche Studium
2. das Studium eines Lernbereichs der Primarstufe und
3. das Studium eines Unterrichtsfaches
im Verhältnis 1 : 1 : 1 = 40 SWS : 40 SWS : 40 SWS

Gemäß der neuen Prüfungsordnung bieten die Gesamthochschulen
(mit Ausnahme der Fernuniversität ) folgende Lernbereiche und
Fächer an:

Lernbereiche : Sprache
(einschließlich Leselehrgang und Schrift/Schreiben)
Mathematik
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Sachunterricht mit der Fächergruppe
Naturwissenschaft / Technik

Sachunterricht mit der Fächergruppe
Gesellschaftslehre

Gestaltung mit den Fächern
Kunst und Textilgestaltung

Fächer : Deutsch
Mathematik
Musik
Religionslehre (evangelisch oder katholisch)
Sport

Die zulässigen Verbindungen von Lernbereichen und Fächern sind
in der Prüfungsordnung geregelt . Insbesondere können gleichna¬
mige bzw . übereinstimmende Lernbereiche und Fächer nicht mit¬
einander kombiniert werden.

Der Lernbereich Sachunterricht mit der Fächergruppe Naturwissen¬
schaft/Technik enthält Anteile aus Biologie , Chemie und Physik;
außerdem sind naturwissenschaftlich -technische Aspekte der Geo¬
graphie , Hauswirtschaftswissenschaft und Technik zu berücksich¬
tigen.

Der Lernbereich Sachunterricht mit der Fächergruppe Gesellschafts¬
lehre enthält Anteile aus Geographie , Geschichte und Sozialwissen¬
schaften unter angemessener Berücksichtigung gesellschaftswissen¬
schaftlicher Aspekte der Hauswirtschaftswissenschaft und Technik.

Das Studium eines Lernbereichs soll nicht aus einer bloßen Addition
von Fächerbruchteilen bestehen , sondern die wissenschaftlichen
Disziplinen des jeweiligen Lernbereichs als Einheit umfassen . Die

Studieninhalte sollen also fächerintegrierend bestimmt werden.
Dementsprechend sind auch integrierte Prüfungen im jeweiligen
Lernbereich vorgesehen . Das Studium der Lernbereiche löst inso¬
weit die bisher ausschließlich an Unterrichtsfächern orientierte Aus¬
bildung für die Primarstufe ab.

4.3 Lehramt für die Sekundarstufe I
Das Studium für das Lehramt für die Sekundarstufe I umfaßt:

1. das erziehungswissenschaftliche Studium und
2. das Studium zweier Unterrichtsfächer
im Verhältnis 1 : 1 : 1 = 40 SWS : 40 SWS : 40 SWS
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An den Gesamthochschulen (mit Ausnahme der Fernuniversität)
können folgende Fächer für dieses Lehramt studiert werden:
Gruppe 1: Französisch

(nicht in Essen)
Geographie
Hauswirtschaftswissenschaft

(nicht in Siegen)
Sozial Wissenschaften

(Politikwissenschaft , Soziologie , Wirtschaftswissensch .)
Technik

(nicht in Paderborn und Siegen)
Textilgestaltung

(nicht in Duisburg , Siegen und Wuppertal)

Gruppe 2 : Biologie
Chemie
Deutsch
Englisch
Geschichte
Kunst
Mathematik
Musik
Physik
Religionslehre (evangelisch oder katholisch)
Sport

Gemäß der neuen Prüfungsordnung muß neben einem Fach der
Gruppe 1 ein Fach der Gruppe 2 gewählt werden ; ein Fach der
Gruppe 2 kann mit jedem anderen Fach kombiniert werden . Tech¬
nik kann nur in Verbindung mit den Fächern Mathematik , Physik,
Chemie oder Sozialwissenschaften studiert werden.

4.4 Lehramt für die Sekundarstufe II
Das Studium für das Lehramt für die Sekundarstufe II umfaßt:

1. das erziehungswissenschaftliche Studium

2. a ) das Studium eines Unterrichtsfaches („Erstes Fach ")
oder

b) das Studium einer beruflichen Fachrichtung („Erstes Fach ")
und

3. das Studium eines weiteren Unterrichtsfaches („Zweites Fach ")
im Verhältnis 1 : 2 : 1 = 40 SWS : 80 SWS : 40 SWS
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An den Gesamthochschulen einschließlich der Fernuniversität , die
auch das erziehungswissenschaftliche Teilstudium anbietet , können
für dieses Lehramt folgende Unterrichtsfächer als „Erste Fächer"
(80 SWS = F) und / oder „Zweite Fächer " (40 SWS = f) und fol¬
gende beruflichen Fachrichtungen als „Erste Fächer " (80 SWS = B)
studiert werden:

Fächer: Duis¬ Essen Pader¬ Siegen Wupper¬ Fernuni¬
burg born tal versität

Biologie f f — — — —
Chemie F/f F/f F/f F/f F/f —
Deutsch F/f F/f F/f F/f F/f —
Englisch F/f F/f F/f F/f F/f
Französisch F/f F/f F/f F/f —
Geschichte f f f f f
Geographie f f —
Kunst — f f f f —
Mathematik F/f F/f F/f F/f F/f F/f
Musik — f f f f —
Pädagogik f f f f f —
Philosophie f f f f F/f —
Physik F/f F/f F/f F/f F/f —
ev . Religionslehre f —1 f f f —
kath . Religionslehre f f f f
Sozialwissenschatten F _2 _ 2 F F _2
Sport f 1 f
Technik ( f
Rechtswissenschaft F s

berufl . Fachrichtungen:

Bauingenieurwesen B B
Biotechnik B
Chemietechnik/
Verfahrenstechnik B B B
Elektrotechnik B B B B B s
Gestaltungstechnik B B
Informatik B B 3
Maschinenbau B B B B
Wirtschaftswissenschaft B B B B B B

' ) als „Zweites Fach " (f) geplant
' ) ob Sozialwissenschaften als „ Erstes Fach " (F) auch an dieser Gesamthochschule eingerichtet

wird , ist noch nicht entschieden
3) geplant

Entsprechend diesem Studienangebot und gemäß den näheren
Bestimmungen der neuen Prüfungsordnung können an den Gesamt¬
hochschulen entweder zwei Unterrichtsfächer miteinander kombi¬
niert oder eine berufliche Fachrichtung als „Erstes Fach " mit einem
Unterrichtsfach als „Zweitem Fach " verbunden werden.
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5 . Forschung

5.1 Allgemeine Grundsätze
Auch an den Gesamthochschulen ist die Forschung Grundlage , Aus¬
gangspunkt und Gestaltungsprinzip des wissenschaftlichen Unter¬
richtes . An allen Gesamthochschulen wird deshalb die Forschung
ausgebaut . Gerade die Lehre in den integrierten Studiengängen
— mit Unterschieden in den einzelnen Studienabschnitten — setzt
Forschungstätigkeit der Lehrenden voraus.

Neben diesem Ausbau wurden gemeinsam mit den Gesamthoch¬
schulen Forschungs - und Lehrschwerpunkte entwickelt.

Kriterien für die Auswahl waren:

— Lehrrelevant (möglichst für einen neuen Studiengang)
— Ansatzpunkte vorhanden
— Innovationsträchtig
— Gesellschaftlich relevant
— Abgegrenzt und verschieden von den Forschungsschwerpunkten

an den bereits bestehenden Hochschulen
— Kongruent mit der Forschungsgesamtplanung des Landes
— Notwendig und bisher nicht oder nicht im benötigtem Umfang

vorhanden.

Die Gesamthochschulen haben folgende Forschungsschwerpunkte
beschlossen , bzw . Forschungsbereiche gebildet:

5.2 Gesamthochschule Duisburg
1. Geschichte und Religion des Judentums
2. Genese , Diagnose , Beratung und Behandlung bei Erziehungs¬

und Schulschwierigkeiten
3. Erfassung , Ausbreitung , Minderung und Kontrolle von Verun¬

reinigung und Lärm
4. Optimierung molekularchemischer Prozesse und Recycling
5. Transferenz von wissenschaftlichem und lebenswichtigem Wis¬

sen (in Planung)
6. Energieübertragungstechnik (in Planung)
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5.3 Gesamthochschule Essen

1. Partizipation , Sozialisation und Kommunikation
2. Umwelt und Gesellschaft
3. Gesundheitswesen
4. Irreversible Prozesse und angewandte Optik
5. Homogene und heterogene Katalyse
6. Fabrikationsanlagen und Industriebetrieb
7. Energietechnik und Energieversorgung
8. Hochschulentwicklung und Hochschuldidaktik

5.4 Gesamthochschule Paderborn
1. Marktprozesse
2. Elektrische Kleinantriebe
3. Zwischenmolekulare Wechselwirkung in anisotroper Materie
4. Membranforschung
5. Spezielle Gebiete der Mathematik/Informatik (Analyse von Mo¬

dellsystemen in Naturwissenschaft , Technik , Ökonomie und
Pädagogik mit Hilfe mathematischer Strukturen unter besonderer
Berücksichtigung ihrer Behandlung durch informationsverarbei¬
tende Systeme)

5.5 Gesamthochschule Siegen
1. Computerorientierte Meß- und Steuerungsverfahren

(Automatisierungstechnik)
2. Stoffkunde und Stofftechnik
3. Massenmedien und Kommunikation
4. Materielle , personelle und institutionelle Infrastruktur

5.6 Gesamthochschule Wuppertal
1. Devianz - und Soziale Rehabilitationsforschung
2. Literaturgeschichte : Die Entwicklung von Literaturen außerhalb

des Ursprungslandes ihrer Sprache
3. Arbeitsqualität — Bestimmungsfaktoren und Konsequenzen
4. Hadronenstruktur und Hochfrequenzsupraleitung
5. Sicherheitstechnik
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5.7 Fernuniversität — Gesamthochschule

Unterrichtliche Vermittlungsprozesse unter Verwendung technischer
Medien

5.8 Förderung von Einzelforschungsvorhaben
Seit dem Jahre 1974 werden zahlreiche Einzelforschungsvorhaben
von Hochschullehrern der Gesamthochschulen mit zweckgebunde¬
nen Mitteln des Wissenschaftsministeriums gefördert . Die Mittel
verteilen sich wie folgt:

Gesamthochschule 1974 1975 1976 1977 1978
DM DM DM DM DM

Duisburg 417 735 705 862 511 250 849 000 1 850 000
Essen (ohne Klinikum) 336 150 530 320 497 900 849 100 1 323 000
Klinikum Essen 681 150 1 414 050 1 087 200 1 463 000 2 256 000
Paderborn 283 260 322 650 628 300 1 014 800 1 608 000
Siegen 379 850 482 000 602 100 435 800 431 000
Wuppertal 660 680 366 000 809 400 571 000 936 000
Fernuniversität 96 500

zusammen: 2 758 825 3 820 882 4 136 150 5 279 200 8 404 000
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6. Konzentration in Forschung und Lehre

6.1 Zusammenfassung kleiner Fächer
Einzelne Gesamthochschulen bieten noch Studiengänge aus den
übergeleiteten Einrichtungen an , deren Ausbau unter Aspekten der
Hochschulgesamtplanung nicht erforderlich ist und aus finanziellen
Gründen nur zu Lasten des weiteren Aufbaues eines überregional
abgestimmten und je Gesamthochschule in sich ausgewogenen
Forschungs - und Lehrprogramms möglich wäre.

Qualifizierte Forschung und Lehre setzen Einheiten einer bestimm¬
ten Mindestgröße voraus . Bei Fachrichtungen , die weder jetzt noch
später über die entsprechende Ausstattung verfügen , sind Konzen¬
trationen deshalb unvermeidlich.

In den Lehramtsstudiengängen hat es sich in diesem Zusammen¬
hang als notwendig erwiesen , die personell und sachlich schwach
ausgestatteten Fächer Hauswirtschaftswissenschaft an der Gesamt¬
hochschule Siegen sowie Technik (Technologie ) an den Gesamt¬
hochschulen Paderborn und Siegen einzustellen . Die bereits vor¬
handenen Studenten werden ihr Studium für das Lehramt für die
Primarstufe und für die Sekundarstufe I voraussichtlich zum Sommer¬
semester 1978 abgeschlossen haben . Entsprechendes gilt für das
Fach Textilgestaltung an den Gesamthochschulen Siegen und
Wuppertal , das ebenfalls zum Wintersemester 1975/76 eingestellt
worden ist . Die jeweils vorhandenen Kapazitäten in diesen Fächern
reichen aber aus , um die integrierten Lernbereiche „Sachunterricht"
und „Gestaltung " der Primarstufe , in die Anteile der genannten
Fächer einfließen , in vollem Umfang anbieten zu können.

Der Aufbau eines Studiengangs Romanistik an der Gesamthoch¬
schule Essen ist entgegen den ursprünglichen Planungen bis auf
weiteres zurückgestellt worden.
An der Gesamthochschule Wuppertal läuft der Fachhochschul¬
studiengang Textiltechnik aus.

6.2 Einstellung von Fächern infolge der neuen Prü¬
fungsordnungen für die Lehramtsstudiengänge

Die am 19. Februar 1976 in Kraft getretenen neuen Prüfungsordnun¬
gen für die schulstufenbezogenen Lehramtsstudiengänge haben
auch an den Gesamthochschulen zu Konzentrationen geführt.
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So sind im Bereich der Ausbildung für die Primarstufe folgende
Fächer entfallen:

Geschichte/Politische Bildung , Erdkunde , Biologie , Physik , Chemie,
Englisch , Kunst , Werken , Textilgestaltung , Hauswirtschaft , Wirt¬
schafts - und Arbeitslehre.

Zum größeren Teil sind diese Fächer mit wesentlich verringertem
Stundenanteil in den Lernbereichen enthalten.

Für die Sekundarstufe II werden die Fächer Allgemeine Literatur¬
wissenschaft und Psychologie nicht mehr angeboten.

Es ist sichergestellt , daß Studenten an Gesamthochschulen , die sich
bei Inkrafttreten der Prüfungsordnungen bereits in diesen Lehr¬
amtsstudiengängen befanden , ihr Studium ordnungsgemäß zu Ende
führen und die Erste Staatsprüfung ablegen können , soweit sie nicht
in verwandte Studiengänge überwechseln wollen.

6.3 Aussetzung integrierter Studiengänge
Zur Sicherung des Aufbaues , der Qualität und der personellen
Besetzung der integrierten Diplomstudiengänge waren im Bereich
der ingenieurwissenschaftlichen Fachrichtungen gegenüber dem
ursprünglichen Ausbauprogramm folgende Korrekturen erforderlich:

Die in den Abteilungen Meschede und Soeat der Gesamthochschule
Paderborn und in der Abteilung Gummersbach der Gesamthoch¬
schule Siegen jeweils mit dem Hauptstudium I angebotenen inte¬
grierten Studiengänge Maschinentechnik und Elektrotechnik sowie
die integrierten Studiengänge Bautechnik an der Gesamthochschule
Siegen und Maschinenbau an der Gesamthochschule Wuppertal
sind mit Wirkung vom Wintersemester 1975/76 vorläufig ausgesetzt
worden . An ihrer Stelle werden für die Dauer der Aussetzung wieder
Fachhochschulstudiengänge entsprechender Fachrichtung angebo¬
ten . Diese Maßnahmen waren notwendig , weil es bei diesen inte¬
grierten Studiengängen nicht möglich war , kurzfristig in genügender
Zahl beamtete Professoren für die notwendige Ergänzung des Lehr¬
angebotes zu gewinnen . Für die in den ausgesetzten Studiengängen
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vorhandenen Studenten sind ausreichende Übergangsregelungen
getroffen worden . Hiernach bietet jede Gesamthochschule zwei
ingenieurwissenschaftliche integrierte Studiengänge an , die — ge^
messen an dem derzeitigen Stand des Aufbaues — qualitativ und
personell abgesichert sind.

Eine weitergehende Aussetzung integrierter Studiengänge ist nicht
beabsichtigt . Sie verbietet sich auch unter dem Gesichtspunkt der
Regionalisierung des Ausbildungsangebots.

6.4 Kooperation zwischen den Gesamthochschulen

Zwischen den entfernungsmäßig günstig zueinander liegenden Ge¬
samthochschulen Duisburg , Essen und Wuppertal finden Verhand¬
lungen darüber statt , wie die an einzelnen Gesamthochschulen
eingerichteten Fächer für das Lehrangebot der anderen Gesamt¬
hochschulen nutzbar gemacht werden können . Ohne an allen
Gesamthochschulen alles anbieten zu müssen , gewährt eine solche
Kooperation den Studenten die Möglichkeit , unter einer größeren
Zahl von Fächern wählen zu können . Dadurch würde die an den
Gesamthochschulen im Verhältnis zu den herkömmlichen Hoch¬
schulen vorhandene Beschränkung der Fächerzahl ausgeglichen.
Erste Kooperationen zwischen Gesamthochschulen sind vereinbart.
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7. Bibliothekswesen

7.1 Aligemeine Grundsätze
Das Bibliothekswesen an den älteren Hochschulen ist auch heute
noch häufig zersplittert (zahlreiche Instituts - und Lehrstuhlbiblio¬
theken ). Der Überblick über den Gesamtbestand an Literatur einer
Hochschule fehlt . Unnötige Mehrfachbeschaffungen lassen sich kaum
vermeiden , während notwendige Literatur nicht gekauft werden
kann , weil die Mittel fehlen . In den vielen kleinen Institutsbibliothe¬
ken ist die Einführung moderner Arbeitsmethoden nicht möglich,
und ausreichend lange Öffnungszeiten können wegen des großen
Personalaufwandes nicht eingeführt werden.

Die Sachverständigenkommission für das Bibliothekswesen beim
Minister -für Wissenschaft und Forschung hat 1975 „Empfehlungen
für die Verbesserung der Struktur der Hochschulbibliotheken"
vorgelegt und zur Diskussion gestellt . Die Kommission geht davon
aus , daß die gemeinsamen und gleichartigen Aufgaben der bibliothe¬
karischen Einrichtungen eines Gesamthochschulbereichs und die
Notwendigkeit einer bedarfsgerechten Informationsversorgung bei
wirtschaftlichem Einsatz von Personal und Sachmitteln ein einheit¬
liches Bibliothekssystem erfordern , wobei unter zentraler Leitung
und teils zentraler und teils dezentraler Buchaufstellung sämtliche
Buchbestände des Gesamthochschulbereichs eine allen Hochschul¬
angehörigen zugängliche Einheit bilden sollen.

Der Aufbau eines solch einheitlichen Biblothekssystems muß von
den gegebenen Verhältnissen an den unterschiedlichen Hochschu¬
len ausgehen und läßt sich nur schrittweise realisieren.

Die erforderliche Zentralisierung der Buchbearbeitung darf nicht zu
einer Verzögerung der Arbeitsabläufe führen . Zugleich müssen die
Informationen über die vorhandenen Buchbestände wesentlich ver¬
bessert werden . Schwierigkeiten hier lassen sich nur mit Hilfe der
Datenverarbeitung in der Bibliotheksverwaltung beseitigen . Nach
den modellhaften Vorarbeiten einiger Bibliotheken , insbesondere
der Universitätsbibliotheken Bochum und Bielefeld , und unter Nut¬
zung aller Möglichkeiten , die das im Frühjahr 1973 errichtete Hoch-
schulbibliothekszentrum in Köln für eine sinnvolle Koordination und
für rationelle Verbundlösungen bietet , soll nunmehr in allen Ge¬
samthochschulbereichen in den nächsten Jahren die Bibliotheks¬
verwaltung automatisiert werden . Die Sachverständigenkommission
hat hierzu 1974 konkrete Vorschläge erarbeitet und unter dem Titel
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„Empfehlungen für den Einsatz der Datenverarbeitung in den Hoch¬
schulbibliotheken des Landes NW" veröffentlicht.

7.2 Bibliothekswesen an den Gesamthochschulen

Das künftige Bibliothekskonzept wird bei den Bibliotheken der fünf
Gesamthochschulen bereits verwirklicht.

Alle bibliothekarischen Einrichtungen einer Gesamthochschule bil¬
den ein einheitliches System . Die Literaturauswahl ist gemeinsame
Aufgabe von Bibliothekaren und den übrigen Hochschulangehörigen.
Das Bibliothekssystem gliedert sich funktional in eine Bibliotheks¬
zentrale und wenige größere Fachbibliotheken . Die Bibliotheks¬
zentrale ist Koordinierungs -, Organisations - und Verwaltungsstelle.
Sie übernimmt die bibliothekarische Bearbeitung aller Bücher . Sie
enthält alle gemeinschaftlichen bibliothekarischen Dienststellen wie
das Informationszentrum mit den Gesamtkatalogen , Bibliographien
und großen Nachschlagewerken , die Fernleihe , die Fotostelle und
die Lehrbuchsammlung . Etwa ein Drittel des Buchbestandes wird hier
aufgestellt sein . Die Fachbibliotheken bilden mit dem größeren Teil
der Bestände in Freihandaufstellung den Hauptbenutzungsbereich
des Bibliothekssystems . Aus didaktischen und ökonomischen Grün¬
den erfolgt dabei eine weitgehende Fächerzusammenfassung auf
insgesamt nur vier bis fünf Fachbibliotheken . Diese Funktionstren¬
nung ermöglicht einen rationellen Einsatz von Personal und Arbe 'ts-
mitteln . Die konzentrierte Baustruktur der Gesamthochschulen
kommt diesem Bibliothekssystem sehr entgegen . Es lassen sich an
allen Gesamthochschulen mehrere Fachbibliotheken mit der Biblio¬
thekszentrale zu einer räumlichen Einheit verbinden . Eine spätere
Ausgliederung einer Fachbibliothek bereitet keinerlei Probleme.

Im Rahmen der Baustufe 1975 werden für die Gesamthochschul¬
bibliotheken in Essen , Paderborn , Siegen und Wuppertal zweck¬
mäßige Bibliotheksgebäude mit Nutzflächen zwischen 6.254 mz in
Paderborn und 7.789 m2 in Essen errichtet , die jedoch sehr bald
erweitert werden müssen , da sie nur den Buchbestand bis zum
Jahre 1979 einschließlich werden aufnehmen können.

Trotz fehlender Vorlaufzeit und mancher Anfangsschwierigkeiten,
insbesondere wegen des fehlenden Fachpersonals im gehobenen
Bibliotheksdienst und wegen teilweise unzulänglicher Räumlichkei¬
ten , hat sich der Bibliotheksaufbau erfreulich entwickelt , so daß die
Bibliotheken immer besser in der Lage sind , den vielfältigen Anfor¬
derungen der Hochschulangehörigen gerecht zu werden.
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Bei nur sehr geringen Personalzugängen konnten die Leistungen
der Bibliotheken — wie den folgenden Zahlen der Betriebsstatistik
der Bibliotheken zu entnehmen ist — erheblich gesteigert werden;
zugleich wurden die Buchbearbeitungszeiten verkürzt:

Bestände Duisburg Essen Paderborn Siegen Wuppertal
Fernuni-
lyarc ita tVe 1a 1la l

Zahl der laufenden
Zeitschriften

1974 1 700 2 777 1 998 1 983 2 276
1975 2 028 3 477 2 636 2 795 2 369 500
1976 2 134 4 320 2 928 3 626 3 308 860
1977 3 152 4 478 3 419 4 099 3 534 1 150

Buchzugang
1974 43 000 52 825 63 265 48 916 78 860
1975 51 433 61 546 72 996 61 436 91 137 18 170
1976 42 417 65 000 49 664 54 367 62 537 28 571
1977 51 050 63 743 68 032 56 446 41 445 46 000

Buchausleihen
1974 62 000 155 663 67 946 93 461 50 432
1975 98 658 ' ) 152 809 -) 207 091 129 847 ") 116 8B5-)
1976 202 000 272 518 266 116 234 245 212 309 5 340
1977 221 000 309 468 377 226 297 005 256 073 15 660

Fernleihbestellungen
bei anderen
Bibliotheken

1974 7 000 3 058 3 769 8 994 2 788
1975 12 238 6 186 7 366 10 724 6 695
1976 12 955 7 306 14 402 13 030 8 663 686
1977 16 207 12 886 17 285 16 015 11 603 2 284

' ) ohne Vormerkungen und Verlängerungen

Der Gesamtbestand ist Ende 1977 angewachsen in

Duisburg auf 326 637 Bände
Essen auf 441 848 Bände
Paderborn auf 423 583 Bände
Siegen auf 398 500 Bände
Wuppertal auf 425 619 Bände
Fernuniversität auf 92 000 Bände

Mit dem Aufbau einer Zentralbibliothek für die Fernuniversität in
Hagen wurde 1975 begonnen . Im Rahmen der Neubauplanung ist
eine Zentralbibliothek mit etwa 2400 m2 Nutzfläche vorgesehen.
Dazu kommen die Nutzungsmöglichkeiten der Bibliotheken an den
Studienzentren.

7.3 Hochschulbibliothekszentrum

Die Bibliotheken der Gesamthochschulen werden quantitativ , bau¬
lich und organisatorisch nach gleicher Konzeption errichtet . Der
rasche Bestandsaufbau ohne jegliche Vorlaufzeit läßt sich nur mit
Hilfe der automatisierten Datenverarbeitung durchführen . Die Daten-
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Verarbeitung ermöglicht sowohl die Nutzung elektronisch gespei¬
cherter Bibliotheksdaten von Nationalbibliographien und bereits
„automatisierter " Bibliotheken wie auch eine Beschleunigung ins¬
besondere bei der Bestellung und bei der Katalogisierung der
Bücher und führt zu Personaleinsparungen.

Im Frühjahr 1973 wurde in Köln das Hochschulbibliothekszentrum
des Landes Nordrhein -Westfalen als zentrale Dienstleistungsstelle
gegründet . Eine Datenverarbeitungsanlage steht zur Verfügung.

Diese Stelle übernimmt die bibliothekarischen Arbeitsgänge , die mit
der „Automatisierten Datenverarbeitung " für die Gesamthochschul¬
bibliotheken durchgeführt werden . Seit Frühsommer 1973 läuft der
Verarbeitungsverbund der Gesamthochschulbibliotheken und der
Universitätsbibliothek Bochum . Die Bibliothek der Fernuniversität
Hagen wurde im Jahre 1976 an dieses Verbundsystem angeschlos¬
sen.

Nur mit Hilfe des rationellen Verbundsystems der Gesamthochschul¬
bibliotheken mit dem Hochschulbibliothekszentrum lassen sich die
umfangreichen Buchbeschaffungen abwickeln.

8 . Hochschuldidaktik

8.1 Hochschuldidaktisches Zentrum in Essen

Gemäß § 5 des Fachhochschulerrichtungsgesetzes vom 8. Juni 1971
wurde im September 1973 das HDZ der Gesamthochschule Essen
errichtet.

Das Gesamthochschulentwicklungsgesetz hat dieAufgabe der Hoch¬
schuldidaktischen Zentren in § 6 konkretisiert:

„Die Hochschuldidaktischen Zentren haben die Aufgabe , die für die
Studienreform zuständigen Gremien in Fragen der Lehr - und Lern¬
methodik sowie der Entwicklung und Verbesserung von Lehr - und
Lernzielen zu unterstützen . In diesem Rahmen beraten sie die für
Studium und Lehre zuständigen Hochschulorgane und Fachbereiche
sowie die Studienreformkommissionen insbesondere bei der Erar-
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beitung neuer Studienordnungen , Studienpläne und Prüfungsord¬
nungen . Sie beraten auch die Gesamthochschulräte in den Angele¬
genheiten , in denen Fragen der Lehr - und Lernmethodik sowie der
Entwicklung und Verbesserung von Lehr - und Lernzielen berührt
sind ."

Die Leitung des HDZ obliegt bis zum Inkrafttreten einer endgültigen
Satzung vorläufig der Kommission für Studium und Lehre und
einem auf Vorschlag der Hochschule berufenen Hochschullehrer.

Die Aufgabenstellung des HDZ ergibt sich bis zum Inkrafttreten einer
endgültigen Satzung aus § 6 GHEG.

Dem HDZ sind folgende Schwerpunkte zugeordnet:

— Naturwissenschaften
integrierte Studiengänge Mathematik , Chemie , Physik;

— Struktur und Anwendbarkeit von Studiengangmodellen;

— Intensivierung des Theorie -Praxis -Bezugs innerhalb der inte¬
grierten Studiengänge Mathematik , Chemie , Physik.

Die Stellen für das HDZ sind besetzt.

8.2 Hochschuldidaktik an der Fernuniversität

Die hochschuldidaktischen Aufgaben erfüllen an der Fernuniversität
das Zentrum für Fernstudienentwicklung und das Zentrale Institut
für Fernstudienforschung.

Dabei betreibt das Zentrale Institut für Fernstudienforschung Grund¬
lagen - und Anwendungsforschung im Bereich des Fernstudiums.
Das Zentrum für Fernstudienentwicklung unterstützt die Fachbe¬
reiche bei Erstellung , Erprobung und Weiterentwicklung von Fern¬
studienkursen . Es entwickelt und erprobt Lehr - und Lernmittel,
Lehr - und Lerntechniken sowie Lehrprogramme ; es plant und über¬
prüft die Durchführung des Fernstudiums.
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9.Audiovisuelle Medienzentren

Auf der Grundlage eines gemeinsam erarbeiteten Konzeptes werden
an den Gesamthochschulen Essen , Paderborn , Siegen und Wupper¬
tal audiovisuelle Medienzentren aufgebaut . Ihre Errichtung wurde
im Dezember 1974 vom Minister für Wissenschaft und Forschung
genehmigt.

Die Gesamthochschule Duisburg wird ein solches Zentrum zu einem
späteren Zeitpunkt erhalten.

Als zentrale Einrichtung der Hochschule wird das Medienzentrum
fachübergreifend Sach - und Dienstleistungen für den Einsatz von
auditiven , visuellen und audiovisuellen Medien in Lehre und For¬
schung erbringen.

Die audiovisuellen Medienzentren übernehmen Aufgaben in folgen¬
den Funktionsbereichen

— hochschulinternes Fernsehen

— Sprachlehre

— komputergesteuerte Instruktion und Information.

Das hochschulinterne Fernsehen ist insbesondere auf die Lehramts¬
studiengänge bezogen ; es ermöglicht Unterrichtsmitschau und
unterrichtliches Verhaltenstraining zum Zwecke der Beobachtung
und Analyse von Lehr - und Lernprozessen.

Im Funktionsbereich Sprachlehre werden Medien für Forschung
und Lehre auf dem Gebiet der Sprachvermittlung und Sprachver¬
wendung bereitgestellt.
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10 .Studentischer Bereich

10.1 Studentenwerke
Durch das Studentenwerksgesetz vom 27. Februar 1974 sind Stu¬
dentenwerke als Anstalten des öffentlichen Rechts für jede Ge¬
samthochschule bzw . für jeden Gesamthochschulbereich errichtet
worden.

Das Gesetz zielt darauf ab , funktionsfähige Träger von Maßnahmen
im Sozialbereich zu schaffen . In den Organen der Studentenwerke
steht den Hochschulmitgliedern und Studenten das entscheidende
Mitspracherecht zu . Das Gesetz macht damit auch die enge Ver¬
bindung der Studentenwerke zur Hochschule deutlich.

Die Aufgabenumschreibung der Studentenwerke in § 2 des Gesetzes

— die Errichtung , Bereitstellung und Unterhaltung von wirtschaft¬
lichen und sozialen Einrichtungen,

— die Versicherung der Studenten gegen Krankheit und Unfall,
soweit nicht gesetzlich etwa « anderes geregelt ist,

— Maßnahmen zur Gesundheitsvorsorge für die Studenten,
— Förderung kultureller Interessen der Studenten durch Bereit¬

stellung von Räumen,

— Maßnahmen der Studienförderung , insbesondere bei Heran¬
ziehen für die Durchführung des Bundesausbildungsförderungs¬
gesetzes,

gewährleistet die notwendige Flexibilität und deckt rechtlich alle
Tätigkeiten eines Studentenwerkes ab , die sich als soziale Dienst¬
leistungen für Studenten einordnen lassen.

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben stehen den Studentenwerken folgende
Einnahmen zur Verfügung:

— Einnahmen aus Wirtschaftsbetrieben , Wohnheimen und sonstigen
Dienstleistungen,

— staatliche Zuschüsse,

— Sozialbeiträge der Studenten,

— Zuwendungen Dritter.
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10.2 Studentenwohnraumbau für die
Gesamthochschulen

Nach der Planung des Landes sollen für je 100 Studienplätze min¬
destens 15 Wohnheimplätze zur Verfügung stehen.

Bei 43 200 Studienplätzen im Jahre 1980 beträgt der Bedarf für den
Bereich der Gesamthochschulen 6480 Plätze.

Den Stand des Studentenwohnraumbaues zeigt folgende Übersicht
(nur Hauptstandorte ) :

Gesamt¬
hochschule vorhanden im Bau in Planung

in Vor¬
bereitung

geförderte
Einzelzim. zusammen

Duisburg . 245 336 453 6 1040
Essen 1155 170 163 284 44 1816
Paderborn 327 199 225 105 349 1205
Siegen 454 288 310 196 1248
Wuppertal 673 888 1561

insgesamt 2854 993 841 699 1483 6870

10.3 Studienberatung
Aus der Zahl der Studenten , die ihr Studienfach wechseln , Prüfun¬
gen nicht bestehen , das Studium abbrechen oder zu lange studieren,
ergibt sich die Notwendigkeit der Studienberatung . Jede Gesamt¬
hochschule verfügt über eine Studienberatungsstelle als zentrale
Einrichtung . Die Beratung erstreckt sich insbesondere auf Studien¬
möglichkeiten , Zugangsvoraussetzungen , Studieninhalte , Studienab¬
schlüsse , Studienbedingungen und Fragen der individuellen Stu¬
dieneignung (vgl . § 33 der als Anlage 2 abgedruckten Vorläufigen
Grundordnung ).

An den Gesamthochschulen sind die ersten Stellen für Studienbe¬
rater besetzt worden.
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11. Studentenzahlen —Studienplätze

11.1 Entwicklung im Bundesgebiet
Im Jahre 1960 studierten an den Hochschulen im Bundesgebiet
291 100 Studenten . Die Studentenzahl stieg 1965 auf 384 400 und
1972 auf 661 102. Im Wintersemester 1976/77 waren 877 328 Stu¬
denten eingeschrieben ; zum gleichen Zeitpunkt standen 688 300
räumliche Studienplätze (ohne Fernuniversität ) zur Verfügung.

Nach dem Bildungsgesamtplan werden sich die Studentenzahlen
im Bundesgebiet bis 1985 auf 965 000- 1 047 000 entwickeln ; dies
entspricht , bezogen auf die Zahl der Studienanfänger , einem Anteil
am jeweiligen Altersjahrgang von 22 Prozent bis 24 Prozent . Der
Bildungsgesamtplan wird gegenwärtig fortgeschrieben.
Der „Siebte Rahmenplan für den Hochschujbau 1976—1981 " sieht
für das Jahr 1981 775 200 räumliche Studienplätze — ohne Studen¬
ten der Fernuniversität — Gesamthochschule — vor . Als länger¬
fristiges Gesamtausbauziel sind in der Gesamtplanung 850 000
räumliche Studienplätze vorgesehen . Auf ihnen sollen in der Zeit
der größten Nachfrage nach Studienplätzen in*den achtziger Jahren
1 050 000 Studenten ausgebildet werden . Dies ist erforderlich , um
die Ausbildungschancen auch der geburtenstarken Jahrgänge nicht
zu verschlechtern . Die Ausbildung der zu erwartenden hohen Zahl
an Studienanfängern ist jedoch ohne zusätzliche kapazitäts-
erhöhende Maßnahmen nicht möglich . Sie erfordert über die er¬
schöpfende und flexible Nutzung der vorhandenen und noch
geplanten Ausbildungskapazitäten hinaus die vorübergehende Be¬
reitstellung zusätzlicher Studienplätze im Rahmen eines Überlast-
programmes . Maßnahmen zur Durchführung eines solchen Überlast-
programmes werden zur Zeit in den Gremien der Kultusminister¬
konferenz vorbereitet.

Um bereits bestehende Zulassungsbeschränkungen soweit wie mög¬
lich abzubauen wurde jedoch , unabhängig von den Arbeiten im
Bereich der Kultusministerkonferenz in Nordrhein -Westfalen als
erstem Land , bereits im WS 1977/78 ein Programm zur Einführung
eines Notzuschlags auf Zeit auf die Ausbildungskapazitäten der
Hochschulen umgesetzt . In diesem Wintersemester werden im Rah¬
men des Notzuschlags insgesamt 1697 zusätzliche Studienplätze in
Nordrhein -Westfalen geschaffen . Davon entfiel ein wesentlicher Teil
auch auf Studiengänge an Gesamthochschulen.

72



11.2 Studentenzahlen Nordrhein -Westfalen
Im Jahre 1960 studierten an den Hochschulen in Nordrhein -West¬
falen 53 000 Studenten . Diese Zahl stieg 1965 auf 102 000 und im
Jahre 1970 auf 144 200.
Im Wintersemester 1977/78 waren rd . 285 000 Studenten an den
Hochschulen in Nordrhein -Westfalen eingeschrieben.

Die Studentenzahlen an den Hochschulen in Nordrhein -Westfalen
haben sich vom Wintersemester 1970/71 bis Wintersemester 1977/78
wie folgt entwickelt:

Entwicklung der Studentenzahlen 1) an den Hochschulen
in Nordrhein -Westfalen
Wintersemester 1970/71 - 1977/78

Hochschulart
Deutsche und ausl . Studenten im Wintersemester

1970/71 1972/73 1976/77 1977/78 ")

Absolute Zahlen

Universität und
Technische Hochschule
Pädagogische Hochschulen
Kirchliche Hochschulen
Sporthochschule Köln
Gesamthochschulen 2) s)
Kunsthochschu len
Fachhochschulen

darunter
private Fachhochschulen

Fachhochschule f. d.
öffentliche Verwaltung

82 235
16 794

430
1 030

15 805
1 987

25 960

2 960

100 955
23 677

401
1 315

21 520
3 843

35 204

3 259

140 846
28 810

731
2 196

37 696
4 430

51 382

4127

1 890

150 817
28 787

713
2 405

44 317
4 394

53 458

4 196

3 436

Insgesamt 144 241 186 915 266 091 284 891

Meßziffern
•

Universitäten und
Technische Hochschule
Pädagogische Hochschulen
Kirchliche Hochschulen
Sporthochschule Köln
Gesamthochschulen 2) ')
Kunsthochschulen
Fachhochschulen

darunter
private Fachhochschulen

Fachhochschule f. d.
öffentliche Verwaltung

100
100
100
100
100
100
100

100

100

122,8
141,0
93,3

127,7
136,2
193,4
135,6

110,1

129,6

171,3
171,5
170,0
213,2
238,5
222 9
197,9

139,5
100,0
184,5

183,4
171,4
165,8
233,5
280,4
221,1
205,9

141,8
181,8
197,5

' ) Ohne Beurlaubte , Gasthörer , Studenten im Studienkolleg und Teilnehmer am Deutschkursus für
Ausländer.

2) Für das Wintersemester 1970/71 Studentenzahlen der zum 1. August 1972 in Gesamthochschulen
übergeleiteten Hochschulen und Teile von Hochschulen.

s) Einschl . Fernuniversität ab 1976/77.
' ) Vorläufiges Ergebnis der amtlichen Statistik.
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11.2.1 Studentenzahlen an den Gesamthochschulen

Die Studentenzahlen an den sechs Gesamthochschulen sind im
Wintersemester 1977/78 gegenüber dem Sommersemester 1972 um
25 835 (von 18 482 auf 44 317 ) gestiegen . Dies bedeutet eine Stei¬
gerung von 140 v. H. Insgesamt gesehen hat sich das Prinzip der
Regionalisierung damit als richtig erwiesen.

Im Wintersemester 1976/77 besaßen von den 6809 deutschen Stu¬
dienanfängern an den Gesamthochschulen 3087 Studenten das
Abitur und 3722 Studenten die Fachhochschulreife.

Die Entwicklung der Studentenzahlen vom Sommersemester 1972
bis zum Wintersemester 1977/78 stellt sich wie folgt dar:

Gesamthochschule SS 1972 WS 72/73 WS 75/76 WS 76/77 WS 77/78 ' )

Duisburg 2 744 3 422 5 501 5 927 6 640
Essen 5 025 6 138 8 894 9 964 11 409
Paderborn 3 831 4 329 5 869 6 573 7 248
Siegen 3 927 4 574 5 588 5 729 5 894
Wuppertal 2955 3 457 5 644 6 011 6 753
Fernuniversität 792 3 492 2) 6 373 s)

Insgesamt: 18 482 21 920 32 288 37 696 44 317 ' )

' ) Vorläufiges Ergebnis der amtlichen Statistik
' ) Einschließlich Kursstudenten = WS 76/77 1510 = 5 002

WS 77/78 5215 = 11 588
3) Einschließlich Kursstudenten der Fernuniversität = 49 532

Im Wintersemester 1977/78 stieg die Zahl der Studenten an den
Gesamthochschulen gegenüber dem Vorjahr um 18,5 Prozent . Bei
den Universitäten betrug die Steigerungsrate 7,4 Prozent und bei
den Fachhochschulen 1,0 Prozent.
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')Wirtschaftswissenschaft
SozialwissenschaftMathematikPhysikChemieBauingenieurwesenMaschinenbauSicherheitstechnikElektrotechnik

2)Primarstufe
Sekundarstufe1 SekundarstufeII

3)Magister
Staatsexamen-MedizinPromotionDiplominPädagogik

4)zuzüglich
Kursstudenten=5215=11588

Zusammen
6640 114097248 5894 6753 6373') 44317

Sonstige

Studiengänge3)

470 2267 323 '252 535 3847

FH-Studieng.(Graduierung)

410 2773 2231 2040 1514 8968

Lehrämter*)

3293 3414 2599 1714 2140 575
13735

Integrierte
Studiengänge')

2467 2955 2095 1888 2564 5798 17767

GesamthochschuleDuisburgEssen PaderbornSiegen WuppertalFernUHagen Insgesamt
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Nach den Ergebnissen der Zwischenprüfungen in integrierten Stu¬
diengängen qualifizieren sich ca . ein Drittel der Studenten für das
kürzere Hauptstudium I und zwei Drittel für das längere Haupt¬
studium II. Die Verteilung innerhalb der einzelnen integrierten
Studiengänge stellt sich am Beispiel der Gesamthochschule Pader¬
born wie folgt dar:

Qualifizierung für das
Integrierter Hauptstudium 1 Hauptstudium II
Studiengang (bestandene Prüfungen)

in Prozent in Prozent

Wirtschaftswissenschaft 30,8 69 .2
Mathematik 46,7 53,3
Physik 58,8 41,2
Chemie 21,7 78,3
Maschinenbau 61,5 38,5
Elektrotechnik 33,3 66,7

11.3 Studienplätze Land Nordrhein -Westfalen
Im Jahre 1975 waren in Nordrhein -Westfalen 180 000 räumliche
Studienplätze vorhanden . Diese Zahl der Studienplätze ergibt sich
aus den Raumbestandserhebungen unter Anwendung der Flächen¬
richtwerte , die vom Planungsausschuß für den Hochschulbau fest¬
gelegt worden sind.

Als langfristiges Ausbauziel werden in den achtziger Jahren
228 000 räumliche Studienplätze zur Verfügung stehen . Durch
Überbelegungen wird die Zahl der tatsächlichen Studenten unter
erschöpfender Nutzung der personellen Kapazitäten jedoch erheb¬
lich höher sein . Bis 1980 werden für Nordrhein -Westfalen mehr als
300 000 Studenten erwartet.

11.4 Studienplätze an den Gesamthochschulen
An den Gesamthochschulen sind folgende Studienplätze vorge¬
sehen:

Gesamthochschule
Die Planzahlen für

1975
betrugen:

Die Planzahlen für die Zeit
nach 1980

lauten:

Duisburg 5 900 7 100
Essen 9 300 11 200
Paderborn 6 100 7 400
Siegen 6 700 8 200
Wuppertal 6 600 8 800

Insgesamt 34 600 42 700
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In diesen Zahlen sind die Studienplätze der Nebenstandorte der
Gesamthochschulen Paderborn und Siegen enthalten.

Es entfallen auf:

Paderborn : 550 Soest , 450 Meschede , 500 Höxter.

Siegen : 900 Gummersbach.

Bei der Fernuniversität sind für das Studienjahr 1977/78 insgesamt
11 000 Studienplätze vorgesehen . Das mittelfristige Ausbauziel liegt
bei 30 000 bis 40 000 Studenten.

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Verteilung der Studienplätze
nach Fachrichtungen je Standort.
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12 . Hochschulpersonal

12.1 Nordrhein -Westfalen

Entwicklung der Personalstellen

Die Stellen für wissenschaftliches und nichtwissenschaftliches Per¬
sonal sind von 1962 bis 1978 um 38 998 vermehrt worden . Die
folgende Übersicht zeigt die Entwicklung.

1962 1970 1972 1973 1976 1977 1978

Universitäten,
Technische Hochschule,
Gesamthochschulen,
Päd . Hochschulen,
Sporthochschule
Insgesamt: 11 615 25 599 34 720 40 379 43 988 44 572 45 933

Kunsthochschulen
Insgesamt: 304 507 540 602 611 617

Fachhochschulen
Insgesamt: 3 510 3 679 3 995 4 007 4 063

Summe
(alle Hochschulen ) : 11 615 25 903 38 737 44 598 48 585 49 190 50 613
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12.2 Gesamthochschulen
12.2.1 Gesamtübersicht

Die Stellen für das wissenschaftliche und nichtwissenschaftliche
Personal an den Gesamthochschulen sind von 1972 bis 1978 um
3228 Stellen vermehrt worden . Die Entwicklung verlief wie folgt:

Gesamt¬
hochschule

Wissenschaftliches
Personal sonstiges Personal insgesamt:

1972 1976 1977 1978 1972 1976 1977 1978 1972 1976 1977 1978

Duisburg 248 467 480 527 194 396 431 465 442 863 911 992
Essen 406 632 645 669 278 584 621 679 684 1216 1266 1348
(ohne
Klinikum)
Paderborn 324 483 497 549 259 437 454 499 583 920 951 1048
Siegen 341 537 547 596 260 446 465 518 601 983 1012 1114
Wuppertal 274 509 529 574 246 440 476 533 520 949 1005 1107
Fernuni¬
versität 118 138 178 159 211 271 277 349 449

Summe: 1593 2746 2836 3093 1237 2462 2658 2965 2830 5208 5494 6058

Beim Klinikum Essen sind 2301 Stellen (1978) vorhanden.
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12.2.2 Entwicklung der Stellen für ordentliche Professoren (H 4),
Wissenschaftliche Räte und Professoren (H 3) und
Fachhochschullehrer (H 3/H 2-FHL)

An den sechs Gesamthochschulen (ohne Klinikum Essen ) stehen
insgesamt 498 Planstellen der Besoldungsgruppe H 4 (ordentliche
Professoren ), 170 Planstellen der Besoldungsgruppe H 3 (Wissen¬
schaftliche Räte und Professoren ) und 908 Planstellen der Besol¬
dungsgruppe H 3/H 2 (Fachhochschullehrer ) zur Verfügung.

Die Stellen sind wie folgt verteilt:

Gesamthochschule H4 -Stellen H 3-Stellen H3/H2 -Stellen

Duisburg 95 38 93
Essen 96 37 213
Paderborn 81 26 207
Siegen 81 28 241
Wuppertal 99 34 154
Fernuniversität 46 7

Summe 498 170 908

Für die neuen Studiengänge an den sechs Gesamthochschulen
wurden von 1972 bis 1978 insgesamt 357 Planstellen der Besol¬
dungsgruppe H4 und 114 Planstellen der Besoldungsgruppe H 3
eingerichtet , und zwar:

Planstellen für neue Studiengänge

H 4-Stellen H 3-Stellen

1972 50 15
1973 52 24
1974 79 23
1975 84 20
1976 42 13
1977 15 5
1978 35 14

Summe: 357 114
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Stellenentwicklung seit 1972

1972
Bestand

1972/73
Zugang

1974/75
Zugang

1976/77
Zugang

1978
Zugang

1978
Bestand

Gesamthochschule Duisburg
H 4-Stellen (ordentlicher Professor)
H 3-Stellen (Wiss .-Rat u . Professor)
H 3/H 2-Stellen (Fachhochschullehr .)

37
13
68

19
8
7

27
9

14

8
3
4

4
5

95
38
93

Gesamthochschule Essen
H 4-Stellen (ordentlicher Professor)
H 3-Stellen (Wiss .-Rat u . Professor)
H 3/H 2-Stellen (Fachhochschullehr .)

37
15

212

22
9
4

30
12

-1

5

-2

2
1

96
37

213

Gesamthochschule Paderborn
H 4-Stellen (ordentlicher Professor)
H 3-Stellen (Wiss .-Rat u . Professor)
H 3/H 2-Stellen (Fachhochschullehr .)

23
9

194

20
6
6

21
5
8

8
2

-1

9
4

81
26

207

Gesamthochschule Siegen
H 4-Stellen (ordentlicher Professor)
H 3-Stellen (Wiss .-Rat u . Professor)
H 3/H 2-Stellen (Fachhochschullehr .)

20
11

222

21
7
5

26
6

15

10
4

-1

4 81
28

241

Gesamthochschule Wuppertal
H 4 Ŝtellen (ordentlicher Professor)
H 3-Stellen (Wiss .-Rat u . Professor)
H 3/H 2-Stellen (Fachhochschullehr .)

24
6

145

20
9
6

37
7
3

12
7

6
5

99
34

154

Fernuniversität
H 4-Stellen (ordentlicher Professor)
H 3-Stellen (Wiss .-Rat u . Professor)
H 3/H 2-Stellen (Fachhochschullehr .)

22
4

14
2

10
1

46
7

Gesamthochschulen Insgesamt
H 4-Stellen (ordentlicher Professor)
H 3-Stellen (Wiss .-Rat u . Professor)
H 3/H 2-Stellen (Fachhochschullehr .)

141
54

841

102
39
28

163
43
39

57
18

35
16

498
170
908

1036 169 245 75 51 1576
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13. Bauten für die Gesamthochschulen*

13.1 Grunderwerb

Für die geplanten Baumaßnahmen sind an den einzelnen Stand¬
orten Grundstückskäufe in folgender Größenordnung abgeschlossen
oder eingeleitet:

Gesamthochschule ca . qm
geschätzte
Gesamt¬

kosten DM

bewilligt
bis Ende

1977
Ansatz

1978 vorbehalten

Essen ' )
Duisburg
Paderborn
Siegen
Wuppertal

483 500
80 000

353 300
395 200
422 700

41 287 000
14 000 000
10 150 000
8 276 000

18 670 000

25 201 600
10 900 000
10 076 600
8 276 000

14 731 400

2 000 000
73 400

2 000 000

16 085 400
1 100 000

1 938 600

Insgesamt: 1 734 700 92 383 000 69 185 600 4 073 400 19 124 000

*) ohne Medizin Essen

13.2 Bauplanung
Bereits im Jahre 1971 wurde mit der Bauplanung für die Gesamt¬
hochschulen begonnen . Die Aussichten auf eine schnelle Verwirk¬
lichung der Baumaßnahmen wurden damals sehr optimistisch
eingeschätzt , zumal die Bauverwaltung wegen der auf dem Hoch¬
schulsektor anstehenden Vorhaben ein Verfahren zur Typisierung
von Bauten entwickelt hatte , dessen Vorzüge darin gesehen wurden,
daß es beliebig reproduzierbar und multifunktional nutzbar sein
sollte.

Aufgrund der für 1975 bzw . 1980 vorgesehenen Studentenzahlen an
den Gesamthochschulen und unter Berücksichtigung der durch den
Planungsausschuß festgelegten Flächenrichtwerte wurde 1972 ein
Flächenrahmen nach Fachgruppen sowie zentralen Einrichtungen
festgelegt.

Im Gegensatz zu herkömmlichen Verfahren , die den Nutzflächen¬
bedarf für Lehre und Forschung einer Fachrichtung in Abhängigkeit
von der Studentenzahl dieser Fachrichtung ermitteln , mußte wegen
der neuartigen Struktur der integrierten Gesamthochschulen und
der interdisziplinären Verflechtung ihres Studienangebotes ein diffe-
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renzierteres Ermittlungsverfahren gewählt werden . Dabei wurde
davon ausgegangen , daß eine Fachrichtung durch Studenten ver¬
schiedener Studienabschlüsse und auch verschiedener Studien¬
richtungen belastet wird , das heißt Studenten belasten verschiedene
Fachrichtungen , und Fachrichtungen müssen für Studenten ver¬
schiedener Studienrichtungen Leistungen erbringen.

13.3 Erste Baustufe

13.3.1 Baumaßnahmen

Zu dem vorhandenen Bestand der in die Gesamthochschulen über¬
geleiteten Einrichtungen in Höhe von rund 103 000 qm mußten zu¬
nächst weitere rund 26 000 qm angemietet werden . Ferner wurden
vorweg Allgemeine Verfügungszentren (AVZ) nach einer Bauzeit von
nur zwölf Monaten fertiggestellt (etwa 37 000 qm ) und in den Mona¬
ten Dezember 1973 bis Januar 1974 bezogen.
Im Rahmen der ersten Baustufe wurden folgende Flächen (qm HNF)
auf den innenstadtnah gelegenen Grundstücken erstellt:

Geistes - und Natur¬ Ingenieur¬ zentrale
Gesamthochschule Gesellschafts¬ wissen¬ wissen¬ Einrich¬ Zusammen

wissenschaften schaften schaften tungen

Essen 2 865 22 656 27 509 14 521 67 551
Paderborn 10 200 9 900 9 827 9 697 39 624
Siegen 7 111 6 298 4 434 9 656 27 499
Wuppertal 10 278 21 185 9 907 13 542 54 912

Die Gebäude wurden bis auf die Sportbauten und einige Hallen¬
bereiche (Paderborn und Siegen ) im Laufe des Jahres 1977 bezogen.

In Duisburg mußten die erste und zweite Baustufe zusammengefaßt
werden . Mit folgenden Baumaßnahmen wird 1978 begonnen:

Geistes - und Natur-
Gesellschafts - wissen-
wissenschaften schatten

4 091 17963

Ingenieur¬
wissen¬
schaften

10 941

zentrale
Einrich¬
tungen

8 061

Zusammen

41 056

Somit werden innerhalb der ersten Baustufe insgesamt 230642 qm
Hauptnutzfläche errichtet.
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13.3.2 Bestand an Nutzflächen

Nach Abschluß der 1. Baustufe stehen den Gesamthochschulen
folgende Hauptnutzflächen (ohne Anmietungen ) zur Verfügung:

Bestand Neubau
Gesamthochschule einschl. zentrale Fach¬ Summe

AVZ Einrichtungen richtungen

Duisburg 28 798 8 061 32 995 69 854
Essen 33 018 14 521 53 030 100 569
(ohne Medizin)
Paderborn 14 705 9 697 29 927 54 329
Siegen 35 842 9 656 17 843 63 341
Wuppertal 29 848 13 542 41 370 84 760

Insgesamt: 142 211 55 477 175 165 372 853

13.3.3 Kosten der Baumaßnahmen

Die geschätzten Kosten der Baumaßnahmen für die fünf Gesamt¬
hochschulen betragen im Rahmen der ersten Baustufe , gerundet auf
100 000, - DM, in Millionen:

Gesamt¬
hochschule

Grund¬
erwerb

Planung und
ErschlieBung

AVZ Hochbau¬
maßnahmen

Erstein¬
richtung

Summe

Duisburg 14,0 40,6 10,8 168,0 39,5 272,9
Essen 41,3 34,8 31,8 218,8 50,8 377,5
Paderborn 10,2 32,0 9,5 127,5 36,1 215,3
Siegen 8,3 32,1 24,7 99,1 27,5 191,7
Wuppertal 18,7 54,3 9,6 208,4 39,2 330,2

Insgesamt: 92,5 193,8 86,4 821,8 193,1 1387,6
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13.4 Zweite Baustufe

Bei den für die Zeit nach 1980 geplanten Studentenzahlen und dem
derzeitigen Stand der Bauplanung werden an den einzelnen Stand¬
orten im Rahmen der zweiten Baustufe folgende Hauptnutzflächen
(qm ) noch zu schaffen sein:

Geistes - und Natur¬ Ingenieur¬ Zentrale
Gesamthochschule Gesellschafts¬ wissen wissen¬ Einrich¬ Summe

wissenschaften schatten schaften tungen

Essen 2 778 2 949 2 140 7 867
Paderborn 11 170 5 388 2 303 18 861
Siegen 694 14 900 1 703 3 666 20 963
Wuppertal 4 280 16 080 3 758 24 118

Insgesamt: 694 33 128 26 120 11 867 71 809

In den beiden Baustufen werden somit rd . 302 000 qm Hauptnutz¬
fläche neu erstellt.
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14 . Etat
14.1 Etat Land Nordrhein -Westfalen

Gesamtausgaben Anteil des
Jahr des Einzelplan 06 Einzelplans 06

Landes am Landesetat

1971 rd . 20,4 Mrd . DM = 100 rd . 2,3 Mrd . DM = 100 = 11,5v . H.
1972 rd . 23,1 Mrd . DM = 113 rd . 2,8 Mrd . DM = 121 = 12,4 v . H.
1973 rd . 27,9 Mrd . DM = 137 rd . 3,9 Mrd . DM = 165 = 13,9 v H.
1974 rd . 31,2 Mrd . DM = 154 rd . 4,1 Mrd . DM = 175 = 13,3 v . H.
1975 rd . 34,6 Mrd . DM = 170 rd . 4,5 Mrd . DM = 195 = 13,0 v . H.
1976 rd . 36,5 Mrd . DM = 179 rd . 4,8 Mrd . DM = 208 = 13,2 v . H.
1977 rd . 38,9 Mrd . DM = 190 rd . 4,8 Mrd . DM = 208 = 12,3 v . H.
1978 rd . 45,9 Mrd . DM = 225 rd . 5,5 Mrd . DM = 239 = 11,9v . H.

Übersicht über den Haushalt 1978
Einzelplan 06 — Minister für Wissenschaft und Forschung
Einnahmen : 1 839 682 500 DM
Ausgaben : 5 481 470 900 DM, davon für Hochbaumaßnahmen 764 456 400 DM

für sonstige Investitionen 631 184 300 DM
1 395 640 700 DM

14.2 Etat Gesamthochschulen

Jahr Gesamtausgaben
Einzelplan 06

davon für
Gesamthochschulen

Anteil der
Gesamthochschulen

am Einzelplan 06

1973 rd . 3,9 Mrd . DM rd . 510,5 Mio . DM 13,1 v . H.
1974 rd . 4,1 Mrd . DM rd . 527,5 Mio . DM 12,7 v . H.
1975 rd . 4,5 Mrd . DM rd . 642,0 Mio . DM 14,3 v. H.
1976 rd . 4,8 Mrd . DM rd . 675,0 Mio . DM 14,1 v . H.
1977 rd . 4,8 Mrd . DM rd . 673,8 Mio . DM 14,0 v . H.
1978 rd . 5,5 Mrd . DM rd . 726,7 Mio . DM 13,2 v . H.

Gesamtausgaben 1978 726 617 700 DM
hiervon : - laufende Ausgaben 496 448 100 DM

- Baumaßnahmen 153 742 400 DM

Die Ausgaben verteilen sich auf die einzelnen Gesamthochschulen
zum Beispiel wie folgt:

Gesamt¬
hochschule

Gesamt¬
ausgaben

1973

Gesamt¬
ausgaben

1976

Gesamt¬
ausgaben

1977

Gesamt¬
ausgaben

1978

Duisburg
Essen
Essen (Klin .)
Paderborn
Siegen
Wuppertal
Fernuniversität

rd . 67,1 Mio . DM
rd . 102,6 Mio . DM
rd . 123,2 Mio . DM
rd . 62,3 Mio . DM
rd . 65,4 Mio . DM
rd . 89,6 Mio . DM

rd . 56,3 Mio . DM
rd . 149,4 Mio . DM
rd . 171,2 Mio . DM
rd . 90,2 Mio . DM
rd . 81,5 Mio . DM
rd . 106,4 Mio . DM
rd . 20,0 Mio . DM

rd . 78,6 Mio . DM
rd . 123,4 Mio . DM
rd . 178,5 Mio . DM
rd . 79,8 Mio . DM
rd . 83,8 Mio . DM
rd . 100,4 Mio . DM
rd . 29,3 Mio . DM

rd . 88,8 Mio . DM
rd . 111,6 Mio . DM
rd . 214,5 Mio . DM
rd . 81,2 Mio . DM
rd . 77,0 Mio . DM
rd . 109,0 Mio . DM
rd . 44,6 Mio . DM

Summe: rd . 510,5 Mio . DM rd . 675,0 Mio . DM rd . 673,8 Mio . DM rd . 726,7 Mio . DM
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Anlage 1

Gesetz über die Errichtung und Entwicklung
von Gesamthochschulen
im Lande Nordrhein -Westfalen
(Gesamthochschulentwicklungsgesetz — GHEG)
vom 30. Mai 1972 (GV. NW. S. 134, ber . S . 179/SGV . NW. 223),
geändert durch Gesetz vom 31. Juli 1974 (GV. NW. S . 769)
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen , das hiermit ver¬
kündet wird:

Teil I

Grundsätze

§ 1 Aufgaben der Gesamthochschule
§ 2 Studienreformkommissionen
§ 3 Aufgaben der Studienreformkommissionen
§ 4 Verbindlichkeit von Empfehlungen
§ 5 Anrechnung von Studienzeiten und

Anerkennung von Prüfungsleistungen
§ 6 Hochschuldidaktische Zentren

Teil II

Errichtung von Gesamthochschulen in Duisburg , Essen , Paderborn,
Siegen/Hüttental und Wuppertal

Erster Abschnitt

Errichtung und Organisation der Gesamthochschulen

§ 7 Errichtung
§ 8 Rechtsstellung
§ 9 Geltung des Hochschulgesetzes
§ 10 Hochschullehrer
§11 Einschreibung der Studenten
§12 Prüfung und Graduierung
§13 Studienordnungen

Zweiter Abschnitt

Überleitungsvorschriften

§ 14 Überleitung von Organisationseinheiten
§15 Übernahme von Beamten
§16 Übernahme von Studenten
§17 Fortgeltende Vorschriften
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Dritter Abschnitt

Gründungsverfahren

§18 Gründungsmaßnahmen
§19 Gründungssenat
§ 20 Aufgaben des Gründungssenats
§ 21 Gesamthochschulsatzung
§ 22 Kuratorien
§23 Personalkommissionen

Teil III

Entwicklung weiterer Gesamthochschulen

§ 24 Gesamthochschulbereiche
§25 Gesamthochschulrat
§ 26 Aufgaben des Gesamthochschulrates
§ 27 Verwaltungsgemeinschaften
§28 Erprobung neuer Studiengänge
§ 29 Errichtung von Gesamthochschulen

Teil IV

Zusammenarbeit von Hochschulen

§ 30 Kunsthochschulen im Verbund
§ 31 Fachkommission des Verbundes
§ 32 Aufgaben der Fachkommission des Verbundes
§ 33 Sozialakademie im Verbund

Teil V

Schlußvorschriften

§ 34 Verwaltungsvorschriften
§ 35 Änderung von Gesetzen
§ 36 Geltungsbereich der §§ 2 bis 6
§ 37 Studenten am Klinikum in Essen
§38 Inkrafttreten
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Anlage 1
Teill

Grundsätze

§ 1 Aufgaben der Gesamthochschule

(1) Die Gesamthochschulen vereinigen die von den wissenschaft¬
lichen Hochschulen und den Fachhochschulen wahrzunehmenden
Aufgaben in Forschung , Lehre und Studium mit dem Ziel der Inte¬
gration . Zu diesem Zweck sollen sie aufeinander bezogene Studien¬
gänge und innerhalb eines Faches nach Studiendauer gestufte Ab¬
schlüsse anbieten . Soweit der Inhalt der Studiengänge es zuläßt,
sind gemeinsame Studienabschnitte zu schaffen.
(2) Die Gesamthochschulen nehmen Aufgaben der wissenschaft¬
lichen Weiterbildung wahr und arbeiten dabei mit den in der Region
befindfichen Einrichtungen der Weiterbildung zusammen.

§ 2 Studienreformkommissionen

(1) Um die Überprüfung und Entwicklung von Studienzielen , Studien¬
inhalten , Studienordnungen und Prüfungsordnungen sowie der Me¬
thodik und Organisation von Lehre und Studium sicherzustellen,
bildet der Minister für Wissenschaft und Forschung Studienreform¬
kommissionen.
(2) Den Studienreformkommissionen gehören jeweils Hochschul¬
lehrer , wissenschaftliche Mitarbeiter , Studenten und sonstige sach¬
verständige Hochschulangehörige , die auf Vorschlag der Hochschu¬
len berufen werden , und vom Minister für Wissenschaft und For¬
schung zu bestimmende Mitglieder an . Ihnen können außerdem
Sachverständige aus den Fachverbänden und Berufsorganisationen
mit beratender Stimme angehören.
(3) Die Gesamtzahl der stimmberechtigten Mitglieder einer Studien-
reformkommission darf sechzehn nicht übersteigen . Der Anteil der
Hochschullehrer , der wissenschaftlichen Mitarbeiter und der Studen¬
ten beträgt mindestens fünfundsiebzig vom Hundert . Die Gesamtzahl
der Mitglieder mit beratender Stimme soll ein Drittel der Zahl der
stimmberechtigten Mitglieder nicht übersteigen.

§ 3 Aufgaben der Studienreformkommissionen

(1) Die Studienreformkommissionen haben die Aufgabe , Empfeh¬
lungen für Studienordnungen und Hochschulprüfungsordnungen zu
erarbeiten . Der Minister für Wissenschaft und Forschung kann ihnen
im Einvernehmen mit dem zuständigen Fachminister auch die Auf-
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gaben zuweisen , Empfehlungen für staatliche Prüfungsordnungen
zu erarbeiten.

(2) Bei der Einsetzung der Studienreformkommissionen hat der
Minister für Wissenschaft und Forschung deren Auftrag und Arbeits¬
weise zu bestimmen.

(3) Die Empfehlungen der Studienreformkommissionen müssen sich
mindestens auf folgende Gegenstände beziehen:
1. Die Studienziele , die Studieninhalte , die Studiendauer , die Lei¬
stungsnachweise während des Studiums und die Studienabschlüsse;
2. die Zugangsvoraussetzungen , die Anrechnung von Studienzeiten
und die Anerkennung von Prüfungsleistungen;
3. den Studienaufbau , die Lehrmethodik und die Studienorganisa¬
tion.

§ 4 Verbindlichkeit von Empfehlungen

Der Minister für Wissenschaft und Forschung kann die Empfehlun¬
gen der Studienreformkommissionen für Studien - und Hochschul¬
prüfungsordnungen nach Anhörung der zuständigen Fachbereiche
für verbindlich erklären . Soweit er die Empfehlungen für verbindlich
erklärt hat , kann er die Änderung oder den Erlaß entsprechender
Studien - und Hochschulprüfungsordnungen verlangen . Das Verfah¬
ren in den Sätzen 1 und 2 regelt der Minister für Wissenschaft und
Forschung durch Verwaltungsvorschriften.

§ 5 Anrechnung von Studienzeiten und
Anerkennung von Prüfungsleistungen

Gleichwertige Studienzeiten , die in anderen Studiengängen oder an
einer anderen Hochschule verbracht worden sind , sind anzurechnen;
gleichwertige Prüfungsleistungen , die in anderen Studiengängen
oder an einer anderen Hochschule erbracht worden sind , sind anzu¬
erkennen . Die Hochschulen haben durch die Gestaltung des Stu¬
diums und der Prüfungen die Voraussetzungen einer gegenseitigen
Anrechnung und Anerkennung gleichwertigerStudien - und Prüfungs¬
leistungen zu schaffen.

§ 6 Hochschuldidaktische Zentren

(1) Hochschuldidaktische Zentren werden als zentrale Einrichtungen
der Hochschulen errichtet.

(2) Die Hochschuldidaktischen Zentren haben die Aufgabe , die für
die Studienreform zuständigen Gremien in Fragen der Lehr - und
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Anlage 1
Lernmethodik sowie der Entwicklung und Verbesserung von Lehr-
und Lernzielen zu unterstützen . In diesem Rahmen beraten sie die
für Studium und Lehre zuständigen Hochschulorgane und Fach¬
bereiche sowie die Studienreformkommissionen insbesondere bei
der Erarbeitung neuer Studienordnungen , Studienpläne und Prü¬
fungsordnungen . Sie beraten auch die Gesamthochschulräte in den
Angelegenheiten , in denen Fragen der Lehr - und Lernmethodik so¬
wie der Entwicklung und Verbesserung von Lehr - und Lernzielen
berührt sind.

Teil II

Errichtung von Gesamthochschulen in Duisburg , Essen , Paderborn,
Siegen/Hüttental und Wuppertal

Erster Abschnitt

Errichtung und Organisation der Gesamthochschulen

§ 7 Errichtung

(1) Zum 1. August 1972 wird jeweils eine Gesamthochschule mit dem
Sitz in Duisburg , Essen , Paderborn , Siegen/Hüttental und Wupper¬
tal errichtet.

(2) Mit der Errichtung werden folgende Einrichtungen (Hochschulen
und Teile von Hochschulen ) übergeleitet:
1. Zur Gesamthochschule in Duisburg
die Abteilung Duisburg der Pädagogischen Hochschule Ruhr und die
Fachhochschule in Duisburg;
2. zur Gesamthochschule in Essen
die Abteilungen für Theoretische und Praktische Medizin der Uni¬
versität Bochum , die Abteilung Essen der Pädagogischen Hoch¬
schule Ruhr und die Fachhochschule in Essen;
3. zur Gesamthochschule in Paderborn
die Abteilung Paderborn der Pädagogischen Hochschule Westfalen-
Lippe und die Fachhochschule in Paderborn;

4. zur Gesamthochschule in Siegen/Hüttental
die Abteilung Siegerland der Pädagogischen Hochschule Westfalen-
Lippe und die Fachhochschule ' in Siegen;
5. zur Gesamthochschule in Wuppertal
die Abteilung Wuppertal der Pädagogischen Hochschule Rheinland
und die Fachhochschule in Wuppertal.
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(3) Die in Absatz 2 genannten Abteilungen der Pädagogischen Hoch¬
schulen sind mit der Überleitung aus den Pädagogischen Hochschu¬
len ausgegliedert und vorbehaltlich der Regelungen des § 14 auf¬
gelöst . Die Abteilungen für Theoretische und Praktische Medizin der
Universität Bochum sind mit der Überleitung aus der Universität
Bochum ausgegliedert . Die in Absatz 2 genannten Fachhochschulen
sind vorbehaltlich der Regelungen des § 14 mit der Überleitung auf¬
gelöst.

§ 8 Rechtsstellung

Die Gesamthochschulen sind Körperschaften des öffentlichen Rechts
und zugleich Einrichtungen des Landes . Sie haben nach Maßgabe
dieses Gesetzes das Recht auf eine ihrem besonderen Charakter
entsprechende Selbstverwaltung.

§ 9 Geltung des Hochschulgesetzes

Für die Gesamthochschulen gilt das Hochschulgesetz vom 7. April
1970 (GV. NW. S. 254) entsprechend , soweit sich aus diesem Gesetz
nichts anderes ergibt.

§10 Hochschullehrer

Hochschullehrer an der Gesamthochschule sind bis zu einer Neu¬
ordnung der Personalstruktur die hauptamtlich oder hauptberuflich
an ihr tätigen Professoren , Dozenten , Fachhochschullehrer sowie
diejenigen Lehrkräfte , denen die Gesamthochschule gemäß § 4
Abs . 2 des Hochschulgesetzes die Stellung von Hochschullehrern
einräumt . § 6 Abs . 2 des Hochschulgesetzes bleibt unberührt.

§11 Einschreibung der Studenten

(1) Die Studenten werden durch Einschreibung in die Gesamthoch¬
schule aufgenommen.

(2) Die Einschreibung setzt die Vorlage eines Zeugnisses über die
Hochschulreife , eines anderen Zeugnisses , das den Zugang zu einer
wissenschaftlichen Hochschule eröffnet , oder eines Zeugnisses über
die Fachhochschulreife oder eines als gleichwertig anerkannten
Zeugnisses voraus . Für ein künstlerisches Studium kann von der
Fachhochschulreife abgesehen werden , wenn eine besondere künst¬
lerische Begabung und eine den Aufgaben der Gesamthochschule
entsprechende Allgemeinbildung nachgewiesen werden . Im übrigen
gilt § 7 Abs . 1 und 3 bis 6 des Gesetzes über die Errichtung von
Fachhochschulen im Lande Nordrhein -Westfalen vom 8. Juni 1971
(GV. NW. S . 158) entsprechend.
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Anlage 1
(3) Der Student kann nur Studiengänge wählen , für die er die Zu¬
gangsvoraussetzungen erfüllt . Das Nähere bestimmt der Kultusmini¬
ster im Einvernehmen mit dem Minister für Wissenschaft und For¬
schung durch Rechtsverordnung unter Berücksichtigung von Inhalt
und Ziel der Studiengänge und der im Hochschulwesen gebotenen
Einheitlichkeit . Soweit es sich um Zugangsvoraussetzungen handelt,
die erst während des Studiums erworben werden , bestimmt der
Minister für Wissenschaft und Forschung das Nähere durch Rechts¬
verordnung im Einvernehmen mit dem Kultusminister.

(4) Zur Erprobung neuer Studiengänge kann der Kultusminister auf
Vorschlag des Ministers für Wissenschaft und Forschung Ausnahmen
von Absatz 3, im Falle von Hochschulversuchen auch Ausnahmen
von Absatz 2 zulassen.

§ 12 Prüfung und Graduierung

Studiengänge , für die die Zugangsvoraussetzungen für ein Studium
an einer Fachhochschule gelten , schließen bis zu einer Neuordnung
der Studiengänge in der entsprechenden Fachrichtung mit Prüfun¬
gen und Graduierungen nach Maßgabe der für Fachhochschulen an¬
zuwendenden Vorschriften ab.

§ 13 Studienordnungen

(1) Studienordnungen der Gesamthochschule bedürfen der Geneh¬
migung des Ministers für Wissenschaft und Forschung . § 48 Abs . 3
und 4 des Hochschulgesetzes gilt entsprechend.

(2) Bei der Vorlage der Studienordnungen zur Genehmigung unter¬
breiten die Gesamthochschulen gleichzeitig Anregungen für den Zu¬
gang.

Zweiter Abschnitt

Überleitungsvorschriften

§ 14 Überleitung von Organisationseinheiten

(1) Die Fachbereiche oder andere organisatorische Grundeinheiten
von Forschung und Lehre der überzuleitenden Einrichtungen sind
mit der Überleitung der Einrichtungen Fachbereiche der jeweiligen
Gesamthochschule.

(2) Die Organe der in Absatz 1 genannten Organisationseinheiten
sind mit der Überleitung der Einrichtungen Fachbereichsorgane der
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Gesamthochschule . Die Satzungen der Organisationseinheiten gel¬
ten bis zum Erlaß neuer Satzungen fort.

(3) Für zentrale Einrichtungen gelten die Absätze 1 und 2 ent¬
sprechend.

(4) Die am Sitz der Gesamthochschule befindlichen Abteilungen der
überzuleitenden Fachhochschulen sind mit der Überleitung aufgelöst.
Die übrigen Abteilungen dieser Fachhochschulen sind mit der Über¬
leitung Abteilungen der jeweiligen Gesamthochschule . Diese Abtei¬
lungen können nach Anhörung der Gesamthochschule durch Rechts¬
verordnung des Ministers für Wissenschaft und Forschung aufgelöst
werden ; die Rechtsverordnung bedarf der Zustimmung des Kultur¬
ausschusses des Landtags . Für die Abteilungsleiter fortbestehender
Abteilungen gelten die für Fachhochschulen anzuwendenden Vor¬
schriften , soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt.

(5) Der Minister für Wissenschaft und Forschung regelt für die von
der Stadt Essen auf das Land Nordrhein -Westfalen zu übernehmen¬
den Klinischen Anstalten nach Anhörung der zuständigen Fach¬
bereiche die Organisation der Zentralverwaltung und die Leitung der
einzelnen medizinischen Betriebseinheiten (Kliniken und Institute ).

§ 15 Übernahme von Beamten

Die im Landesdienst stehenden Beamten , die an einer überzuleiten¬
den Einrichtung tätig sind , sind mit der Überleitung der Einrichtung
Beamte an der jeweiligen Gesamthochschule.

§16 Übernahme von Studenten

Studenten , die an einer überzuleitenden Einrichtung studieren , sind
mit der Überleitung der Einrichtung Studenten der Gesamthoch¬
schule.

§17 Fortgeltende Vorschriften

(1) Die an den überzuleitenden Einrichtungen geltenden Zugangs¬
regelungen , Einschreibungsordnungen , Studienordnungen , Studien¬
pläne , Prüfungsordnungen , Graduierungssatzungen und Habilita¬
tionsordnungen gelten mit der Überleitung der Einrichtungen bis
zum Inkrafttreten neuer Bestimmungen in ihrem bisherigen Anwen¬
dungsbereich entsprechend fort . Das gleiche gilt für die Rechts - und
Verwaltungsvorschriften über die Rechtsverhältnisse der an den
überzuleitenden Einrichtungen tätigen Angehörigen des öffentlichen
Dienstes . Wird durch die Überleitung eine Anpassung der in Satz 1
genannten Vorschriften notwendig , so ist sie , soweit sie in die Zu-
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ständigkeit von Organen der Gesamthochschule fällt , von diesen
innerhalb eines Jahres nach der Überleitung zu beschließen.

(2) Nach Maßgabe des Haushaltsplanes dürfen die Amtsbezeichnun¬
gen für Beamte an Universitäten , Technischen Hochschulen , Päd¬
agogischen Hochschulen und Fachhochschulen auch an Gesamt¬
hochschulen verwendet werden ; dabei sind die besoldungsrecht¬
lichen Vorschriften für die entsprechenden Ämter und Funktionen
anzuwenden.

Dritter Abschnitt

Gründungsverfahren

§18 Gründungsmaßnahmen

(1) Der Minister für Wissenschaft und Forschung trifft die für den
Aufbau der Gesamthochschulen notwendigen Maßnahmen . Er ist ins¬
besondere befugt , für jede Gesamthochschule
T. einen Gründungssenat zu berufen,
2. im Benehmen mit den überzuleitenden Einrichtungen den Grün¬
dungsrektor zu berufen,
3. im Benehmen mit den überzuleitenden Einrichtungen neue Fach¬
bereiche und zentrale Einrichtungen einzurichten und die dazu
erforderlichen organisatorischen und personellen Maßnahmen zu
treffen,
4. eine vorläufige Grundordnung zu erlassen , die bis zum Inkraft¬
treten der Gesamthochschulsatzung gilt.

(2) Die Landesregierung ernennt im Benehmen mit den überzuleiten¬
den Einrichtungen für jede Gesamthochschule den Kanzler.

§ 19 Gründungssenat

(1) Dem Gründungssenat gehören an:
1. der Gründungsrektor als Vorsitzender;
2. aus jeder überzuleitenden Einrichtung zwei Hochschullehrer , ein
wissenschaftlicher Mitarbeiter , ein Student und ein nichtwissen¬
schaftlicher Mitarbeiter . Soweit an einer Einrichtung wissenschaft¬
liche Mitarbeiter nicht vorhanden sind , erhöht sich die Zahl der Stu¬
denten auf zwei;
3. eine die Gesamtzahl nach Nummer 2 nicht übersteigende Anzahl
von Mitgliedern , die in der Regel Fachvertreter neu einzuführender
Studiengänge sein sollen;
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4. der Kanzler der Gesamthochschule mit beratender Stimme.

(2) Die Abteilungen für Theoretische und Praktische Medizin der
Universität Bochum gelten als eine Einrichtung im Sinne des Ab¬
satzes 1 Nr. 2.

(3) Die Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 2 werden von den überzuleiten¬
den Einrichtungen auf Grund einer vom Minister für Wissenschaft
und Forschung zu erlassenden Wahlordnung nach Gruppen getrennt
gewählt ; § 25 des Hochschulgesetzes findet keine Anwendung . Die
Wahlordnung enthält auch Vorschriften über die Ergänzung des
Gründungssenats bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mitgliedes.

(4) Die Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 3 werden vom Minister für Wis¬
senschaft und Forschung im Benehmen mit den überzuleitenden Ein¬
richtungen , nach deren Überleitung im Benehmen mit den gewählten
Mitgliedern des Gründungssenats , berufen.

§ 20 Aufgaben des Gründungssenats

Der Gründungssenat nimmt die Aufgaben des Senats der Gesamt¬
hochschule wahr.

§ 21 Gesamthochschulsatzung

(1) Jede Gesamthochschule bildet spätestens nach Ablauf von zwei
Jahren nach ihrer Errichtung auf Grund einer vom Gründungssenat
zu erlassenden Wahlordnung einen Satzungskonvent , der die Ge¬
samthochschulsatzung beschließt . § 52 Abs . 1 bis 5 des Hochschul¬
gesetzes gilt entsprechend . Mit dem Inkrafttreten der Gesamthoch¬
schulsatzung ist der Satzungskonvent aufgelöst.

(2) Mit der Bildung des Senats der Gesamthochschule auf Grund der
Gesamthochschulsatzung ist der Gründungssenat aufgelöst.

(3) Die Amtszeit des nach § 18 Abs . 1 Satz 2 Nr. 2 berufenen Grün¬
dungsrektors endet mit der Bestellung des entsprechenden , auf
Grund der Gesamthochschulsatzung gewählten Hochschulorgans.

§ 22 Kuratorien

(1) Für jede Gesamthochschule kann ein Kuratorium gebildet wer¬
den.

(2) Die Mitglieder des Kuratoriums werden je zur Hälfte vom Senat
der Gesamthochschule und vom Rat der Gemeinde , in der die Ge¬
samthochschule ihren Sitz hat , benannt . Dabei sollen der Rektor
oder Hochschulpräsident und der Kanzler der Gesamthochschule
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sowie der Vorsitzende des Rates der Gemeinde , in der die Gesamt¬
hochschule ihren Sitz hat , dem Kuratorium als Mitglieder angehören.

(3) Das Kuratorium unterstützt durch geeignete Maßnahmen den
Aufbau der Gesamthochschule und ihre Integration in die Region.

§ 23 Personalkommissionen

(1) Bis zur Wahl der Personalvertretung besteht an jeder der in § 7
genannten Gesamthochschulen eine Personalkommission , die die
Rechte und Pflichten der Personalvertretung hat . Mit der Wahl der
Personalvertretung ist die Personalkommission aufgelöst.

(2) Die Mitglieder der am 31 . Juli 1972 bestehenden örtlichen Per¬
sonalräte der Fachhochschulen und der Abteilungen für Theoretische
und Praktische Medizin der Universität Bochum sind mit der Über¬
leitung Mitglieder der jeweiligen Personalkommission . Für die über¬
zuleitenden Abteilungen der Pädagogischen Hochschulen bestellen
die zuständigen Personalräte bis zum 31. Juli 1972 die nach Maß¬
gabe des § 12 des Landespersonalvertretungsgesetzes (LPVG) vom
28. Mai 1958 (GV. NW. S . 209 ), zuletzt geändert durch Gesetz vom
16. Dezember 1969 (GV. NW. 1970 S . 22), jeweils erforderliche Zahl
von Personen , die mit der Überleitung Mitglieder der jeweiligen Per¬
sonalkommission sind.

(3) Auf die Geschäftsführung der Personalkommission finden die
§§ 31 bis 43 LPVG entsprechende Anwendung.

(4) Die Personalkommission bestellt innerhalb von vierWochen nach
der Errichtung der Gesamthochschule den Wahlvorstand für die
Wahl der Personalvertretung . Die Vorschriften des § 17 LPVG gelten
entsprechend.

Teil III

Entwicklung weiterer Gesamthochschulen

§ 24 Gesamthochschulbereiche

(1) Mit dem Ziel der Neuordnung des Hochschulwesens in Gesamt¬
hochschulen werden zum 1. August 1972 die Gesamthochschul¬
bereiche Aachen , Bielefeld , Bochum , Bonn , Düsseldorf , Dortmund,
Köln und Münster gebildet.

(2) Zu den Gesamthochschulbereichen gehören folgende Einrich¬
tungen:
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1. Zum Gesamthochschulbereich Aachen
die Technische Hochschule Aachen , die Abteilung Aachen der Päd¬
agogischen Hochschule Rheinland und die Fachhochschule in
Aachen;
2. zum Gesamthochschulbereich Bielefeld
die Universität Bielefeld , die Abteilung Bielefeld der Pädagogischen
Hochschule Westfalen -Lippe und die Fachhochschulen in Bielefeld
und Lemgo;
3. zum Gesamthochschulbereich Bochum
die Universität Bochum und die Fachhochschule in Bochum;
4. zum Gesamthochschulbereich Bonn
die Universität Bonn und die Abteilung Bonn der Pädagogischen
Hochschule Rheinland;
5. zum Gesamthochschulbereich Dortmund
die Universität Dortmund , die Abteilungen Dortmund und Hagen so¬
wie die Abteilung Heilpädagogik Dortmund der Pädagogischen
Hochschule Ruhr und die Fachhochschulen in Dortmund und Hagen;
6. zum Gesamthochschulbereich Düsseldorf
die Universität Düsseldorf , die Abteilung Neuss der Pädagogischen
Hochschule Rheinland und die Fachhochschulen in Düsseldorf und
Krefeld;
7. zum Gesamthochschulbereich Köln
die Universität Köln , die Abteilung Köln und die Abteilung Heilpäd¬
agogik Köln der Pädagogischen Hochschule Rheinland , die Deutsche
Sporthochschule Köln , die Fachhochschule in Köln und das Biblio¬
thekarlehrinstitut des Landes Nordrhein -Westfalen.
8. zum Gesamthochschulbereich Münster
die Universität Münster , die Abteilung Münster der Pädagogischen
Hochschule Westfalen -Lippe und die Fachhochschule in Münster.

§ 25 Gesamthochschulrat

(1) Die zu einem Gesamthochschulbereich gehörenden Einrichtun¬
gen bilden einen Gesamthochschulrat.

(2) Dem Gesamthochschulrat gehören an:
1. Die Leiter der Einrichtungen des Gesamthochschulbereichs;
2. zwei Hochschullehrer , ein wissenschaftlicher Mitarbeiter , ein Stu¬
dent und ein nichtwissenschaftlicher Mitarbeiter aus jeder Einrich¬
tung , im Falle der Deutschen Sporthochschule ein Hochschullehrer,
ein wissenschaftlicher Mitarbeiter , ein Student und ein nichtwissen¬
schaftlicher Mitarbeiter , im Falle des Bibliothekarlehrinstituts ein
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Dozent und ein Studierender . Soweit an einer Einrichtung wissen¬
schaftliche Mitarbeiter nicht vorhanden sind , erhöht sich die Zahl der
Hochschullehrer auf drei . Einrichtungen desselben Hochschultyps
gelten als eine Einrichtung.

(3) Übersteigt die Zahl der Angehörigen einer Einrichtung die
Summe der Angehörigen aller übrigen Einrichtungen des Gesamt¬
hochschulbereichs um mehr als die Hälfte , so beträgt die Zahl der
Mitglieder dieser Einrichtung im Gesamthochschulrat nach Absatz 2
Nr. 2 das Doppelte . Für die Feststellung der Zahl der Angehörigen
ist der Ablauf der Einschreibungsfrist für das Sommersemester 1972
maßgebend . Eine Veränderung in der Zahl der Angehörigen führt
erst nach Ablauf von jeweils drei Jahren zu Veränderungen in der
Mitgliederzahl des Gesamthochschulrates.

(4) Die Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 2 werden jeweils von dem Kol¬
legialorgan der Einrichtung gewählt , das § 32 des Hochschulgesetzes
entspricht . Ist ein solches Organ nicht vorhanden , kann die Wahl¬
ordnung nach Anhörung der Einrichtung ein anderes Kollegialorgan
mit Gruppenvertretung bestimmen . Besteht auch ein solches Kolle¬
gialorgan der Einrichtung nicht , erfolgt die Wahl durch die Fach¬
bereichsversammlungen der Einrichtungen gemeinsam , im Falle des
Bibliothekarlehrinstituts durch die Versammlung der Dozenten und
die Versammlung der Studierenden . § 19 Abs . 3 gilt entsprechend.

(5) Die Mitgliedschaft der studentischen Mitglieder dauert zwei
Jahre , die der übrigen gewählten Mitglieder drei Jahre.

(6) Die Kanzler der Einrichtungen des Gesamthochschulbereichs und
die Rektoren der Pädagogischen Hochschulen nehmen an den
Sitzungen des jeweiligen Gesamthochschulrates mit beratender
Stimme teil.

(7) Der Vorsitzende des Gesamthochschulrates wird mit der Mehr¬
heit der Stimmen seiner Mitglieder aus ihrer Mitte gewählt . Er muß
Hochschulpräsident , Hochschullehrer oder wissenschaftlicher Mit¬
arbeiter sein . Seine Wahl bedarf der Bestätigung des Ministers für
Wissenschaft und Forschung.

(8) Der Gesamthochschulrat kann zur Vorbereitung seiner Beratun¬
gen Fachausschüsse einsetzen , deren Mitglieder ihm nicht anzu¬
gehören brauchen.

(9) Der Gesamthochschulrat gibt sich eine Geschäftsordnung , die
der Genehmigung des Ministers für Wissenschaft und Forschung
bedarf.
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§ 26 Aufgaben des Gesamthochschulrates

(1) Der Gesamthochschulrat hat im Rahmen der Hochschulplanung
des Landes für eine wirksame Zusammenarbeit der in ihm vertrete¬
nen Einrichtungen in Forschung , Lehre und Studium zu sorgen und
ihre Entwicklung zur Gesamthochschule zu fördern . Dabei obliegen
ihm unbeschadet des § 26 Abs . 3 des Hochschulgesetzes insbeson¬
dere folgende Aufgaben:

1. Empfehlungen für die Schaffung und Einführung von aufeinander
bezogenen Studiengängen;

2. Empfehlungen für die Schaffung und Einführung von nach Stu¬
diendauer gestuften Abschlüssen;

3. Empfehlungen für die Schaffung von gemeinsamen Studienab¬
schnitten innerhalb verwandter Studienfächer;

4. Empfehlungen für die Zusammenarbeit in Fragen der Hochschul¬
didaktik;

5. Empfehlungen für die Koordinierung und Förderung der For¬
schung durch Bildung von Schwerpunkten;

6. Empfehlungen für die Schaffung und die gemeinsame Nutzung
von Einrichtungen für Studium , Lehre , Forschung und Verwaltung;
7. Empfehlungen für gemeinsame Lehrveranstaltungen und für den
wechselseitigen Einsatz von Lehrkräften;

8. Stellungnahme zu den Struktur - und Entwicklungsplänen sowie
zu den Ausstattungsplänen für die Fachbereiche und zentralen Ein¬
richtungen;

9. Empfehlungen für die Einrichtung , Änderung und Auflösung von
Fachbereichen und zentralen Einrichtungen.

(2) Die Beschlüsse des Gesamthochschulrates in den Angelegenhei¬
ten des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 bis 7 und Nr. 9 sind dem Minister für
Wissenschaft und Forschung , den betroffenen Einrichtungen und
den Hochschulen , deren Teile sie sind , unverzüglich mitzuteilen . Sie
sind von den für die Entscheidung jeweils zuständigen Organisa¬
tionen innerhalb einer angemessenen Frist zu beraten . Sie sind für
die jeweils betroffene Einrichtung verbindlich , wenn das zuständige
Organ nicht innerhalb von drei Monaten nach Zugang Widerspruch
erhebt . Über den Widerspruch entscheidet der Gesamthochschulrat
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen seiner Mitglieder.
Die Entscheidung über den Widerspruch bedarf der Zustimmung des
Ministers für Wissenschaft und Forschung.
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(3) Der Minister für Wissenschaft und Forschung kann sich jederzeit
über die Tätigkeit des Gesamthochschulrates unterrichten und Be¬
richte des Gesamthochschulrates anfordern.

§ 27 Verwaltungsgemeinschaften

Die Landesregierung kann für Einrichtungen eines Gesamthoch¬
schulbereichs eine gemeinsame Verwaltung einrichten und einer
Einrichtung Verwaltungsaufgaben zur gemeinsamen Erledigung
übertragen . Das Nähere regelt sie nach Anhörung des Gesamthoch¬
schulrates und der betroffenen Einrichtungen durch Rechtsverord¬
nung , in der insbesondere Bestimmungen über das Verfahren des
Zusammenschlusses oder der Eingliederung bestehender Verwal¬
tungen oder Teile von Verwaltungen , über den Aufbau und Organi¬
sation der gemeinsamen Verwaltung und über das Verfahren zur
gemeinsamen Erledigung von Verwaltungsaufgaben zu treffen sind.
Die Landesregierung kann in entsprechender Anwendung des § 18
Abs . 2 einen gemeinsamen Kanzler bestellen.

§ 28 Erproben neuer Studiengänge

Für die Erprobung neuer Studiengänge in Einrichtungen der Ge¬
samthochschulbereiche gilt § 11 Abs . 4 entsprechend.

§ 29 Errichtung von Gesamthochschulen

(1) Die zu einem Gesamthochschulbereich gehörenden Einrichtun¬
gen sollen zu einer Gesamthochschule zusammengeschlossen wer¬
den , wenn der Gesamthochschulrat dies empfiehlt und die Einrich¬
tungen der Empfehlung zustimmen . Die Empfehlung des Gesamt-
hochschulrates soll insbesondere Vorschläge zum Errichtungsver¬
fahren und zur Fachbereichsgliederung enthalten . Der Zusammen¬
schluß erfolgt durch Rechtsverordnung der Landesregierung.

(2) Wird die Empfehlung des Gesamthochschulrates nicht innerhalb
von fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes vorgelegt , so
erläßt die Landesregierung die Rechtsverordnung nach Anhörung
des Gesamthochschulrates , der Einrichtungen des Gesamthoch¬
schulbereichs und der Hochschulen , deren Teile die Einrichtungen
sind.

(3) Die Rechtsverordnung legt das Errichtungsverfahren fest . Sie
regelt unter Berücksichtigung der Größe der beteiligten Einrichtun¬
gen und der künftigen Fachbereichsgliederung insbesondere die
Bildung und Zusammensetzung der kollegialen Hochschulorgane
und die Wahl des Rektors oder Hochschulpräsidenten.
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(4) Die durch Zusammenschluß errichtete Gesamthochschule ist
Körperschaft des öffentlichen Rechts und zugleich Einrichtung des
Landes . Einrichtungen , die zusammengeschlossen werden , verlieren
mit der Errichtung der Gesamthochschule ihre Rechtsstellung als
Körperschaft des öffentlichen Rechts.

(5) Für die nach dieser Vorschrift errichtete Gesamthochschule gel¬
ten §§ 8 bis 14, §§ 16 und 17, § 18 Abs . 1 Satz 2 Nr. 4 und Abs . 2,
§ 21 Abs . 2 und 3 sowie die §§ 22 und 23 entsprechend.

Teil IV

Zusammenarbeit von Hochschulen

§ 30 Kunsthochschulen im Verbund

(1) Die Kunsthochschulen arbeiten mit den Gesamthochschulen und
den Einrichtungen der Gesamthochschulbereiche im Verbund zu¬
sammen.

(2) Folgende Einritungen bilden jeweils einen Verbund:
1. Die Nordwestdeutsche Musikakademie Detmold und die Einrich¬
tungen des Gesamthochschulbereichs Bielefeld;
2. die Staatliche Hochschule für Bildende Künste Düsseldorf und die
Einrichtungen des Gesamthochschulbereichs Düsseldorf;
3. die Folkwang -Hochschule für Musik .Theater , Tanz Essen und die
Gesamthochschule Essen;

4. die Staatliche Hochschule für Musik Köln und die Einrichtungen
des Gesamthochschulbereichs Köln.

(3) Im Falle des Zusammenschlusses der Einrichtungen eines Ge¬
samthochschulbereichs zu einer Gesamthochschule besteht der Ver¬
bund zwischen der Kunsthochschule und der Gesamthochschule fort.

(4) Nicht am Sitz der Kunsthochschule befindliche Abteilungen kön¬
nen mit den am gleichen Ort befindlichen Gesamthochschulen oder
Einrichtungen der Gesamthochschulbereiche zusammenarbeiten . Die
Absätze 1 bis 3 bleiben unberührt.

§ 31 Fachkommission des Verbundes

(1) Für jeden Verbund wird eine Fachkommission gebildet . Der
Fachkommission gehören an:
1. Der Direktor der Kunsthochschule sowie zwei Hochschullehrer,
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zwei Studenten und ein wissenschaftlicher oder nichtwissenschaft¬
licher Mitarbeiter , die von dem zentralen Kollegialorgan der Kunst¬
hochschule gewählt werden;
2. sechs weitere Mitglieder , die in den Fällen des § 30 Abs . 2 Nr. 3
und Abs . 3 von der Gesamthochschule , im übrigen vom Gesamthoch¬
schulrat aus den beteiligten Einrichtungen benannt werden.

(2) Die Fachkommission gibt sich eine Geschäftsordnung , die der
Genehmigung des Ministers für Wissenschaft und Forschung bedarf.

§ 32 Aufgaben der Fachkommission des Verbundes

Die Fachkommission hat die Zusammenarbeit der beteiligten Ein¬
richtungen zu fördern . Dabei obliegen ihr insbesondere folgende
Aufgaben:
1. Empfehlungen für gemeinsame Lehrveranstaltungen und den
wechselseitigen Einsatz von Lehrkräften , insbesondere im Bereich
der Ausbildung von Lehramtsstudenten;
2. Empfehlungen für gemeinsame Fragen der Gestaltung des Stu¬
diums und der Hochschuldidaktik;

3. Empfehlungen für die Koordinierung von Forschungsaufgaben
und künstlerischen Projekten;
4. Empfehlungen für neue interdisziplinäre Studiengänge.

§ 33 Sozialakademie im Verbund

(1) Die Sozialakademie Dortmund arbeitet mit den Einrichtungen
des Gesamthochschulbereichs Dortmund im Verbund zusammen.

(2) Für den Verbund wird eine Fachkommission gebildet . Der Fach¬
kommission gehören drei Mitglieder , die von der Sozialakademie
Dortmund , und drei weitere Mitglieder , die von den beteiligten Ein¬
richtungen des Gesamthochschulbereichs Dortmund benannt wer¬
den , an.

(3) Die Fachkommission hat die Zusammenarbeit der beteiligten Ein¬
richtungen zu fördern . Dabei obliegen ihr insbesondere folgende
Aufgaben:
1. Empfehlungen für die gemeinsame Nutzung von Einrichtungen,
insbesondere der Bibliotheken;

2. Empfehlungen für eine Studienordnung;
3. Empfehlungen für mögliche gemeinsame Lehrveranstaltungen;

4. Empfehlungen für den wechselseitigen Einsatz von Lehrkräften;
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5. Empfehlungen für die Zusammenarbeit bei der Durchführung von
Forschungsvorhaben.

Teil V

Schlußvorschriften

§ 34 Verwaltungsvorschriften

Der Minister für Wissenschaft und Forschung erläßt die zur Ausfüh¬
rung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften.

§ 35 Änderung von Gesetzen

(1) Das Lehrerausbildungsgesetz in der Fassung der Bekannt¬
machung von 24. März 1969 (GV. NW. S . 176) wird wie folgt geändert:
1. In § 3 Abs . 1 Satz 1 werden vor den Worten „wissenschaftlichen
Hochschulen " die Worte „Gesamthochschulen oder " eingefügt . § 3
Abs . 1 Satz 2 und Abs . 2 Nr. 3 werden gestrichen.

2. In § 5 Abs . 1 Satz 1 werden vor den Worten „einer Pädagogischen
Hochschule " die Worte „einer Gesamthochschule oder " eingefügt.

3. In den §§ 6 Abs . 1 Satz 1, 7 Abs . 1 Satz 1, 8 Abs . 1 Satz 1, 9 Abs . 1
Nr. 1, 10 Abs . 1 Satz 1 werden jeweils vor den Worten „einer Uni¬
versität " die Worte, , einer Gesamthochschule " eingefügt.

(2) § 2 Abs . 3 sowie die §§ 32 und 33 des Fachhochschulgesetzes
vom 29 . Juli 1969 (GV. NW. S. 572) werden aufgehoben.

(3) Das Hochschulgesetz vom 7, April 1970 (GV. NW. S . 254 ) wird
wie folgt geändert:
1. § 2 Abs . 3 sowie die §§ 50 und 51 werden aufgehoben.
2. In § 19 Abs . 2 Satz 1 werden die Worte „von in der Regel vier¬
jähriger Dauer " gestrichen.
3. § 56 wird wie folgt geändert:
a ) Die Überschrift erhält die Fassung „Studienplatzregelung ".

b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „erforderlichenfalls im Zu¬
sammenwirken mit der Hochschulkonferenz " gestrichen.
c ) Absatz 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Zulassungsbeschränkungen werden von der Hochschule mit Zu¬
stimmung des zuständigen Ministers angeordnet . Zulassungsbe¬
schränkungen können auch vom zuständigen Minister nach Anhö-
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rung der Hochschule angeordnet werden . Die Anordnung einer Zu¬
lassungsbeschränkung muß die Zahl der Studienplätze enthalten.
Für die Auswahl der Bewerber gelten die Absätze 9 und 10."
d) Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Zulassungsbeschränkungen können aus Gründen der Hoch¬
schulplanung zur Erreichung eines regional gleichmäßigen Bildungs¬
angebots , einer ausgewogenen Verteilung von Studienanfängern auf
die Hochschulen , zur Erprobung neuer Studienmethoden oder neuer
Studiengänge oder zur Gewährleistung eines geordneten Aus - oder
Aufbaues der Hochschulen vom zuständigen Minister nach Anhörung
der Hochschulen angeordnet werden . Hierbei ist die Zahl der Stu¬
dienplätze an den einzelnen Hochschulen mit Zustimmung des Kul¬
turausschusses des Landtags festzusetzen ."
e ) Absatz 4 erhält folgende Fassung:
„(4) Zulassungsbeschränkungen nach Absatz 1 gelten nur für die
Dauer von höchstens einem Jahr . Sie können nach Ablauf dieser
Frist erneut angeordnet werden , soweit die Voraussetzungen für ihre
Anordnung weiterbestehen ."
f) Nach Absatz 4 werden folgende Absätze angefügt:
„(5) Der zuständige Minister kann zur Feststellung , ob Studienplatz¬
regelungen erforderlich sind , nach Anhörung der Hochschulen für
bestimmte Fachrichtungen anordnen , daß Studienbewerber inner¬
halb einer Ausschlußfrist die Zuteilung eines Studienplatzes bei der
Hochschule oder bei einer zentralen Stelle beantragen müssen , und
daß die Einschreibung die schriftliche Zuteilung eines Studienplatzes
voraussetzt . Versäumt ein Studienbewerber die Antragsfrist , so kann
er in der betreffenden Fachrichtung einen Studienplatz nur erhalten,
wenn nach Berücksichtigung aller fristgerechten Anträge noch Stu¬
dienplätze vorhanden sind . § 15 Abs . 6 Nr. 2 bleibt unberührt.

(6) Der zuständige Minister kann , um eine gleichmäßige Ausnutzung
der Aufnahmekapazität und die Berücksichtigung möglichst aller Be¬
werber zu erreichen , nach Anhörung der Hochschulen für bestimmte
Fachrichtungen anordnen , daß eine zentrale Stelle die an den Hoch¬
schulen des Landes vorhandenen Studienplätze vergibt und die An¬
träge der Studienbewerber auf Zuteilung eines Studienplatzes be¬
scheidet . In der Anordnung ist die von dem zuständigen Minister
festgesetzte Zahl der an den einzelnen Hochschulen verfügbaren
Studienplätze anzugeben . In den Fällen der Absätze 8 und 9 gilt die
Anordnung nach Satz 1 als Zulassungsbeschränkung gemäß den
Absätzen 1 bis 4. Die Vergabe der Studienplätze erfolgt nach Maß¬
gabe der Absätze 7 bis 9. Die Hochschule , für die einem Studien¬
bewerber von der zentralen Stelle ein Studienplatz zugeteilt wurde,
ist verpflichtet , den Studienbewerber bei Vorliegen der übrigen Vor¬
aussetzungen einzuschreiben.
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(7) Die zentrale Stelle legt bei der Zuteilung der Studienplätze vor¬
behaltlich der Absätze 8 und 9 die Studienortswünsche zugrunde.

(8) Übersteigt die Zahl der Studienbewerber die Gesamtzahl der
Studienplätze einer Fachrichtung im Lande Nordrhein -Westfalen,
reicht aber die Aufnahmekapazität einzelner Hochschulen nicht aus,
so verteilt die zentrale Stelle die Studienplätze der Hochschulen im
Lande unter Berücksichtigung der für die Studienortswahl maßgeb¬
lichen sozialen , insbesondere familiären und wirtschaftlichen Gründe.
Den nicht berücksichtigten Studienbewerbern wird von der zentralen
Stelle ein Studienplatz an einer anderen Hochschule des Landes zu¬
geteilt.

(9) Übersteigt die Zahl der Studienbewerber die Gesamtzahl der
Studienplätze einer Fachrichtung im Lande Nordrhein -Westfalen
oder wird eine Anordnung nach Absatz 2 getroffen , so werden diese
Studienplätze ausschließlich nach folgenden Grundsätzen vergeben:

1. Mindestens die Hälfte der zur Verfügung stehenden Studienplätze
wird auf Grund der in der Hochschulzugangsberechtigung nach¬
gewiesenen Leistungen vergeben , wobei im Zusammenhang mit dem
gewählten Studium stehende Leistungen besonders bewertet wer¬
den können . Außerschulische studienbezogene Leistungen können
zusätzlich berücksichtigt werden.

2. Die übrigen Studienplätze werden vergeben

a) in erster Linie nach der Dauer der Zeit seit dem Erwerb der Stu¬
dienberechtigung (Wartezeit ),

b) darüber hinaus an Studienbewerber , für die eine Nichtberück¬
sichtigung gemäß Nummer 1 oder 2 a ) eine besondere soziale Härte
bedeutet.

3. Von der Gesamtzahl der Studienplätze für Studienanfänger kann
ein bestimmter Teil ausländischen Studienbewerbern vorbehalten
werden . Diese Studienplätze werden vornehmlich nach Leistungs¬
gesichtspunkten vergeben.

4. Studienplätze nach Nummern 2 b) und 3, die nicht in Anspruch
genommen werden , sind anteilig an Bewerber nach Nummern 1 und
2 a) zu vergeben.

5. Die Studienbewerber sind nach ihrem Rang innerhalb der vor¬
stehenden Studienplatzquoten zu berücksichtigen . Bei gleicher
Wartezeit haben unter den Studienbewerbern diejenigen den Vor¬
rang , die eine Dienstpflicht nach Artikel 12 a Abs . 1 oder 2 des
Grundgesetzes erfüllt haben , mindestens zwei Jahre als Entwick¬
lungshelfer im Sinne des Entwicklungshelfergesetzes vom 18. Juni
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1969 (BGBl . I S . 549) tätig gewesen sind oder das freiwillige soziale
Jahr im Sinne des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen sozia¬
len Jahres vom 17. August 1964 (BGBl . I S . 640 ) geleistet haben . Die¬
sen Bewerbern soll aus einer Veränderung der Bedingungen für die
Auswahl von Studienbewerbern , die seit Beginn ihres Dienstes ein¬
getreten ist , kein Nachteil erwachsen . Im übrigen entscheiden über
die Rangfolge der Bewerber gemäß Nummer 2 a) bei gleicher Warte¬
zeit die Leistungen . Bei gleichen Leistungen oder bei gleicher sozia¬
ler Härte entscheidet das Los über die Rangfolge.

6. Die Studienortswünsche der Bewerber werden unter entsprechen¬
der Anwendung des Absatzes 7 berücksichtigt.

(10) Anordnungen des zuständigen Ministers im Sinne der Absätze 1
bis 9 ergehen durch Rechtsverordnung . Der zuständige Minister wird
ermächtigt , das Nähere über die Verteilungs - und Zulassungskrite¬
rien sowie das Verteilungs - und Zulassungsverfahren nach den Ab¬
sätzen 1 bis 9 durch Rechtsverordnung zu regeln ."

(4) Das Landesbeamtengesetz in der Fassung der Bekanntmachung
vom 6. Mai 1970 (GV. NW. S. 344 ), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 14. Dezember 1971 (GV. NW. S . 410 ), wird wie folgt geändert:

1. In § 199 Abs . 1 Satz 1 werden vor den Worten „wissenschaftlichen
Hochschulen " die Worte „Gesamthochschulen und " eingefügt.

2. In § 219 Abs . 1 wird als Satz 2 eingefügt:
„Das gleiche gilt für Fachhochschullehrer an Gesamthochschulen ."
Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

(5) In das Gesetz über die Errichtung von Fachhochschulen im Lande
Nordrhein -Westfalen vom 8. Juni 1971 (GV. NW. S . 158) wird folgende
Vorschrift eingefügt:
„§ 13a Studienplatzregelung

Für Studienplatzregelungen gilt § 56 des Hochschulgesetzes ent¬
sprechend ."

§ 36 Geltungsbereich der § 2 bis 6

Die §§ 2 bis 6 dieses Gesetzes gelten für alle Hochschulen des
Landes.

§ 37 Studenten am Klinikum in Essen

Solange an der Universität Bochum ausreichende klinische Aus¬
bildungsmöglichkeiten nicht zur Verfügung stehen , sind Studenten
der Universität Bochum , die ihr vorklinisches Studium an der Uni-
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versität Bochum mit Erfolg abgeschlossen haben , zum klinischen
Studium an der Gesamthochschule Essen bevorzugt berechtigt.

§ 38 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündigung , die Vor¬
schriften des § 19 Abs . 3 und des § 35 Abs . 3 Nr. 3 am 18. Mai 1972,
in Kraft.
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Vorläufige Grundordnung
für die Gesamthochschule Wuppertal
vom 31. Juli 1972
in der Fassung vom 24. Juni 1975 (GABI. S . 373)
Teil I

Allgemeine Vorschriften

1. Abschnitt

Rechtsstellung , Name und Aufgaben

§ 1 Rechtsstellung und Name
§ 2 Aufgaben

2. Abschnitt

Hochschulangehörige

§ 3 Hochschulangehörige
§ 4 Hochschullehrer
§ 5 Wissenschaftliche Mitarbeiter
§ 6 Studenten
§ 7 Nichtwissenschaftliche Mitarbeiter
§ 8 Ehrenbürger

Teil II

Organe und Organisationseinheiten

1. Abschnitt

Organe der Gesamthochschule

§ 9 Organe
§10 Gründungsrektor
§11 Gründungsrektorat
§12 Konrektoren
§13 Gründungssenat
§ 14 Ergänzung des Gründungssenats
§15 Auflösung des Gründungssenats
§ 16 Verfahren im Gründungssenat

2. Abschnitt

Ständige Kommissionen und Ausschüsse

§ 17 Ständige Kommissionen



§ 18 Aufgaben der ständigen Kommissionen
§ 19 Zusammensetzung der ständigen Kommissionen
§ 20 Ausschüsse
3. Abschnitt

Kuratorium

§21 Aufgaben
§ 22 Zusammensetzung und Dauer der Zugehörigkeit

4. Abschnitt

Fachbereiche

§ 23 Gliederung , Aufgaben und Angehörige
§24 Organe
§ 25 Dekan und Prodekan
§ 26 Fachbereichsrat
§27 Fachbereichsversammlung
§ 28 Zusammenarbeit mit anderen Fachbereichen
§ 29 Zusammensetzung von Fachbereichsorganen in Sonderfällen
§30 Betriebseinheiten

5. Abschnitt

Zentrale Einrichtungen

§31 Zentrale Einrichtungen
§32 Gesamthochschulbibliothek
§ 33 Zentrale Studienberatungsstelle

6. Abschnitt

Hochschulverwaltung

§34 Kanzler
§ 35 Geschäfte der Hochschulverwaltung
7. Abschnitt

Institute an der Gesamthochschule

§36 Voraussetzungen der Angliederung

Teil III

Studentenschaft

§37 Rechtsstellung und Aufgaben
§ 38 Krankenversicherung der Studenten
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Teil IV

Verfahrensgrundsätze

§ 39 Rechte und Pflichten der Hochschulangehörigen
§40 Grundsätze der Mitwirkung
§41 Art und Umfang der Mitwirkung
§ 42 Wahlen
§ 43 Stimmrecht
§ 44 Abstimmungen und Mehrheiten
§ 45 Öffentlichkeit von Sitzungen und Verschwiegenheit
§ 46 Veröffentlichung und Verkündung

von Satzungen und Ordnungen
§ 47 Besetzung von Hochschullehrerstellen

Teil V

Funktionen

1. Abschnitt

Lehre und Studium

§ 48 Lehrfreiheit
§49 Studienfreiheit
§ 50 Einschreibung von Studenten
§51 Studienordnungen und Studienpläne
§ 52 Studienberatung

2. Abschnitt

Prüfungen

§ 53 Allgemeine Bestimmungen für Hochschulprüfungen
§ 54 Hochschulprüfungen
§ 55 Akademische Grade
§ 56 Qualifikationsverfahren

3. Abschnitt

Forschung

§ 57 Forschungsfreiheit
§ 58 Koordinierung der Forschung
§ 59 Forschung im Auftrag und mit Mitteln Dritter
§ 60 Forschungsberichte
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Teil VI

Planung und Haushaltswesen

§ 61 Struktur -, Entwicklungs - und Ausstattungspläne
§62 Haushaltsvoranschlag
§ 63 Verteilung der Haushaltsmittel
§ 64 Bewirtschaftung der Haushaltsmittel

Teil VII

Übergangs - und Schlußvorschriften

§65 Übergangsvorschriften
§ 66 Übergangsregelung für die Studentenschaft
§67 Weitergeltung bisherigen Rechts
§ 68 Änderung und Außerkrafttreten der Vorläufigen Grundordnung
§69 Inkrafttreten

Teil I

Allgemeine Vorschriften

1. Abschnitt

Rechtsstellung , Name und Aufgaben

§ 1 Rechtsstellung und Name

Die Gesamthochschule in Wuppertal ist gemäß § 8 Satz 1 GHEG
Körperschaft des öffentlichen Rechts und zugleich Einrichtung des
Landes . Sie führt den Namen „Gesamthochschule Wuppertal ".

§ 2 Aufgaben

Die Gesamthochschule nimmt die Aufgaben gemäß § 1 GHEG wahr.
Sie fördert die Zusammenarbeit mit anderen Hochschulen innerhalb
und außerhalb der Bundesrepublik Deutschland.

2. Abschnitt

Hochschulangehörige

§ 3 Hochschulangehörige

(1) Der Gesamthochschule gehören gemäß § 4 Abs . 1 Hochschul¬
gesetz (HSchG ) vom 7. April 1970 (GV. NW. S . 254), geändert durch
das Gesamthochschulentwicklungsgesetz , an:
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1. die Hochschullehrer,

2. der Kanzler,
3. die wissenschaftlichen Mitarbeiter,

4. die Studenten,
5. die nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter.

Die Angehörigen der Gesamthochschule wirken gemäß § 24 Abs . 1
Satz 1 HSchG an der Selbstverwaltung der Gesamthochschule mit.
Sie haben das Recht , die Einrichtungen der Gesamthochschule im
Rahmen ihrer Aufgaben nach Maßgabe von Benutzungsanordnungen
oder -Vorschriften zu benutzen.

(2) Ferner gehören der Gesamthochschule an:
1. die Lehrkräfte , die gastweise oder nebenberuflich an der Gesamt¬
hochschule tätig sind,
2. die Honorarprofessoren,
3. die Lehrbeauftragten,
4. die Doktoranden , sofern sie nicht gemäß Absatz 1 Hochschul¬
angehörige sind,
5. die Zweithörer,
6. die Gasthörer,

7. die Ehrenbürger.
Die unter den Nummern 1 bis 6 Genannten haben das Recht gemäß
Absatz 1 Satz 3.

§ 4 Hochschullehrer

Hochschullehrer sind gemäß § 10 GHEG und § 199 Abs . 1 des Lan¬
desbeamtengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
6. Mai 1970 , zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Juli 1972 (GV.
NW. S . 192), die hauptamtlich oder hauptberuflich an der Gesamt¬
hochschule tätigen Professoren , Studienprofessoren , Dozenten,
Fachhochschullehrer sowie diejenigen Lehrkräfte , denen eine über¬
geleitete Einrichtung auf Grund ihrer Verfassung die Stellung von
Hochschullehrern gemäß § 4 Abs . 2 HSchG eingeräumt hat . § 6 Abs . 2
HSchG bleibt unberührt . Ferner gehören zu den Hochschullehrern
die Mitglieder des Senats gemäß § 19 Abs . 1 Nr. 3 GHEG , die an
einer anderen Hochschule Hochschullehrer im Sinne 'von § 10 GHEG
oder von § 6 Abs . 1 HSchG sind oder die eine Lehrbefähigung be¬
sitzen , die sie auf Grund eines förmlichen Qualifikationsverfahrens
erworben haben.
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§ 5 Wissenschaftliche Mitarbeiter

Wissenschaftliche Mitarbeiter sind gemäß § 12 HSchG die in den
Fachbereichen und zentralen Einrichtungen der Gesamthochschule
wissenschaftlich tätigen Beamten und Angestellten mit abgeschlos¬
sener Hochschulausbildung und Richter , soweit sie nicht zu den
Hochschullehrern gehören . Ferner zählen zu den wissenschaftlichen
Mitarbeitern die Mitglieder des Gründungssenats gemäß § 19 Abs . 1
Nr. 3 GHEG , die an einer anderen Hochschule wissenschaftliche Mit¬
arbeiter im Sinne von § 12 HSchG sind.

§ 6 Studenten

Studenten sind die an der Gesamthochschule eingeschriebenen Stu¬
dierenden . Ferner zählen zu den Studenten die Mitglieder des Grün¬
dungssenats gemäß § 19 Abs . 1 Nr. 3 GHEG , die an einer anderen
Hochschule als Studierende eingeschrieben sind.

§ 7 Nichtwissenschaftliche Mitarbeiter

Nichtwissenschaftliche Mitarbeiter sind gemäß § 13 HSchG die nicht
zu den Hochschullehrern und den wissenschaftlichen Mitarbeitern
gehörenden , an der Gesamthochschule tätigen Beamten , Angestell¬
ten und die Arbeiter.

§ 8 Ehrenbürger

Die Voraussetzungen für die Ernennung von Ehrenbürgern und ihre
Stellung in der Gesamthochschule werden durch Satzung der Ge¬
samthochschule geregelt.

Teil II

Organe und Organisationseinheiten

1. Abschnitt

Organe der Gesamthochschule

§ 9 Organe

Organe der Gesamthochschule sind:
1. der Gründungsrektor,
2. das Gründungsrektorat,
3. der Gründungssenat.
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§10 Gründungsrektor

(1) Der Gründungsrektor
1. führt gemäß § 30 Abs . 3 Satz 2 HSchG den Vorsitz im Gründungs¬
rektorat und leitet dessen Geschäfte;
2. führt den Vorsitz im Gründungssenat;
3. berichtet dem Gründungssenat regelmäßig über die Amtsführung
des Gründungsrektorats;
4. trifft im Einvernehmen mit dem Kanzler Maßnahmen in Angele¬
genheiten , die keinen Aufschub dulden und in denen ein Beschluß
des Gründungsrektorats nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann.
Der Gründungsrektor hat dem Gründungsrektorat unverzüglich
Rechenschaft abzulegen;
5. trifft im Einvernehmen mit drei weiteren Mitgliedern des Grün¬
dungssenats Maßnahmen in Angelegenheiten , die keinen Aufschub
dulden und in denen ein Beschluß des Gründungssenats nicht recht¬
zeitig herbeigeführt werden kann . Der Gründungsrektor hat dem
Gründungssenats unverzüglich Rechenschaft abzulegen;
6. entscheidet gemäß § 30 Abs . 3 HSchG in dienstrechtlichen An¬
gelegenheiten der an der Gesamthochschule tätigen Beamten , An¬
gestellten und Arbeiter , soweit ihm diese Angelegenheiten über¬
tragen sind;
7. vertritt gemäß § 30 Abs . 3 Satz 1 HSchG die Gesamthochschule
gerichtlich und außergerichtlich;
8. ist gemäß § 30 Abs . 3 Satz 4 in Verbindung mit § 29 Abs . 6 HSchG
für die Ordnung in der Gesamthochschule verantwortlich und übt
das Hausrecht aus.

(2) In Wahrnehmung der Aufgaben gemäß Absatz 1 Nr. 2, 3 und 5
wird der Gründungsrektor nach Maßgabe der Geschäftsordnung des
Gründungsrektorats durch einen der Konrektoren vertreten . Ist der
Konrektor nicht Mitglied des Gründungssenats , so ist er in der Aus¬
übung der Befugnis nach Absatz 1 Nr. 2 stimmberechtigt . Im übrigen
wird der Gründungsrektor gemäß § 30 Abs . 4 Satz 1 HSchG durch
den Kanzler vertreten.

(3) Die Amtszeit des Gründungsrektors endet gemäß § 21 Abs . 3
GHEG mit der Bestellung des entsprechenden , auf Grund der Ge¬
samthochschulsatzung gewählten Hochschulorgans . Scheidet der
Gründungsrektor vor Ablauf der Amtszeit nach Satz 1 aus dem Amt
aus , so beruft der Minister für Wissenschaft und Forschung im Be¬
nehmen mit dem Gründungssenat für den Rest der Amtszeit einen
neuen Gründungsrektor.
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§11 Gründungsrektorat

(1) Mitglieder des Gründungsrektorats sind gemäß § 31 Abs . 1 Satz 1
HSchG:

1. der Gründungsrektor als Vorsitzender,
2. die drei Konrektoren,
3. der Kanzler.

(2) Das Gründungsrektorat leitet gemäß § 31 Abs . 2 HSchG die Ge¬
samthochschule . In Ausübung dieser Aufgabe obliegen ihm alle An¬
gelegenheiten der Gesamthochschule , für die im Gesamthochschul¬
entwicklungsgesetz , im Hochschulgesetz oder in dieser Vorläufigen
Grundordnung nicht ausdrücklich eine andere Zuständigkeit fest¬
gelegt ist . Es wirkt darauf hin , daß die Organe und Einrichtungen
der Gesamthochschule und der Fachbereiche ihre Aufgabe wahrneh¬
men und die Angehörigen der Gesamthochschule ihre Pflichten er¬
füllen.

(3) Das Gründungsrektorat hat gemäß § 31 Abs .2 Satz 4 bis 6 HSchG
Beschlüsse oder Maßnahmen der anderen Organe der Gesamthoch¬
schule und der Fachbereiche , die das geltende Recht verletzen , zu
beanstanden . Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung . Wird
keine Abhilfe geschaffen , so hat es den Minister für Wissenschaft
und Forschung unverzüglich zu unterrichten ; in dringenden Fällen
kann der Gründungsrektor vorläufige Maßnahmen treffen.
(4) Die Organe der Gesamthochschule und der Fachbereiche sowie
die Leiter der zentralen Einrichtungen haben dem Gründungsrekto¬
rat gemäß § 31 Abs . 2 Satz 7 HSchG Auskunft zu erteilen . Die Mit¬
glieder des Gründungsrektorats sind berechtigt , an den Sitzungen
der anderen Organe und Gremien der Gesamthochschule und der
Fachbereiche mit beratender Stimme teilzunehmen , soweit in dieser
Vorläufigen Grundordnung nichts anderes bestimmt ist.
(5) Das Gründungsrektorat gibt sich gemäß § 31 Abs . 3 HSchG eine
Geschäftsordnung.

§ 12 Konrektoren

(1) Jeder Konrektor ist Vorsitzender einer ständigen Kommissionund führt deren Geschäfte.

(2) Die Konrektoren werden auf Vorschlag des Gründungsrektors
mit der Mehrheit der Mitglieder des Gründungssenats aus dem Kreis
der Hochschullehrer der Gesamthochschule gewählt . Bei jedem Kan¬
didaten gibt der Gründungsrektor vor der Wahl an , in welcher stän¬
digen Kommission er den Vorsitz führen soll.
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(3) Die Amtszeit der Konrektoren bestimmt sich nach der Amtszeit
des Gründungsrektors gemäß § 10 Abs . 3 Satz 1. Bei vorzeitigem
Ausscheiden aus dem Amt eines Konrektors wählt der Gründungs¬
senat gemäß Absatz 2 für den Rest der Amtszeit einen neuen Kon¬
rektor.

§ 13 Gründungssenat

(1) Dem Gründungssenat gehören gemäß § 19 Abs . 1 GHEG an:
1. der Gründungsrektor als Vorsitzender,
2. vier Hochschullehrer,
3. ein wissenschaftlicher Mitarbeiter,
4. drei Studenten,
5. zwei nichtwissenschaftliche Mitarbeiter,

6. bis zu zehn weitere Mitglieder gemäß § 19 Abs . 1 Nr. 3 GHEG,
7. der Kanzler mit beratender Stimme.

Die in Satz 1 Nr. 2 bis 5 Genannten sind die nach Maßgabe des § 19
Abs . 3 GHEG gewählten Mitglieder . Die in Satz 1 Nr. 6 Genannten
sind die nach Maßgabe von § 19 Abs . 4 GHEG berufenen Mitglieder.

(2) Der Gründungssenat hat folgende Aufgaben:
1. Er entscheidet in Grundsatzfragen des Lehr - und Studienbetrie¬
bes (vgl . § 32 Abs . 2 Satz 2 Nr. 2 HSchG in Verbindung mit § 20
GHEG ) ;
2. er entscheidet in Grundsatzfragen des Forschungsbetriebes und
der Koordinierung wissenschaftlicher Vorhaben , insbesondere über
Forschungsschwerpunkte , die mehrere Fachbereiche berühren , und
über die Beantragung von Sonderforschungsbereichen (vgl . § 32
Abs . 2 Satz 2 Nr. 1 HSchG in Verbindung mit § 20 GHEG ) ;
3. er entscheidet in Grundsatzfragen der Förderung des wissen¬
schaftlichen Nachwuchses;

4. er beschließt Satzungen und Ordnungen der Gesamthochschule,
insbesondere die Einschreibungsordnung (§ 15 Abs . 4 HSchG ), die
Satzungen der zentralen Einrichtungen (§ 37 Abs . 1 Satz 2 HSchG ),
die Ordnungsvorschriften (§ 29 Abs . 6 HSchG ), die Wahlordnung
(§ 21 Abs . 1 Satz 1 GHEG ), die Beitragsordnung zur Krankenver¬
sicherung (vgl . § 38) ;
5. er beschließt über die Struktur -, Entwicklungs - und Ausstattungs¬
pläne der Gesamthochschule (vgl . §§ 32 Abs . 2 Satz 2 Nr. 5, 41 , 42
HSchG in Verbindung mit § 20 GHEG ) ;
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6. er beschließt über die Errichtung , Änderung und Auflösung von
Fachbereichen und zentralen Einrichtungen (vgl . §§ 34 Abs . 3 Satz 1,
37 Abs . 2 Satz 1 HSchG );
7. er beschließt über Zulassungsbeschränkungen gemäß § 56 Abs . 2
Satz 1 HSchG ; er nimmt Stellung zu Zulassungsbeschränkungen , die
gemäß § 56 Abs . 2 Satz 2 HSchG vom Minister für Wissenschaft und
Forschung angeordnet werden sollen;
8. er beschließt über Vorschläge zur Besetzung von Planstellen und
anderer freier Stellen für Hochschullehrer (vgl . § 32 Abs . 2 Satz 2
Nr. 4 HSchG in Verbindung mit § 20 GHEG );
9. er stimmt den Fachbereichssatzungen sowie den Satzungen und
Ordnungen der Fachbereiche , insbesondere den Studien -, Hoch-
schulprüfungs - und Habilitationsordnungen , den Graduierungssat-
zungen , den Satzungen für die Betriebseinheiten der Fachbereiche
und der Satzung der Studentenschaft zu;
10. er entscheidet über die Angliederung von Instituten , die außer¬
halb der Gesamthochschule stehen;
11. er regelt Zuständigkeiten , die der Gesamthochschule auf Grund
von Gesetzen , Rechts - und Verwaltungsverordnungen übertragen
werden;

12. er kann zur Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben Aus¬
schüsse bilden und Beauftragte bestellen;
13. er wählt die Konrektoren;
14. er nimmt die Berichte des Gründungsrektors über die Amtsfüh¬
rung des Gründungsrektorats entgegen;
15. er kann dem Minister für Wissenschaft und Forschung Vor¬
schläge zur Änderung dieser Vorläufigen Grundordnung vorlegen;
16. er entscheidet in Angelegenheiten , die ihm auf Grund von Vor¬
schriften dieser Vorläufigen Grundordnung oder anderer Satzungen
der Gesamthochschule übertragen sind.

(3) Bei Entscheidungen über Angelegenheiten gemäß Absatz 2 Nr. 1,
2, 3, 8 haben die nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter beratende
Stimme . Dasselbe gilt im Falle des Absatzes 2 Nr. 9, soweit es sich
um Studien -, Hochschulprüfungs -, Habilitationsordnungen , Graduie-
rungssatzungen und um Satzungen für die Betriebseinheiten handelt.

§14 Ergänzung des Gründungssenats

(1) Scheidet ein gewähltes Mitglied des Gründungssenats aus der
Gesamthochschule aus oder tritt es von seinem Amt zurück , so tritt
an seine Stelle das gewählte Ersatzmitglied (vgl . § 22 Abs . 1 der
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Wahlordnung für die Wahl zum Gründungssenat der zu errichtenden
Gesamthochschulen (WahlO ) vom 19. Mai 1972 (GABI. S . 240).

(2) Scheidet auch das Ersatzmitglied aus der Gesamthochschule aus
oder tritt es von seinem Amt zurück , so wählt der Gründungssenat
einen Vertreter der jeweiligen Gruppe auf Vorschlag der übrigen im
Gründungssenat verbleibenden Angehörigen dieser Gruppe als
Nachfolger des ausscheidenden Mitglieds . Sind alle Angehörigen
dieser Gruppe aus dem Gründungssenat ausgeschieden , so ist der
Gründungssenat an einen Vorschlag nicht gebunden (vgl . § 22 Abs . 2
Satz 2 WahlO ).

(3) Scheidet ein gemäß § 19 Abs . 1 Nr. 3 GHEG berufenes Mitglied
des Gründungssenats aus der Gesamthochschule aus , so steht dem
Minister für Wissenschaft und Forschung das Recht auf Ergänzung
zu.

§ 15 Auflösung des Gründungssenats

Mit der Bildung des Senats der Gesamthochschule auf Grund der
Gesamthochschulsatzung ist der Gründungssenat aufgelöst (vgl . § 21
Abs . 2 GHEG ).

§ 16 Verfahren im Gründungssenat

(1) Der Gründungssenat wird vom Gründungsrektor einberufen . Er
ist einzuberufen , wenn ein Viertel seiner Mitglieder dies unter An¬
gabe des Beratungsgegenstandes verlangt.

(2) Der Gründungsrektor schlägt die Tagesordnung vor , die minde¬
stens eine Woche vor der jeweiligen Sitzung zusammen mit der Ein¬
ladung den Mitgliedern des Gründungssenats zugehen muß . Der
Gründungsrektor und die Senatsmitglieder sind befugt , bis zur Fest¬
legung der endgültigen Tagesordnung zu Beginn der Sitzung wei¬
tere Tagesordnungspunkte vorzuschlagen , deren Beratung erst nach
ergangener Einladung dringend notwendig geworden ist . Der Grün¬
dungssenat legt mit einfacher Stimmenmehrheit die Tagesordnung
fest und kann mit Zweidrittelmehrheit die Nichtbehandlung einzelner
Tagesordnungspunkte für die jeweilige Sitzung beschließen . Die
nicht behandelten Tagesordnungspunkte sind in die Tagesordnung
der nächsten Sitzung aufzunehmen und in dieser Sitzung zu behan¬
deln . Die Vertagung einzelner Tagesordnungspunkte kann nur mit
Zustimmung des Gründungsrektors erfolgen . Jedes , Mitglied des
Gründungssenats ist berechtigt , dem Gründungsrektor bis späte¬
stens zehn Tage vor einer Sitzung Tagesordnungspunkte zur Be¬
ratung schriftlich vorzuschlagen.
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(3) Über die Sitzung des Gründungssenats ist ein Ergebnisprotokoll
anzufertigen , das vom Gründungsrektor und dem Kanzler als Schrift¬
führer zu unterzeichnen ist . Die Beschlüsse sind zu veröffentlichen,
soweit nicht rechtliche Gründe oder die Wahrung persönlicher Inter¬
essen entgegenstehen oder der Gründungssenat nicht mit einer
Mehrheit von zwei Dritteln seiner stimmberechtigten Mitglieder etwas
anderes beschlossen hat.

(4) Der Gründungssenat kann weiteres in seiner Geschäftsordnung
regeln.

2. Abschnitt

Ständige Kommissionen und Ausschüsse

§ 17 Ständige Kommissionen

(1) Zur Unterstützung des Gründungsrektorats und des Gründungs¬
senats werden folgende ständige Kommissionen gebildet:
1. eine Kommission für Struktur -, Entwicklungs - und Haushaltspla¬
nung (Struktur - und Haushaltskommission ),
2. eine Kommission für Studium und Lehre (Studienkommission ),
3. eine Kommission für Forschung (Forschungskommission ).
Die Struktur - und Haushaltskommission hat eine Unterkommission
für Bibliotheksangelegenheiten.

(2) Die ständigen Kommissionen haben im Rahmen ihrer Aufgaben
die Entscheidungen des Gründungsrektorats und des Gründungs¬
senats sowie Vorlagen des Gründungsrektorats an den Gründungs¬
senat beratend vorzubereiten.

§18 Aufgaben der ständigen Kommissionen

(1) Die Struktur - und Haushaltskommission hat die Aufgabe , alle An¬
gelegenheiten , die die fachliche und organisatorische Struktur und
die räumliche , personelle und finanzielle Ausstattung der Gesamt¬
hochschule im Bereich von Forschung und Lehre sowie deren Ent¬
wicklung betreffen , beratend vorzubereiten . Dazu gehört insbeson¬
dere die Vorbereitung

1. der Aufstellung und Fortschreibung der Struktur -, Entwicklungs¬
und Ausstattungspläne gemäß §§ 41 und 42 HSchG,
2. der Errichtung , Änderung und Auflösung von Fachbereichen und
zentralen Einrichtungen gemäß §§ 34 Abs . 3 Satz 1 und 37 Abs . 2
Satz 1 HSchG,
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3. der Beschlußfassung über die Fachbereichssatzungen und die
Satzungen der zentralen Einrichtungen,

4. der Angliederung von Instituten , die außerhalb der Gesamthoch¬
schule stehen,
5. der Zusammenarbeit mit anderen Hochschulen und wissenschaft¬
lichen Einrichtungen,

6. der Aufstellung des Haushaltsvoranschlages gemäß § 45 HSchG,

7. der Grundsätze für die Verteilung der Stellen und Mittel sowie für
das Beschaffungswesen.

Die Unterkommission für Bibliotheksangelegenheiten behandelt , un¬
beschadet der Zuständigkeit derStruktur - und Haushaltskommission,
die Angelegenheiten gemäß Satz 1 und 2, soweit sie die Gesamt¬
hochschulbibliothek betreffen . Sie wirkt bei Grundsatzangelegenhei¬
ten der Gesamthochschulbibliothek mit , insbesondere bei der Zu¬
sammenarbeit mit anderen Hochschulbibliotheken und mit dem
Hochschulbibliothekszentrum . Sie legt die Verwendung der der Ge¬
samthochschulbibliothek zugewiesenen Mittel für die einzelnen
Fachgebiete und bibliothekarischen Einrichtungen fest.

(2) Die Studienkommission hat die Aufgabe , alle Angelegenheiten
der Lehre sowie des Studien - und Prüfungswesens , soweit die Fach¬
bereiche nicht zuständig sind , beratend vorzubereiten . Dazu gehört
insbesondere

1. die Überprüfung der Studien - und Hochschulprüfungsordnungen
sowie der Graduierungssatzungen vor der Zustimmung durch den
Gründungssenat,
2. die Stellungnahme zu staatlichen Prüfungsordnungen,

3. die Vorbereitung der Beschlußfassung über Zulassungsbeschrän¬
kungen und über Stellungnahmen im Sinne von § 56 Abs . 2 Satz 2
HSchG,

4. die Vorbereitung der fachbereichsübergreifenden Koordinierung
des Lehrangebots , soweit nicht die gemeinsamen Ausschüsse ge¬
mäß § 28 zuständig sind,

5. die Vorbereitung der Koordinierung der Fort - und Weiterbildung
sowie des Fernstudiums , soweit diese über den Rahmen eines Fach¬
bereichs hinaus notwendig ist,
6. die Zusammenarbeit mit den Studienreformkommissionen und
dem Hochschuldidaktischen Zentrum,

7. die Mitwirkung in Angelegenheiten der zentralen Studienbera¬
tungsstelle.
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(3) Die Forschungskommission hat die Aufgabe , alle Angelegenhei¬
ten der Forschungsorganisation , soweit die Fachbereiche nicht zu¬
ständig sind , beratend vorzubereiten . Dazu gehört insbesondere
1. die fachbereichs - und hochschulübergreifende Koordinierung der
Forschung,
2. die Festlegung von Forschungsschwerpunkten , die mehrere Fach¬
bereiche berühren , und die Beantragung von Sonderforschungs¬
bereichen.

§19 Zusammensetzung der ständigen Kommissionen
(1) Der Struktur - und Haushaltskommission gehören an:
1. der Konrektor als Vorsitzender kraft Amtes,
2. vier Hochschullehrer,
3. zwei wissenschaftliche Mitarbeiter,
4. zwei Studenten,
5. ein nichtwissenschaftlicher Mitarbeiter,
6. der Kanzler mit beratender Stimme.

•
Der Unterkommission für Bibliotheksangelegenheiten gehört der
Leiter der Gesamthochschulbibliothek mit beratender Stimme an.

(2) Der Studienkommission gehören an:
1. der Konrektor als Vorsitzender kraft Amtes,
2. vier Hochschullehrer,
3. zwei wissenschaftliche Mitarbeiter,
4. drei Studenten.

(3) Der Forschungskommission gehören an:
1. der Konrektor als Vorsitzender kraft Amtes,
2. zwei Hochschullehrer,
3. ein wissenschaftlicher Mitarbeiter,
4. ein Student.

5. ein nichtwissenschaftlicher Mitarbeiter mit beratender Stimme,
der in einer Forschungseinrichtung der Gesamthochschule tätig ist
und aufgrund seiner Ausbildung oder einer mehrjährigen Berufs¬
erfahrung über besondere Erfahrungen auf Gebieten verfügt , die
Forschungsgegenstand in der Gesamthochschule sein können.
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(4) Die Mitglieder der ständigen Kommissionen sollen , soweit sie
ihnen nicht kraft Amtes angehören , vom Gründungssenat
1. bis zur Hälfte aus dem Kreis der Mitglieder des Gründungssenats,
2. zur anderen Hälfte aus dem Kreis der übrigen Hochschulange¬
hörigen
gewählt werden.

(5) Die Mitgliedschaft in den ständigen Kommissionen endet mit der
Amtszeit des Gründungssenats . Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus,
ist für den Rest der Amtszeit eine Neuwahl durchzuführen.

(6) Die ständigen Kommissionen wählen aus der Mitte ihrer Wahl¬
mitglieder den stellvertretenden Vorsitzenden.

§ 20 Ausschüsse

(1) Sofern der Gründungssenat gemäß § 13 Abs . 2 Nr. 12 Aus¬
schüsse bildet , gilt § 19 Abs . 4 bis 6 entsprechend mit der Maßgabe,
daß alle Mitglieder aus dem Kreis der Hochschulangehörigen gemäß
§ 3 Abs . 1 Satz 1 der jeweiligen Gruppe wählbar sind , auch wenn sie
dem Gründungssenat nicht angehören.

(2) Den Ausschüssen müssen Vertreter der Gruppen der Hochschul¬
lehrer , der wissenschaftlichen Mitarbeiter und der Studenten ange¬
hören.

(3) Sind für bestimmte Aufgaben auf Grund von Gesetzen , Rechts¬
und Verwaltungsverordnungen zentrale Ausschüsse von der Ge¬
samthochschule zu bilden , so werden ihre Mitglieder vom Grün¬
dungssenat gewählt . Sie sind dem Gründungsrektorat für die Erfül¬
lung der ihnen übertragenen Aufgaben unmittelbar verantwortlich,
soweit in den genannten Vorschriften nichts anderes bestimmt ist.

3. Abschnitt

Kuratorium

§ 21 Aufgaben

(1) Das Kuratorium unterstützt gemäß § 22 Abs . 3 GEHG durch ge¬
eignete Maßnahmen den Aufbau der Gesamthochschule und ihre
Integration in die Region , indem es sich für die Interessen der Ge¬
samthochschule in der Öffentlichkeit , vor allem im Bereich der Stadt
und ihrer Region , einsetzt . Das Kuratorium hat insbesondere fol¬
gende Aufgaben:
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1. Es nimmt Stellung zu Berichten des Gründungsrektorats über die
Struktur - und Entwicklungsplanung und andere Angelegenheiten , die
den Aufbau der Gesamthochschule und ihre Integration in die Re¬
gion betreffen;
2. es unterstützt die Zusammenarbeit zwischen der Stadt Wupper¬
tal , der Gesamthochschule und den staatlichen Stellen.

(2) Zu den Empfehlungen des Kuratoriums nehmen die jeweils zu¬
ständigen Organe der Gesamthochschule in angemessener Frist
Stellung.

§ 22 Zusammensetzung und Dauer der Zugehörigkeit

(1) Dem Kuratorium gehören an:
1. der Oberbürgermeister der Stadt Wuppertal,
2. sieben weitere , vom Rat der Stadt Wuppertal zu benennende Mit¬
glieder,
3. der Gründungsrektor,
4. der Kanzler,

5. sechs vom Gründungssenat zu benennende Hochschulangehörige.
(2) Die Konrektoren nehmen an den Sitzungen des Kuratoriums mit
beratender Stimme teil.

(3) Die Mitglieder des Kuratoriums , die vom Gründungssenat be¬
nannt worden sind , scheiden mit der Auflösung des Gründungs¬
senats aus.

4. Abschnitt

Fachbereiche

§ 23 Gliederung , Aufgaben und Angehörige

(1) Die Gesamthochschule gliedert sich in folgende Fachbereiche:
Fachbereich 1 Gesellschaftswissenschaften
Fachbereich 2 Philosophie —Theologie
Fachbereich 3 Erziehungswissenschaften
Fachbereich 4 Sprach - und Literaturwissenschaften
Fachbereich 5 Design - Kunst - und Musikpädagogik - Druck
Fachbereich 6 Wirtschaftswissenschaft
Fachbereich 7 Mathematik
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Fachbereich 8
Fachbereich 9

Fachbereich 10
Fachbereich 11

Fachbereich 12
Fachbereich 13
Fachbereich 14

Anlage 2
Naturwissenschaften I

Naturwissenschaften II
Architektur - Innenarchitektur
Bautechnik

Maschinentechnik
Elektrotechnik
Sicherheitstechnik

(2) Die Fachbereiche und andere entsprechende organisatorische
Grundeinheiten von Forschung und Lehre der übergeleiteten Ein¬
richtungen sind einschließlich ihrer Organe aufgelöst.

(3) Die Fachbereiche sind die organisatorischen Grundeinheiten für
Forschung und Lehre (§ 34 Abs . 1 Satz 2 HSchG ). Ihnen obliegt -
unbeschadet der Gesamtverantwortung der Gesamthochschule —
die Pflege der Wissenschaft in Forschung und Lehre (§ 34 Abs . 2
Satz 1 HSchG ). Die Fachbereiche haben die Vollständigkeit des
Lehrangebots für die Studiengänge sowie die ordnungsgemäße
Durchführung der angebotenen Lehrveranstaltungen zu gewähr¬
leisten . Sie sorgen für die Heranbildung des wissenschaftlichen
Nachwuchses und fördern die wissenschaftliche Zusammenarbeit
ihrer Angehörigen . Sie führen die fachliche Studienberatung , Hoch¬
schulprüfungen , Graduierungen und Qualifikationsverfahren für den
wissenschaftlichen Nachwuchs durch . Sie sind für die Studienreform
verantwortlich und untereinander zur Kooperation verpflichtet . Sie
haben insbesondere ihr Lehrangebot mit dem der anderen Fach¬
bereiche abzustimmen.

(4) Jeder Fachbereich gibt sich im Rahmen der nachfolgenden Be¬
stimmungen eine Satzung , die der Zustimmung des Gründungs¬
senats bedarf.

(5) Über die Errichtung neuer , die Auflösung oder die Änderung be¬
stehender Fachbereiche beschließt der Gründungssenat . Zur Vorbe¬
reitung des Beschlusses muß den betroffenen Fachbereichen Ge¬
legenheit zur Stellungnahme gegeben werden.

(6) Angehörige des Fachbereichs sind die Hochschullehrer , die wis¬
senschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter , die über¬
wiegend in Fächern des Fachbereichs tätig sind , und die Studenten,
die sich für einen vom Fachbereich angebotenen Studiengang ein¬
geschrieben haben . Wählt ein Student einen Studiengang , dessen
Teile von verschiedenen Fachbereichen angeboten werden , so kann
er nur einem Fachbereich seiner Wahl angehören . Er ist verpflichtet,
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bei der Einschreibung oder Rückmeldung den Fachbereich zu be¬
zeichnen , dem er angehören will. Die Hochschulverwaltung teilt den
Dekanen der betroffenen Fachbereiche die Entscheidung des Stu¬
denten mit.

§ 24 Organe

Organe des Fachbereichs sind:
1. der Dekan,
2. der Fachbereichsrat,
3. die Fachbereichsversammlung.

§ 25 Dekan und Prodekan

(1) Der Dekan leitet den Fachbereich und führt dessen laufende Ge¬
schäfte . Er hat insbesondere folgende Aufgaben:
1. er vertritt den Fachbereich;
2. er führt den Vorsitz im Fachbereichsrat , bereitet dessen Sitzun¬
gen vor und führt dessen Beschlüsse aus;
3. er ist verpflichtet , für die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben
des Fachbereichs zu sorgen;
4. er erstattet der Fachbereichsversammlung am Ende eines jeden
Semesters einen Rechenschaftsbericht über seine Amtsführung;
5. er ist berechtigt , an den Sitzungen aller Selbstverwaltungsgre¬
mien des Fachbereichs mit beratender Stimme teilzunehmen.

(2) Der Dekan wird durch den Prodekan vertreten . Der Prodekan ist
berechtigt , an den Sitzungen der Gremien des Fachbereichs mit be¬
ratender Stimme teilzunehmen.

(3) Dekan und Prodekan werden aus dem Kreis der Hochschullehrer
des Fachbereichs von der Fachbereicfisversammlung mit der Mehr¬
heit ihrer stimmberechten Mitglieder gewählt . Die Wahl erfolgt min¬
destens drei Monate vor Ende einer Amtszeit.

(4) Die Amtszeit de3 Dekans und des Prodekans beträgt ein Jahr.
Wiederwahl ist zulässig . Scheidet der Dekan vor Ablauf der Amtszeit
aus seinem Amt aus , so tritt der Prodekan an seine Stelle , sofern
der Rest der laufenden Amtszeit nicht mehr als drei Monate beträgt.
Andernfalls ist für den Rest der Amtszeit ein neuer Dekan zu wäh¬
len . Scheidet der Prodekan vor Ablauf seiner Amtszeit aus seinem
Amt aus , ist für den Rest der Amtszeit ein neuer Prodekan zu wäh¬
len , sofern diese mehr als drei Monate beträgt.
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§ 26 Fachbereichsrat

(1) Der Fachbereichsrat entscheidet in allen Angelegenheiten des
Fachbereichs , die nicht zu den Aufgaben des Dekans oder der Fach¬
bereichsversammlung (vgl . § 27 Abs . 1) gehören . Er hat insbeson¬
dere folgende Aufgaben:
1. er beschließt Satzungen und Ordnungen des Fachbereichs , ins¬
besondere Studien -, Hochschulprüfungs - und Habilitationsordnun¬
gen und Graduierungssatzungen;
2. er beschließt über die Errichtung , Änderung und Auflösung von
Betriebseinheiten des Fachbereichs . Der Beschluß bedarf der Zu¬
stimmung des Gründungssenats . § 18 Abs . 1 Satz 2 Nr. 3 GHEG
bleibt unberührt;

3. er beschließt über Anträge auf Anordnung von Zulassungsbe¬
schränkungen;

4. er stellt Vorschläge zur Besetzung von Planstellen und anderer
freier Stellen für Hochschullehrer auf;

5. er beschließt die Studienpläne;
6. er entwirft den Ausstattungs - und den Struktur - und Entwicklungs¬
plan des Fachbereichs;

7. er wirkt bei der Aufstellung des Haushaltsvoranschlages der Ge¬
samthochschule mit , soweit es den Fachbereich einschließlich seiner
Betriebseinheiten betrifft , und verteilt die dem Fachbereich zugewie¬
senen Stellen und Mittel;

8. er wirkt bei Graduierungen , Hochschulprüfungen und Habilita¬
tionen nach Maßgabe der entsprechenden Satzungen oder Ordnun¬
gen mit;

9. er ordnet das Studien - und Prüfungswesen neu unter Berücksich¬
tigung hochschuldidaktischer Erkenntnisse und der Empfehlungen
der Studienreformkommissionen und des Hochschuldidaktischen
Zentrums.

(2) Dem Fachbereichsrat gehören an:
1. der Dekan als Vorsitzender,
2. vier Hochschullehrer,
3. zwei wissenschaftliche Mitarbeiter,
4. zwei Studenten,
5. ein nichtwissenschaftlicher Mitarbeiter.

(3) Bei Entscheidungen gemäß Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 über Studien -,
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Hochschulprüfungs -, Habilitationsordnungen , Graduierungssatzun-
gen und Satzungen für die Betriebseinheiten und in den Fällen des
Absatzes 1 Satz 2 Nr. 4, 5, 8, 9 sowie bei Entscheidungen über
andere Angelegenheiten , die die Forschung und Lehre unmittelbar
betreffen , hat der nichtwissenschaftliche Mitarbeiter nur beratende
Stimme.

(4) Die Mitglieder des Fachbereichsrates werden mit Ausnahme des
Dekans von der Fachbereichsversammlung aus dem Kreis ihrer Mit¬
glieder gewählt . Die Mitglieder der Fachbereichsversammlung haben
für die aus ihrer Gruppe zu wählenden Vertreter das Benennungs¬
recht.

(5) Die Amtszeit der Wahlmitglieder beträgt ein Jahr . Wiederwahl ist
zulässig.

§ 27 Fachbereichsversammlung
(1) Die Fachbereichsversammlung hat folgende Aufgaben:
1. sie beschließt die Fachbereichssatzung gemäß § 36 Satz 3 HSchG;
2. sie wählt den Dekan , den Prodekan , den Vorsitzenden der Fach¬

bereichsversammlung und die Mitglieder des Fachbereichsrats ge¬
mäß § 36 Satz 3 HSchG;

3. sie nimmt den Rechenschaftsbericht des Dekans entgegen.

(2) Der Fachbereichsversammlung gehören die Hochschullehrer des
Fachbereichs , wissenschaftliche Mitarbeiter , Studenten und nicht¬
wissenschaftliche Mitarbeiter im Verhältnis von fünf zu zwei zu zwei
zu eins an . Ergibt sich bei der Errechnung der Anzahl der Angehöri¬
gen eine Bruchzahl , so ist zur nächsthöheren ganzen Zahl aufzu¬
runden . Bei Errechnung der Anzahl der Angehörigen ist von der An¬
zahl der Hochschullehrer auszugehen , die im Zeitpunkt der Wahl
dem Fachbereich angehören.

(3) Die Wahlmitglieder der Fachbereichsversammlung werden von
den Angehörigen der jeweiligen Gruppen des Fachbereichs nach
Gruppen getrennt gewählt . Für jede der in der Fachbereichs Ver¬
sammlung vertretenen Gruppe — mit Ausnahme der Gruppe der
Hochschullehrer — sind außerdem je drei Ersatzmitglieder zu wäh¬
len , die bei Ausscheiden eines Mitglieds ihrer Gruppe für den Rest
der Amtszeit an dessen Stelle treten . Das Nähere regelt eine Wahl¬
ordnung (vgl . § 42 Abs . 3).

(4) Die Amtszeit der Wahlmitglieder aus der Gruppe der wissen¬
schaftlichen und nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter beträgt zwei
Jahre , die aus der Gruppe der Studenten ein Jahr.
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§ 28 Zusammenarbeit mit anderen Fachbereichen

(1) Für Angelegenheiten , die den Aufgabenbereich mehrerer Fach¬
bereiche berühren , insbesondere im Bereich des Studien - und Prü¬
fungswesens , der Berufung von Hochschullehrern und der Struktur -,
Entwicklungs - und Ausstattungsplanung , sollen von den betroffenen
Fachbereichen gemeinsame Ausschüsse gebildet werden.

(2) Die gemeinsamen Ausschüsse beschließen abweichend von § 26
Abs . 1 Satz 2 Nr. 1 und 5 Studien - und Hochschulprüfungsordnungen
sowie Studienpläne , sofern das für einen bestimmten Studiengang
erforderliche Lehrangebot in nicht geringfügigem Umfang nur unter
Beteiligung eines anderen Fachbereichs oder mehrerer anderer
Fachbereiche erbracht werden kann . Unter den Voraussetzungen des
Satzes 1 können die gemeinsamen Ausschüsse die Fachbereiche
verpflichten , die zur Durchführung des betreffenden Studiengangs
nach Maßgabe der Studienordnungen und Studienpläne erforder¬
lichen Lehrveranstaltungen anzubieten und bei den entsprechenden
Prüfungen mitzuwirken.
(3) Die betroffenen Fachbereiche entsenden auf Grund von Wahlen
durch ihren Fachbereichsrat je drei Hochschullehrer , einen wissen¬
schaftlichen Mitarbeiter , einen Studenten und einen nichtwissen¬
schaftlichen Mitarbeiter in den gemeinsamen Ausschuß . Entsenden
die Fachbereiche keinen wissenschaftlichen Mitarbeiter oder keinen
Studenten , kann die Zahl der Hochschullehrer entsprechend verrin¬
gert werden . Wird ein gemeinsamer Ausschuß in Angelegenheiten
gebildet , die die Forschung und die Lehre unmittelbar betreffen , be¬
sitzen die nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter nur beratende Stimme.
Für die Zusammensetzung gemeinsamer Berufungskommissionen
gilt § 47 Abs . 3 Satz 4. Der gemeinsame Ausschuß wählt einen Hoch¬
schullehrer aus seiner Mitte zum Vorsitzenden . Einzelheiten über
Art, Umfang und Dauer der Arbeit der gemeinsamen Ausschüsse so¬
wie Regelungen zur Geschäftsordnung vereinbaren die betroffenen
Fachbereiche . Kommt eine Einigung über die zu treffendende Ver¬
einbarung nicht zustande , so entscheidet das Gründungsrektorat.

(4) Gegen den Beschluß eines gemeinsamen Ausschusses im Sinne
von Absatz 2 kann jeder betroffene Fachbereich durch Beschluß des
Fachbereichsrates , der mit Zweidrittelmehrheit seiner Mitglieder ge¬
faßt werden muß , innerhalb einer Frist von vierzehn Tagen nach Be¬
kanntgabe der Entscheidung des gemeinsamen Ausschusses Ein¬
spruch erheben . Auf Grund des Einspruchs hat der gemeinsame
Ausschuß erneut zu beraten und zu beschließen . Will der gemein¬
same Ausschuß von seinem früheren Beschluß nicht abweichen , so
hat er die Angelegenheit dem Gründungssenat zur Entscheidung
vorzulegen.
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§ 29 Zusammensetzung von Fachbereichsorganen in Sonderfällen

Sind Angehörige einzelner Gruppen nicht oder nicht in ausreichen¬
der Zahl vorhanden , um die Zusammensetzung der Fachbereichs¬
organe in der in den §§ 26 und 27 vorgesehenen Weise vorzuneh¬
men , so entscheidet der Gründungssenat über die Verteilung der
unbesetzten Sitze auf die vorhandenen Gruppen.

§ 30 Betriebseinheiten

(1) Unter der Verantwortung eines oder mehrerer Fachbereiche kön¬
nen gemäß § 35 Abs . 1 HSchG Betriebseinheiten gebildet werden,
wenn und soweit dies mit Rücksicht auf die gestellten Aufgaben und
auf die Besonderheiten der Ausstattung erforderlich ist . Betriebsein¬
heiten können insbesondere gebildet werden , wenn für die Durch¬
führung von Forschung , Lehre und Studium in größerem Umfang
Personal und Sachmittel ständig bereitgestellt werden müssen , um
wissenschaftliche und technische Hilfsleistungen , zum Beispiel in
Werkstätten und Labors , zu erbringen . Die Bildung von Betriebsein¬
heiten bedarf der Zustimmung des Gründungssenats . Bei der Bil¬
dung ist dafür zu sorgen , daß ein wirtschaftlicher Einsatz des Per¬
sonals , der Mittel und Räume gewährleistet ist und daß mehrere Ein¬
richtungen zu einer Betriebseinheit zusammengefaßt werden , sofern
nicht betriebstechnische und organisatorische Gründe dagegen
sprechen.

(2) Aufgaben und Leitung der Betriebseinheiten werden gemäß § 35
Abs . 2 HSchG durch eine Satzung geregelt , die der Fachbereichs rat
beschließt und die der Zustimmung des Gründungssenats bedarf.

5. Abschnitt

Zentrale Einrichtungen

§ 31 Zentrale Einrichtungen

(1) Zentrale Einrichtungen der Gesamthochschule sind:
1. Die Gesamthochschulbibliothek gemäß § 38 Abs . 1 HSchG,

2. das Hochschuldidaktische Zentrum gemäß § 6 GHEG,
3. die zentrale Studienberatungsstelle gemäß § 18 HSchG.

(2) Unbeschadet der Regelung des Absatzes 1 können weitere zen¬
trale Einrichtungen errichtet werden , wenn Dienstleistungen für meh¬
rere Fachbereiche , für die ganze Gesamthochschule oder für mehrere
Hochschulen zu erbringen sind.
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(3) Über die Errichtung neuer sowie über die Änderung und Auf¬
lösung bestehender zentraler Einrichtungen beschließt der Grün¬
dungssenat.

(4) Aufgaben und Leitung der zentralen Einrichtungen sind durch
Satzungen zu regeln , die der Gründungssenat beschließt (vgl . § 37
Abs . 1 Satz 2 HSchG ).

§ 32 Gesamthochschulbibliothek

(1) Die Gesamthochschulbibliothek versorgt die Gesamthochschule
mit Literatur und sonstigen Informationsmitteln . Sie gliedert sich in
die Bibliothekszentrale und die Fachbibliotheken . Fachbibliotheken
sind in der Regel bibliothekarische Einrichtungen für mehrere Fach¬
bereiche.

(2) Die Gesamthochschulbibliothek wird nach einheitlichen biblio¬
theksfachlichen Grundsätzen von einem Direktor geleitet . Der Direk¬
tor ist Vorgesetzter der Bediensteten in der Gesamthochschul¬
bibliothek.

(3) Die bibliothekarischen Verwaltungsaufgaben werden soweit wie
möglich bei der Bibliothekszentrale durchgeführt , sofern sie nicht
vom Hochschulbibliothekszentrum erledigt werden.

(4) Die Auswahl der für eine Fachbibliothek anzuschaffenden Litera¬
tur erfolgt durch einen Ausschuß . Dem Ausschuß gehören an:
1. die Vertreter derjenigen Fachbereiche , für die die Fachbibliothek
zur Verfügung steht,
2. der jeweils zuständige Fachreferent der Gesamthochschulbi¬
bliothek.

§ 33 Zentrale Studienberatungsstelle

(1) Die zentrale Studienberatungsstelle berät die Studenten , insbe¬
sondere die Studienanfänger , in allen Angelegenheiten des Stu¬
diums . Die Beratung erstreckt sich insbesondere auf Studienmög¬
lichkeiten , Zugangsvoraussetzungen , Studieninhalte , Studienab¬
schlüsse , Studienbedingungen und Fragen der individuellen Studien¬
eignung einschließlich der pädagogischen und psychologischen Be¬
ratung bei Störungen und Krisen im Studienverlauf . In Fragen der
Berufswahl und der beruflichen Eignung vermittelt die zentrale Stu¬
dienberatungsstelle die Beratung durch die zuständigen Stellen der
Berufsberatung.

(2) Die Beratung der Studenten in Angelegenheiten ihres Studien-
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faches , insbesondere die fachliche Betreuung während des Studien¬
verlaufs , obliegt den Fachbereichen.

(3) Die zentrale Studienberatungsstelle und die Fachbereiche unter¬
stützen sich gegenseitig bei der Durchführung ihrer Aufgaben.

6. Abschnitt

Hochschulverwaltung

§ 34 Kanzler

(1) Unter der Verantwortung des Gründungsrektors führt der Kanzler
gemäß § 39 Abs . 1 HSchG die Geschäfte der Hochschulverwaltung
und wirkt bei der Verwaltung der Fachbereiche und zentralen Ein¬
richtungen mit . Er ist Vorgesetzter der Bediensteten in der Hoch¬
schulverwaltung und in der Verwaltung der Fachbereiche und zen¬
tralen Einrichtungen.

(2) Er ist gemäß § 39 Abs . 2 HSchG in Verbindung mit § 9 Abs . 1
Satz 1 der Landeshaushaltsordnung (LHO) vom 14. Dezember 1971
(GV. NW. S . 397) Beauftragter für den Haushalt.

§ 35 Geschäfte der Hochschulverwaltung

(1) Die Hochschulverwaltung dient der Gesamthochschule auf recht¬
lichem , planerischem und verwaltungsmäßigem Gebiet . Der Kanzler
wirkt insbesondere auf eine wirtschaftliche Nutzung der Räume und
Einrichtungen in der Gesamthochschule nach dem Bedarf aller Fach¬
bereiche und zentralen Einrichtungen hin und ist für die Beschaffun¬
gen für die Gesamthochschule zuständig . Er stellt im Rahmen der
Zuständigkeit der Gesamthochschule das Personal ein . Er sorgt für
eine zweckentsprechende und wirtschaftliche Verwendung der der
Gesamthochschule zugewiesenen Stellen und Mittel unter Beach¬
tung der Gesamtinteressen der Gesamthochschule und der Be¬
schlüsse von Organen der Gesamthochschule , soweit diese eine
Regelungsbefugnis haben . Die verwaltungsmäßigen Angelegenhei¬
ten der Organe und Gremien der Gesamthochschule werden aus¬
schließlich durch die Hochschulverwaltung wahrgenommen.

(2) In Wirtschafts - und Personalangelegenheiten wird die Verwaltung
gemäß § 40 Abs . 1 HSchG nach den landesrechtlichen Vorschriften
geführt.
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7. Abschnitt

Institute an der Gesamthochschule

§ 36 Voraussetzungen der Angliederung

Wissenschaftliche Einrichtungen , die nicht Einrichtungen der Ge¬
samthochschule sind , können der Gesamthochschule als Institute
angegliedert werden , wenn sie mit wissenschaftlichen Methoden
Forschung und Lehre betreiben und sich ihr Aufgabenfeld sinnvoll
in die Struktur - und Entwicklungsplanung der Gesamthochschule
einfügen läßt . Die Angliederung bedarf der Zustimmung des Mini¬
sters für Wissenschaft und Forschung.

Teil III

Studentenschaft

§ 37 Rechtsstellung und Aufgaben

(1) Die Studenten der Gesamthochschule bilden die Studentenschaft.
Sie ist nichtrechtsfähige Teilkörperschaft der Gesamthochschule.

(2) Die Studentenschaft gliedert sich in Fachschaften . Die Studenten
eines Fachbereichs bilden die Fachschaft des Fachbereichs.

(3) Aufgabe der Studentenschaft ist die Mitwirkung an der Selbst¬
verwaltung der Gesamthochschule durch Förderung der Vertretung
studentischer Interessen in den Selbstverwaltungsgremien.

(4) Die Studentenschaft gibt sich eine Satzung , die der Zustimmung
durch den Gründungssenat bedarf . Als Organe der Studentenschaft
sind ein Allgemeiner Studentenausschuß und ein Studentenparla¬
ment vorzusehen . Das Studentenparlament besteht aus den von den
Fachschaften gewählten Vertretern . Fachschaften bis zu 200 Studen¬
ten wählen zwei , Fachschaften von 201 bis 400 Studenten wählen
drei , Fachschaften von 401 bis 600 Studenten wählen vier und Fach¬
schaften von 601 und mehr Studenten wählen fünf Vertreter aus ihrer
Mitte in das Studentenparlament . Das Studentenparlament wählt den
Allgemeinen Studentenausschuß.

(5) Der Erlaß der ersten Satzung erfolgt auf Grund einer Urabstim¬
mung aller Studenten , die der Gesamthochschule angehören . Die
Satzung ist angenommen , wenn zwei Drittel der abgegebenen Stim¬
men dem Entwurf zustimmen . Die Urabstimmung bedarf zu ihrer
Gültigkeit einer Beteiligung von mindestens dreißig vom Hundert der
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Stimmberechtigten . Näheres zur Durchführung der Urabstimmung
regelt der Gründungssenat.

§ 38 Krankenversicherung der Studenten

Die Gesamthochschule regelt die Versicherung der Studenten gegen
Krankheit nach § 47 HSchG durch eine Beitragsordnung zur Kran¬
kenversicherung.

Teil IV

Verfahrensgrundsätze

§ 39 Rechte und Pflichten der Hochschulangehörigen

(1) Die Gesamthochschulangehörigen sind verpflichtet , die Freiheit
von Forschung , Lehre und Studium zu wahren und die Gesamthoch¬
schule bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach Kräften zu unterstützen.
(2) Die Mitwirkung an der Selbstverwaltung der Gesamthochschule
nach Maßgabe der Gesetze und dieser Vorläufigen Grundordnung
ist Recht und Pflicht der Gesamthochschulangehörigen gemäß § 3
Abs . 1 (vgl . § 24 Abs . 1 Satz 1 HSchG ).

(3) Die Hochschullehrer haben bei einer Abwesenheit vom Sitz der
Gesamthochschule von mehr als vierzehn Tagen während der vor¬
lesungsfreien Zeit dem zuständigen Dekan Mitteilung zu machen.
Die Erfüllung der Dienstobliegenheiten ist sicherzustellen.

(4) Die Bestimmungen dieser Vorläufigen Grundordnung lassen die
für die Gesamthochschulangehörigen geltenden dienstrechtlichen
Bestimmungen unberührt.

§ 40 Grundsätze der Mitwirkung

(1) Als Mitglieder von Organen und Gremien der Gesamthochschule
und der Fachbereiche haben die Gesamthochschulangehörigen das
Gesamtinteresse der Gesamthochschule zu vertreten . Sie dürfen in
der Ausübung ihrer Aufgaben nicht behindert und wegen ihrer Tätig¬
keit nicht benachteiligt werden.

(2) Die Mitglieder von Organen und Gremien der Gesamthochschule
und der Fachbereiche nehmen an der Beratung und Abstimmung
über Angelegenheiten , die ihnen selbst oder nahen Angehörigen
einen persönlichen Vor- oder Nachteil bringen können , nicht teil.

138



Anlage 2
§ 41 Art und Umfang der Mitwirkung

(1) Die Gremien in der Gesamthochschule werden mit Ausnahme
des Gründungsrektorats wie die Kollegialorgane gemäß § 24 Abs . 2
HSchG aus Hochschullehrern , wissenschaftlichen Mitarbeitern , Stu¬
denten und nichtwissenschaftlichen Mitarbeitern gebildet , soweit
diese Vorläufige Grundordnung nichts anderes vorsieht.

(2) In Gremien,die ausschließlich oder überwiegend für Forschungs¬
oder Berufungsangelegenheiten gebildet werden und deren Zusam¬
mensetzung in dieser Vorläufigen Grundordnung nicht anders ge¬
regelt ist , erhält die Gruppe der Hochschullehrer die Mehrheit der
in dem Gremium zu besetzenden Sitze . In Gremien , die mit Ange¬
legenheiten der Lehre betraut werden , genügt die Hälfte der Sitz¬
zahl für die Gruppe der Hochschullehrer , wenn ein Hochschullehrer
den Vorsitz in diesem Gremium führt . Nichtwissenschaftliche Mit¬
arbeiter können in Gremien , die mit Forschungs - und Lehrangele¬
genheiten befaßt sind , mit beratender Stimme mitwirken.

§ 42 Wahlen

(1) Die Wahlen in der Gesamthochschule sind unmittelbar , frei , gleich
und geheim.

(2) Für die Wahlen zu den Fachbereichsversammlungen bedarf es
gemäß § 25 Abs . 1 HSchG zur Gültigkeit der Wahl in der jeweiligen
Gruppe einer Wahlbeteiligung von mehr als einem Drittel der stimm¬
berechtigten Gruppenangehörigen . Wird diese Wahlbeteiligung auch
in einem zweiten Wahlgang nicht erreicht , so vermindert sich gemäß
§ 25 Abs . 2 HSchG für die Dauer der Wahlperiode die Zahl der nach
dieser Vorläufigen Grundordnung von der Gruppe zu besetzenden
Sitze um die Hälfte . In diesem Fall erfolgt ein dritter Wahlgang , in
dem ohne Rücksicht auf die Höhe der Wahlbeteiligung gewählt wird.
(3) Das Wahlverfahren für alle Organe und Gremien wird — unbe¬
schadet der Bestimmungen dieser Vorläufigen Grundordnung -
durch eine Wahlordnung geregelt , die der Gründungssenat be¬
schließt.

§ 43 Stimmrecht

(1) Alle Mitglieder von Organen und Gremien in der Gesamthoch¬
schule sind stimmberechtigt , soweit diese Vorläufige Grundordnung
nichts anderes vorsieht.

(2) Sie sind gemäß § 26 Abs . 1 HSchG in der Ausübung ihres Stimm¬
rechts weder an Weisungen noch an Aufträge des sie entsendenden
Personenkreises oder Organs gebunden.
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(3) Die Bestimmungen des § 26 Abs . 2 und 3 HSchG gelten entspre¬
chend auch für Gremien , die die in den gesetzlichen Bestimmungen
genannten Entscheidungen vorbereiten.

§ 44 Abstimmungen und Mehrheiten

(1) Die Kollegialorgane und Gremien in der Gesamthochschule sind
beschlußfähig , wenn mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder anwesend
ist und die Sitzung ordnungsgemäß einberufen wurde . Die Beschluß¬
unfähigkeit ist durch den Vorsitzenden formell festzustellen.

(2) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefaßt , soweit nichts
anderes bestimmt ist . Die einfache Mehrheit ist erreicht , wenn die
Stimmen für einen Antrag die Gegenstimmen überwiegen oder wenn
auf einen von mehreren Anträgen die meisten Stimmen entfallen
sind ; Stimmenthaltungen und ungültig abgegebene Stimmen bleiben
unberücksichtigt.

(3) Werden mehrere Anträge gestellt , so ist der inhaltlich weitest¬
gehende Antrag zuerst zur Abstimmung zu stellen.

(4) Ist in dieser Vorläufigen Grundordnung oder in Satzungen und
Ordnungen auf Grund dieser Vorläufigen Grundordnung für die Wahl
einer Person oder die Annahme eines Antrages die Mehrheit der
Stimmen der Anwesenden vorgesehen , so ist die Wahl der Person
erfolgt oder der Antrag angenommen , wenn mehr als Hälfte der im
Versammlungsraum anwesenden Stimmberechtigten für die Person
oder für den Antrag gestimmt haben . Anwesend ist auch , wer sich
der Stimme enthält , ungültig abstimmt oder seine Stimme nicht ab¬
gibt.

(5) Ist in dieser Vorläufigen Grundordnung oder in Satzungen und
Ordnungen auf Grund dieser Vorläufigen Grundordnung für die Wahl
einer Person oder die Annahme eines Antrages die Mehrheit der
stimmberechtigten Mitglieder eines Organs oder Gremiums vorge¬
sehen , so ist die Wahl der Person erfolgt oder der Antrag angenom¬
men , wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder , die nach den Bestim¬
mungen dieser Vorläufigen Grundordnung , den Satzungen oder Ord¬
nungen dem Organ oder Gremium angehören und stimmberechtigt
sind , für die Person oder für den Antrag gestimmt haben.

(6) Sind qualifizierte Mehrheiten vorgesehen , so gelten die Absätze
4 und 5 entsprechend.

(7) Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.
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§ 45 Öffentlichkeit von Sitzungen und Verschwiegenheit

Für die Öffentlichkeit von Sitzungen und für die Unterrichtung über
die gefaßten Beschlüsse der Kollegialorgane und Gremien in der
Gesamthochschule gilt § 27 Abs . 2 und 3 HSchG.

§ 46 Veröffentlichung und Verkündung
von Satzungen und Organen

(1) Satzungen und Ordnungen der Gesamthochschule und der Fach¬
bereiche und die Satzung der Studentenschaft werden in den vom
Gründungsrektorat herausgegebenen „Amtlichen Mitteilungen der
Gesamthochschule Wuppertal " veröffentlicht und , soweit erforder¬
lich, verkündet.

(25) Die veröffentlichte oder verkündete Satzung oder Ordnung ist
zusätzlich an den hierfür bestimmten Anschlagbrettern für die Dauer
von drei Wochen durch Aushang bekanntzumachen . Satzungen und
Ordnungen können in der Hochschulverwaltung während der Ge¬
schäftszeit eingesehen oder von dieser bezogen werden.

(3) Wenn in den Satzungen und Ordnungen nichts anderes bestimmt
ist , treten diese jeweils am Tage nach ihrer Veröffentlichung oder
Verkündung in Kraft.

§ 47 Besetzung von Hochschullehrerstellen

(1) Vor Ausschreibung einer Planstelle für Hochschullehrer legt der
Fachbereichsrat auf der Grundlage seines Struktur - und Entwick¬
lungsplanes den Aufgabenbereich des Stelleninhabers und die an
diesen gestellten Anforderungen fest . Soll der Stelleninhaber Lehr¬
angebote für mehrere Fachbereiche erbringen , so legt die Voraus¬
setzungen nach Satz 1 der zuständige gemeinsame Ausschuß mit
Zustimmung der betroffenen Fachbereichsräte fest.

(2) Die Festlegungen nach Absatz 1 sind dem Gründungsrektorat
mitzuteilen . Erhebt dieses keine Bedenken , so wird die Stelle gemäß
§ 8 HSchG unter Angabe einer angemessenen Frist durch den Dekan
öffentlich ausgeschrieben.

(3) Zur Vorbereitung der Berufungsvorschläge ist eine Berufungs¬
kommission zu bilden , deren Mitglieder vom Fachbereichs rat aus
der Gruppe der Hochschullehrer , wissenschaftlichen Mitarbeiter und
Studenten im Verhältnis von vier zu zwei zu eins gewählt werden;
§ 29 gilt entsprechend . Es können auch Angehörige anderer Fach¬
bereiche und auswärtige Hochschulangehörige mit beratender
Stimme hinzugezogen werden . Werden von der beabsichtigten Be-
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rufung mehrere Fachbereiche betroffen , so ist eine gemeinsame Be¬
rufungskommission zu bilden . Jeder Fachbereichsrat entsendet in
diese Kommission drei Hochschullehrer , einen wissenschaftlichen
Mitarbeiter und einen Studenten . Die Berufungskommission wählt
aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden , der Hochschullehrer sein muß.

(4) Die Berufungskommission prüft die fristgerecht eingegangenen
Bewerbungsunterlagen auf das Vorliegen der in der Ausschreibung
genannten Anforderungen und lädt , soweit tunlich , die Bewerber zu
einem Kontaktgespräch ein . Auf Grund des Kontaktgesprächs findet
ein hochschulöffentlicher Probevortrag und ein fachliches Kollo¬
quium statt . Die Berufungskommission kann zusätzlich auswärtige
Gutachten über die wissenschaftliche Qualifikation und die pädago¬
gische Eignung der Bewerber einholen . Die künstlerische Qualifika¬
tion ist stets durch Gutachten festzustellen . Bei Berufungsvorschlä¬
gen aus der eigenen Gesamthochschule müssen auswärtige Gutach¬
ten eingeholt werden . Bei der Aufstellung von Berufungsvorschlägen
können Personen , die sich nicht beworben haben , gemäß § 9 Abs . 2
HSchG nur in begründeten Ausnahmefällen berücksichtigt werden.

(5) Nach Abschluß des Verfahrens gemäß Absatz 4 legt die Be¬
rufungskommission dem Fachbereichsrat eine Berufungsliste zur
Entscheidung nach § 26 Abs . 1 Satz 2 Nr. 4 vor , die in der Regel drei
Berufungsvorschläge mit einer Rangfolge der Bewerber und ein¬
gehender Begründung der Qualifikation und Rangfolge der Bewer¬
ber enthalten soll . Die Bewerbungsunterlagen , einschließlich der
Vorgänge der Berufungskommission , sind vollständig beizufügen.
Werden von der beabsichtigten Berufung mehrere Fachbereiche be¬
troffen , so entscheidet über die Berufungsliste abweichend von § 26
Abs . 1 Satz 2 Nr. 4 der zuständige gemeinsame Ausschuß mit Zu¬
stimmung der betroffenen Fachbereiche.

(6) Die Mitglieder der Berufungskommission des Fachbereichsrates
oder des gemeinsamen Ausschusses , die bei der Entscheidung über¬
stimmt worden sind , können der vom Fachbereichsrat beschlossenen
Berufungsliste ein Sondervotum beifügen . Das Sondervotum muß in
der Sitzung , in der die Abstimmung stattgefunden hat , angemeldet
und binnen drei Tagen nach der Sitzung mit einer Begründung
schriftlich eingereicht werden.

(7) Die Berufungsliste wird zusammen mit den Bewerbungen , den
Gutachten und den Sondervoten dem Gründungssenat zugeleitet.
Dieser beschließt auf der Grundlage der Vorschläge des Fachbe¬
reichs oder des gemeinsamen Ausschusses . Vor einer vom Vor¬
schlag des Fachbereichsrates abweichenden Entscheidung hat er
die Berufungsliste mit Angabe der Gründe zur erneuten Beratung
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an den Fachbereichsrat zurückzugeben . Weicht der Gründungssenat
endgültig von der Berufungsliste des Fachbereichsrates oder des
gemeinsamen Ausschusses ab , so ist diese der vom Gründungs¬
senat beschlossenen und an den Minister für Wissenschaft und For¬
schung vorzulegenden Berufungsliste beizufügen.

(8) Beschlüsse über die Besetzung von Stellen für Hochschullehrer
können nicht gegen die Mehrheit der Hochschullehrer des jeweiligen
Gremiums gefaßt werden (vgl . § 26 Abs . 3 HSchG ).

(9) Die vom Gründungssenat beschlossene Berufungsliste hat der
Gründungsrektor unter Beifügung einer Liste sämtlicher eingegan¬
gener Bewerbungen und der Sondervoten dem Minister für Wissen¬
schaft und Forschung unverzüglich vorzulegen.

(10) Für die Besetzung von anderen freien Stellen für Hochschul¬
lehrer gelten die Absätze 1 bis 9 entsprechend.

(11) Näheres regelt eine Satzung.

(12) Bei der Besetzung von Planstellen für die Fächer katholische
und evangelische Theologie bleiben die in dem Notenwechsel zwi¬
schen dem Ministerpräsidenten und dem Apostolischen Nuntius in
Deutschland (RdErl . des Kultusministers vom 30. Juni 1969 — ABI.
KM. NW. S. 250) getroffenen Vereinbarungen und die Vereinbarung
zwischen dem Land Nordrhein -Westfalen und der Evangelischen
Kirche im Rheinland , der Evangelischen Kirche von Westfalen und
der Lippischen Landeskirche vom 28. November 1969 / 29. Dezember
1969 (ABI. KM. NW. S. 309 ) unberührt.

Teil V

Funktionen

I . Abschnitt

Lehre und Studium

§ 48 Lehrfreiheit

(1) Die Freiheit der Lehre entfaltet sich im Rahmen des Art . 5 Abs . 3
Grundgesetz.

(2) Die Hochschullehrer sind verpflichtet , zur Sicherung des in den
Studienordnungen und Studienplänen festgelegten Lehrangebots
entsprechende Lehrveranstaltungen zu übernehmen . Kommt im Ein¬
zelfall eine einvernehmliche Regelung nicht zustande , kann der zu-
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ständige Dekan dem betreffenden Hochschullehrer die Übernahme
einer bestimmten Lehrveranstaltung verpflichtend übertragen (vgl.
§ 23 HSchG ). Handelt es sich um eine Lehrveranstaltung im Rahmen
eines fachübergreifenden Studienganges , steht die Befugnis - von
Satz 2 dem gemeinsamen Ausschuß zu.

§ 49 Studienfreiheit

(1) Jeder an der Gesamthochschule eingeschriebene Student hat das
Recht , alle Lehrveranstaltungen , die von den Fachbereichen der Ge¬
samthochschule angeboten werden , zu besuchen (vgl . § 17 Abs . 1
HSchG ). Unbeschadet der Studien - und Prüfungsordnungen hat er
das Recht , innerhalb eines Studienganges Schwerpunkte nach eige¬
ner Wahl zu bestimmen.

(2) Die Fachbereiche können die Zulassung zu bestimmten Ver¬
anstaltungen vom Besuch anderer Veranstaltungen oder von der Ab¬
legung von Prüfungen abhängig machen . Außerdem können die
Fachbereiche die Zulassung zu bestimmten Veranstaltungen begren¬
zen , wenn dies wegen des Gegenstandes oder der Art der Ver¬
anstaltung erforderlich ist (vgl . § 17 Abs . 2 HSchG ).

§ 50 Einschreibung von Studenten

(1) Die Zulassung zum Studium an der Gesamthochschule erfolgt
auf Antrag durch Einschreibung (vgl . § 11 Abs . 1 GHEG ). Voraus¬
setzung für die Einschreibung ist der Nachweis darüber , daß die
Zugangsvoraussetzungen gemäß § 11 Abs . 2 GHEG erfüllt sind.
(2) In Fachrichtungen , für die Studienplatzregelungen nach § 56
HSchG getroffen worden sind , setzt die Einschreibung voraus , daß
dem Bewerber ein Studienplatz zugeteilt worden ist.
(3) Bei der Einschreibung wählt der Student gemäß § 15 Abs . 3
Satz 1 HSchG sein Studienfach oder seine Studienfächer . Der Wech¬
sel eines Studienfaches ist gemäß § 15 Abs . 3 Satz 2 HSchG der
Hochschulverwaltung anzuzeigen ; er bedarf der Zustimmung der
Gesamthochschule , wenn für das gewählte neue Studienfach andere
Zugangsvoraussetzungen gefordert werden oder Studienplatzrege¬
lungen bestehen . § 11 Abs . 3 GHEG bleibt unberührt.

(4) Studenten , die an anderen Hochschulen eingeschrieben sind,
können zum Besuch einzelner Lehrveranstaltungen der Gesamthoch¬
schule im Rahmen der verfügbaren Kapazität als Zweithörer zuge¬
lassen werden.

(5) Personen , die an Lehrveranstaltungen teilnehmen wollen , ohne
die Zugangsvoraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 zu erfüllen , oder
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die sich nicht zur Erreichung eines Studienabschlusses einschreiben
wollen , können als Gasthörer zugelassen werden . Die Zulassung als
Gasthörer erfolgt jeweils für die Dauer eines Semesters und gilt nur
für bestimmte Lehrveranstaltungen.

(6) Näheres regelt die Einschreibungsordnung nach Maßgabe von
§ 15 HSchG.

§ 51 Studienordnungen und Studienpläne

(1) Für alle Studiengänge , die mit einer Hochschulprüfung oder eine^
Staatsprüfung abschließen , werden nach Maßgabe von §§ 22 Abs . 1,
48 Abs . 1 HSchG und § 13 GEHG Studienordnungen aufgestellt.

(2) Die Studienordnungen sollen gemäß § 22 Abs . 2 HSchG so an¬
gelegt sein , daß der Student in den einzelnen Studiengängen einen
angemessenen Teil seines Studiums nach eigenem Ermessen ge¬
stalten kann.

(3) Auf der Grundlage der Studienordnungen werden gemäß § 22
Abs . 3 HSchG von den Fachbereichen für jedes Jahr Studienpläne
aufgestellt , die unter Berücksichtigung hochschuldidaktischer Er¬
kenntnisse die für die einzelnen Studienabschnitte vorgesehenen
Lehrveranstaltungen bezeichnen.

§ 52 Studienberatung

Die Studienberatung erfolgt durch die zentrale Studienberatungs¬
stelle (vgl . § 33) und die Fachbereiche.

2. Abschnitt

Prüfungen

§ 53 Allgemeine Bestimmungen für Hochschulprüfungen

(1) Das Recht der Gesamthochschule , Hochschulprüfungen abzuneh¬
men , akademische Grade zu verleihen und Qualifikationsverfahren
durchzuführen (vgl . § 1 Abs . 4 HSchG ), wird von den Fachbereichen
nach Maßgabe der entsprechenden Ordnungen oder Satzungen aus¬
geübt.

(2) Die Hochschullehrer sind verpflichtet , im Rahmen ihres Fach¬
gebietes an der Durchführung von Prüfungen und Qualifikationsver¬
fahren nach Maßgabe der entsprechenden Ordnungen oder Satzun¬
gen mitzuwirken.
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§ 54 Hochschulprüfungen

(1) Hochschulprüfungen können nur auf Grund von Hochschulprü¬
fungsordnungen abgenommen werden (vgl . § 19 Abs . 1 HSchG ).

(2) Die Hochschulprüfungsordnungen werden nach Maßgabe von
§ 20 Abs . 2 bis 6 HSchG und von § 5 GHEG von den Fachbereichen
oder den gemeinsamen Ausschüssen aufgestellt ; dabei sind , soweit
einschlägig , die Allgemeinen Bestimmungen für Diplomprüfungsord¬
nungen , die Rahmenordnungen für Diplom - und Magisterprüfungs¬
ordnungen sowie vom Minister für Wissenschaft und Forschung für
verbindlich erklärte Empfehlungen der Studienreformkommissionen
zu berücksichtigen.

§ 55 Akademische Grade

Akademische Grade können nach Maßgabe von Hochschulprüfungs¬
ordnungen und Graduierungssatzungen verliehen werden.

§ 56 Qualifikationsverfahren

(1) Besondere Qualifikationsverfahren zur Feststellung der Befähi¬
gung zur selbständigen Vertretung eines wissenschaftlichen Fach¬
gebietes in Forschung und Lehre werden nur auf Grund von Habili¬
tationsordnungen durchgeführt.

(2) Die Habilitationsordnungen werden von den Fachbereichen auf¬
gestellt.

3. Abschnitt

Forschung

§ 57 Forschungsfreiheit

Die Freiheit der Forschung entfaltet sich im Rahmen des Art . 5 Abs . 3
Grundgesetz.

§ 58 Koordinierung der Forschung

(1) Die Fachbereiche sowie die Gesamthochschule sollen bei der
Durchführung von Forschungsaufgaben eine sinnvolle Aufgabenzu¬
sammenfassung und eine konzentrierte Verwendung der vorhande¬
nen Mittel für bestimmte Forschungsschwerpunkte anstreben . Sie
sollen sich sowohl untereinander als auch mit anderen Hochschulen
und wissenschaftlichen Einrichtungen im Rahmen der gemäß § 13
Abs . 2 Nr. 2 getroffenen Festlegungen abstimmen.
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(2) Alle Forschungsvorhaben , die Folgekosten erwarten lassen oder
für deren Durchführung über den Rahmen der vom Fachbereichsrat
verteilten Stellen und Mittel hinaus zusätzliche Stellen und Mittel in
Anspruch genommen werden sollen , sind vor Beginn der For¬
schungstätigkeit oder während ihres Verlaufs dem zuständigen De¬
kan , der Forschungskommission und dem Kanzler der Gesamthoch¬
schule anzuzeigen.

§ 59 Forschung im Auftrag und mit Mitteln Dritter

(1) Forschungsvorhaben , die an der Gesamthochschule durchgeführt
und aus anderen öffentlichen Mitteln als den im Hochschulhaushalt
ausgebrachten oder mit Mitteln Dritter finanziert werden , dürfen ge¬
mäß § 3 Abs . 2 HSchG nur dann durchgeführt werden , wenn sie die
Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Gesamthochschule nicht
beeinträchtigen.

(2) Die Mittel für diese Forschungsvorhaben sind in der Regel vom
Kanzler zu bewirtschaften.

§ 60 Forschungsberichte

(1) Die Fachbereiche berichten dem Gründungssenat in regelmäßi¬
gen Abständen über die durchgeführten und die geplanten For¬
schungsvorhaben . Die Hochschulangehörigen sind verpflichtet , dem
Fachbereich die für die Berichte erforderlichen Angaben , insbeson¬
dere auch über die wesentlichen Arbeitsergebnisse , zu machen.

(2) Unter Federführung der Forschungskommission veröffentlicht die
Gesamthochschule in regelmäßigen Abständen einen Forschungs¬
bericht.

Teil VI

Planung und Haushaltswesen

§ 61 Struktur -, Entwicklungs - und Ausstattungspläne

Die Struktur -, Entwicklungs - und Ausstattungspläne gemäß §§ 41 und
42 HSchG werden auf der Grundlage von Entwürfen der Fach¬
bereiche und zentralen Einrichtungen für deren Bereich von der
Struktur - und Haushaltskommission aufgestellt . Vor der Beschluß¬
fassung durch den Gründungssenat ist eine Abstimmung mit dem
Minister für Wissenschaft und Forschung herbeizuführen.
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§ 62 Haushaltsvoranschlag

(1) Die Anmeldung der benötigten Stellen und Mittel erfolgt im Haus¬
haltsvoranschlag , der auf Grund derVorbereitung durch die Struktur-
und Haushaltskommission vom Kanzler gemäß § 9 Abs . 2 Satz 1
LHO aufgestellt wird.

(2) Grundlage für die Aufstellung des Haushaltsvoranschlags sind
die Ausstattungspiäne.

§ 63 Verteilung der Haushaltsmittel

(1) Die Grundsätze über die Verteilung der Stellen und Mittel auf
die Fachbereiche und zentralen Einrichtungen beschließt das Grün¬
dungsrektorat mit der Stimme des Kanzlers auf Vorschlag der Struk¬
tur - und Haushaltskommission im Benehmen mit den betroffenen
Fachbereichen und zentralen Einrichtungen ; dabei ist § 46 HSchG
zu berücksichtigen . Die Verteilung obliegt dem Kanzler.

(2) Die dem Fachbereich zugewiesenen Stellen und Mittel werden
unter Berücksichtigung von § 46 Abs . 2 Nr. 3 HSchG durch Beschluß
des Fachbereichsrates verteilt . Die Verteilung ist dem Kanzler mit¬
zuteilen.

§ 64 Bewirtschaftung der Haushaltsmittel

(1) Die Bewirtschaftung aller Haushaltsmittel erfolgt durch den
Kanzler.

(2) Der Kanzler kann die Bewirtschaftung auf die Fachbereiche und
zentralen Einrichtungen übertragen.

Teil VII

Übergangs - und Schlußvorschriften

§ 65 Übergangsvorschriften

(1) Soweit Organe und Gremien , die nach dieser vorläufigen Grund¬
ordnung vorgesehen sind , am Tage der Errichtung der Gesamthoch¬
schule noch nicht bestehen , sind diese unverzüglich , spätestens aber
bis zum 31. Dezember 1972 , zu bilden.

(2) Bis zur Wahl der Dekane und der Fachbereichsräte üben Beauf¬
tragte deren Befugnisse aus . Die Befugnisse des Dekans und des
Fachbereichsrates werden von einem einzigen Beauftragten ausge¬
übt . Er sorgt für die unverzügliche Durchführung der Wahlen zu der
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ersten Fachbereichsversammlung und beruft diese zu ihrer ersten
Sitzung ein . Die Wahlen sind in besonderen Versammlungen durch¬
zuführen , zu denen der Beauftragte mit einer Frist von zehn Tagen
durch Aushang einlädt . Der Beauftragte regelt das Wahlverfahren
abweichend von § 27 Abs . 3 Satz 3.

(3) Die Beauftragten müssen Hochschullehrer sein . Sie werden vom
Minister für Wissenschaft und Forschung auf Grund von Vorschlägen
des Gründungssenats bestellt.

(4) Satzungen und Ordnungen auf Grund dieser Vorläufigen Grund¬
ordnung sind , soweit sich aus § 67 Satz 2 VGrundO und § 17 Abs . 1
GHEG nichts anderes ergibt , unverzüglich aufzustellen.

§ 66 Übergangsregelung für die Studentenschaft

(1) Bis zum Amtsantritt des nach der Satzung der Studentenschaft
zu bildenden Allgemeinen Studentenausschusses nehmen die im
Zeitpunkt der Überleitung an den überzuleitenden Einrichtungen
bestehenden Allgemeinen Studentenausschüssen oder Studenten¬
vertretungen die Aufgaben der Studentenschaft gemeinsam wahr.
Sie wählen aus ihrer Mitte einen Sprecher und zwei stellvertretende
Sprecher , die für die Studentenschaft handeln.

(2) Das bei den Allgemeinen Studentenausschüssen oder Studenten¬
vertretungen der überzuleitenden Einrichtungen vorhandene Ver¬
mögen unterliegt der Verfügungsgewalt des jeweiligen Allgemeinen
Studentenausschusses oder der betreffenden Studentenvertretung
im Sinne von Absatz 1 Satz 1. Sofern im Zeitpunkt der Bildung der
Organe der Studentenschaft Vermögensreste verblieben sind , bilden
diese ein Sondervermögen der Gesamthochschule , das der Verwal¬
tung durch das zuständige Organ der Studentenschaft unterliegt.

§ 67 Weitergeltung bisherigen Rechts

Zugangsregelungen , Einschreibungsordnungen , Studienordnungen,
Studienpläne , Prüfungsordnungen , Graduierungssatzungen , Promo¬
tionsordnungen und Habilitationsordnungen der in die Gesamthoch¬
schule übergeleiteten Einrichtungen gelten nach Maßgabe des § 17
Abs . 1 GHEG in ihrem bisherigen Anwendungsbereich entsprechend
fort . Bis zur Anpassung der Diplomprüfungsordnung für die Pädago¬
gische Hochschule Rheinland vom 4. November 1970 und der Promo¬
tionsordnung der Pädagogischen Hochschule Rheinland vom 12. Ja¬
nuar 1971 gemäß § 17 Abs . 1 Satz 3 GHEG bestehen die Prüfungs¬
ausschüsse aus dem Gründungsrektor als Vorsitzenden und dem
Dekan des Fachbereichs Erziehungswissenschaften — Psychologie
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— Philosophie — Religionswissenschaften — Leibeserziehung sowie
aus drei weiteren Hochschullehrern , die auf Vorschlag des Dekans
vom Gründungsrektor bestellt werden.

§ 68 Änderung und Außerkrafttreten der Vorläufigen Grundordnung

(1) Änderungen dieser Vorläufigen Grundordnung werden durch den
Minister für Wissenschaft und Forschung im Benehmen mit der Ge¬
samthochschule vorgenommen . Der Gründ .ungssenat kann Änderun¬
gen vorschlagen.

(2) Diese Vorläufige Grundordnung gilt bis zum Inkrafttreten der Ge¬
samthochschulsatzung (vgl . § 18 Abs . 1 Satz 2 Nr. 4 GHEG ).

§ 69 Inkrafttreten

Diese Vorläufige Grundordnung tritt am 1. August 1972 in Kraft.
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Vorläufige Grundordnung für die Fernuniversität
— Gesamthochschule — in Hagen
vom 20 . Januar 1976 (GABI. S . 38)

in der Fassung vom 22 . Dezember 1977 (GABI. 1978 S . 41)

Teil I

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Rechtsstellung , Name und Sitz
§ 2 Aufgaben und Arbeitsweise
§ 3 Hochschulangehörige
§ 4 Rechte und Pflichten der Hochschulangehörigen
§ 5 Hochschullehrer
§ 6 Wissenschaftliche Mitarbeiter
§ 7 Studenten und andere Studierende
§ 8 Nichtwissenschaftliche Mitarbeiter

Teil II

Organe und Organisationseinheiten , Studienzentren

1. Abschnitt Organe der Fernuniversität

§ 9 Organe
§10 Gründungsrektor
§11 Rektorat
§12 Prorektoren
§ 13 Aufgaben des Senats
§14 Zusammensetzung des Senats
§15 Verfahren im Senat
§16 Konvent
§17 Zusammensetzung des Konvents
§ 18 Amtszeit und Wahl des Vorsitzenden
§19 Verfahren im Konvent
§ 20 Auflösung des Konvents

2. Abschnitt Ständige Kommissionen

§21 Ständige Kommissionen
§ 22 Zusammensetzung der Ständigen Kommissionen
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3. Abschnitt Fachbereiche

§23 Fachbereiche
§ 24 Fachbereichsangehörige
§25 Organe des Fachbereichs
§26 Dekan und Prodekan
§27 Wahl des Dekans und des Prodekans
§28 Aufgaben des Fachbereichsrats
§ 29 Zusammensetzung des Fachbereichsrats
§ 30 Verfahren im Fachbereichsrat
§ 31 Zusammenarbeit von Fachbereichen

4. Abschnitt Studienzentren

§ 32 Studienzentren

5. Abschnitt Zentrale Einrichtungen

§33 Zentrale Einrichtungen
§34 Zentrum für Fernstudienentwicklung
§35 Zentrales Institut für Fernstudienforschung
§36 Hochschulbibliothek
§37 Hochschulrechenzentrum
§38 Zentrale Studienberatungsstelle

6. Abschnitt Hochschulverwaltung

§ 39 Geschäfte der Hochschulverwaltung
§40 Kanzler

Teil III

Planung und Haushaltswesen

§41 Struktur -, Entwicklungs - und Ausstattungspläne
§ 42 Haushaltsvoranschlag
§43 Verteilung der Haushaltsmittel
§44 Bewirtschaftung der Haushaltsmittel

Teil IV
Studentenschaft

§45 Rechtsstellung und Aufgaben der Studentenschaft
§ 46 Organe der Studentenschaft
§47 Studentensprecher
§48 Wahl der Mitglieder der Organe und der Studentensprech
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TeilV

Verfahrensgrundsätze

§49 Stimmrecht
§50 Abstimmungen und Mehrheiten
§51 Öffentlichkeit
§ 52 Kommissionen und Ausschüsse der Kollegialorgane
§53 Berufungskommission
§54 Besetzung von Professorenstellen
§55 Veröffentlichung von Satzungen und Ordnungen

Teil VI

Übergangs - und Schlußvorschriften

§56 Gründungsausschuß
§ 57 Senat
§58 Wahrnehmung von Fachbereichsaufgaben während der

Übergangszeit
§59 Erste Ordnung der Studentenschaft
§ 60 Änderung und Außerkrafttreten der Vorläufigen Grundordnung
§61 Inkrafttreten

Teil I

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Rechtsstellung , Name und Sitz

(1) Die Fernuniversität — Gesamthochschule — in Hagen (Fernuni¬
versität ) ist gemäß § 1 Abs . 2 FLIEG Körperschaft des öffentlichen
Rechts und zugleich Einrichtung des Landes . Sie führt die Bezeich¬
nung „Fernuniversität — Gesamthochschule —" und hat ihren Sitz
in Hagen.
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(2) Die Fernuniversität nimmt ihrem besonderen Charakter entspre¬
chend im Rahmen der Gesetze und dieser Vorläufigen Grundord¬
nung ihre eigenen Angelegenheiten unbeschadet der staatlichen
Aufsicht selbständig wahr.

(3) Die Fernuniversität führt ein eigenes Siegel.

§ 2 Aufgaben und Arbeitsweise

(1) Die Fernuniversität nimmt als Gesamthochschule die Aufgaben
gemäß § 1 Abs . 1 GHEG und Aufgaben der wissenschaftlichen Wei¬
terbildung gemäß § 1 Abs . 2 GHEG wahr . Die Fernuniversität erfüllt
die ihr obliegenden Aufgaben in Forschung , Lehre und wissenschaft¬
licher Weiterbildung an ihrem Sitz und an den Studienzentren . Sie
bedient sich zur Durchführung des Fernstudiums gedruckten Lehr¬
materials , Ton - und Bildträger und anderer technischer Medien.

(2) Die Fernuniversität arbeitet mit den übrigen Hochschulen und
den zentralen Einrichtungen des Landes für die Weiterbildung , die
Curriculumentwicklung und die Lehrerfortbildung zusammen . Sie
unterhält wissenschaftliche Kontakte mit in- und ausländischen Fern¬
studieneinrichtungen . Sie steht anderen Bildungseinrichtungen zur
Unterrichtung über Forschungsergebnisse , Erfahrungen und Ent¬
wicklungen offen.

(3) Die Fernuniversität arbeitet mit Hörfunk und Fernsehfunk zusam¬
men . Sie kann zu diesem Zweck mit Zustimmung des Ministers für
Wissenschaft und Forschung Vereinbarungen mit Rundfunkanstalten
schließen.

§ 3 Hochschulangehörige

(1) Der Fernuniversität gehören als Mitglieder an:
1. Die Hochschullehrer,
2. der Kanzler,

3. die wissenschaftlichen Mitarbeiter,
4. die Studenten,
5. die nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter.

(2) Der Fernuniversität gehören ferner an:
1. Die entpflichteten Professoren,

2. die Honorarprofessoren , soweit sie nicht hauptamtlich oder haupt¬
beruflich an der Fernuniversität tätig sind,

154



Anlage 3
3. die nebenberuflich oder gastweise an der Fernuniversität tätigen

Lehrenden und Mitarbeiter,
4. die Doktoranden , soweit sie nicht unter Absatz 1 fallen,

5. Angehörige der Fernuniversität gemäß Absatz 1, die länger als
sechs Monate beurlaubt sind,

6. die Zweithörer,
7. Kursteilnehmer.

§ 4 Rechte und Pflichten der Hochschulangehörigen

(1) Die Hochschulangehörigen haben das Recht , die Einrichtungen
der Fernuniversität im Rahmen der Benutzungsordnungen zu be¬
nutzen.

(2) Die Hochschulangehörigen gemäß § 3 Abs . 1 wirken nach Maß¬
gabe dieser Vorläufigen Grundordnung an der Selbstverwaltung der
Fernuniversität mit.

(3) Die Hochschulangehörigen sind verpflichtet , die Freiheit von For¬
schung , Lehre und Studium zu wahren und zur Erfüllung der Auf¬
gaben der Fernuniversität beizutragen.

§ 5 Hochschullehrer

(1) Hochschullehrer im Sinne dieser Vorläufigen Grundordnung sind
die beamteten Professoren und die Professoren in einem entspre¬
chenden privatrechtlichen Dienstverhältnis.

(2) Bis zur Neuregelung des Beamten - und Besoldungsrechts im
Hochschulbereich gehören ferner zu den Hochschullehrern:
1. Die Dozenten,

2. die Honorarprofessoren und außerplanmäßigen Professoren , so¬
weit sie hauptamtlich oder hauptberuflich an der Hochschule tätig
sind,

3. die Fachhochschullehrer und Studienprofessoren , soweit sie die
Einstellungsvoraussetzungen für Professoren gemäß dem Hoch¬
schulrahmengesetz erfüllen.

§ 6 Wissenschaftliche Mitarbeiter

(1) Bis zur Neuordnung des Beamten - und Besoldungsrechts im
Hochschulbereich sind wissenschaftliche Mitarbeiter an der Fern¬
universität:
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1. Die Akademischen Räte , Akademischen Oberräte und Akademi¬
schen Direktoren (§ 213 LBG),

2. die Studienräte , Oberstudienräte , Studiendirektoren und sonsti¬
gen zur Lehrtätigkeit an der Hochschule abgeordneten oder be¬
urlaubten Beamten und Richter,

3. die Beamten des höheren Bibliotheksdienstes,
4. die wissenschaftlichen Assistenten (§ 214 LBG) und Verwalter von

Stellen der wissenschaftlichen Assistenten,
5. die Lektoren,
6. die hauptberuflich in den Fachbereichen und Einrichtungen der

Hochschule in Forschung , Lehre und anderen der Hochschule
übertragenen Aufgaben wissenschaftlich tätigen Angestellten ein¬
schließlich der vollbeschäftigten wissenschaftlichen Hilfskräfte mit
abgeschlossenem Hochschulstudium.

(2) Nicht im Landesdienst stehenden , aber hauptberuflich in For¬
schung und Lehre an der Hochschule tätigen , wissenschaftlichen
Angestellten verleiht der Senat auf Antrag die mitgliedschaftliche
Stellung wissenschaftlicher Mitarbeiter , soweit ihr Beschäftigungs¬
verhältnis dem öffentlichen Dienstrecht entsprechend ausgestaltet ist.

§ 7 Studenten und andere Studierende

(1) Studenten sind die durch Einschreibung in die Fernuniversität
aufgenommenen Studierenden . Studierende , die bereits an anderen
Hochschulen als Studenten eingeschrieben sind , können als Zweit¬
hörer zugelassen werden . Kursteilnehmer sind Personen , die zur
Teilnahme an einzelnen Studienkursen zugelassen werden . Zweit¬
hörer und Kursteilnehmer haben weder aktives noch passives Wahl¬
recht zu den Hochschulgremien . Der Gründungsrektor schreibt die
Studenten an der Hochschule ein.

(2) Die Voraussetzungen für die Einschreibung , die Versagung
oder den Widerruf der Einschreibung , für die Beurlaubung und die
Streichung aus der Liste der Studenten (Exmatrikulation ) sowie die
dabei einzuhaltenden Vorschriften werden in einer Einschreibungs¬
ordnung geregelt , die der Senat beschließt und die der Genehmi¬
gung des Ministers für Wissenschaft und Forschung bedarf.

§ 8 Nichtwissenschaftliche Mitarbeiter

Nichtwissenschaftliche Mitarbeiter sind die nicht zu den Hochschul¬
lehrern und den wissenschaftlichen Mitarbeitern gehörenden , an der
Fernuniversität hauptamtlich oder hauptberuflich tätigen Beamten,
Angestellten und Arbeiter.

156



Anlage 3
Teil II

Organe und Organisationseinheiten , Studienzentren

1. Abschnitt Organe der Fernuniversität

§ 9 Organe

Organe der Fernuniversität sind:
1. Der Gründungsrektor,
2. das Rektorat,
3. der Senat,

4. der Konvent vorbehaltlich § 8 Abs . 1 Satz 1 FUEG.

§ 10 Gründungsrektor

(1) Der Gründungsrektor hat folgende Aufgaben:
1. Er repräsentiert die Fernuniversität;
2. er führt den Vorsitz im Rektorat und leitet dessen Geschäfte;
3. er führt den Vorsitz im Senat und bereitet seine Beschlüsse vor;

4. er berichtet dem Senat regelmäßig über die Amtsführung des
Rektorats und erstattet dem Konvent den Jahresbericht des
Rektorats;

5. er trifft im Einvernehmen mit dem Kanzler Maßnahmen in Ange¬
legenheiten des Rektorats , die keinen Aufschub dulden und in
denen ein Beschluß des Rektorats nicht rechtzeitig herbeigeführt
werden kann ; der Gründungsrektor hat dem Rektorat unverzüg¬
lich Rechenschaft abzulegen;

6. er trifft im Einvernehmen mit drei weiteren Mitgliedern des Se¬
nats , von denen zwei Hochschullehrer sein müssen , Maßnahmen
in Angelegenheiten des Senats , die keinen Aufschub dulden und
in denen ein Beschluß des Senats nicht rechtzeitig herbeigeführt
werden kann ; der Gründungsrektor hat dem Senat unverzüglich
Rechenschaft abzulegen;

7. er entscheidet in dienstrechtlichen Angelegenheiten der an der
Fernuniversität tätigen Beamten , Angestellten und Arbeiter , so¬
weit ihm diese Angelegenheiten übertragen sind;

8. er vertritt die Fernuniversität gerichtlich und außergerichtlich;
9. er ist für die Ordnung in der Fernuniversität verantwortlich und

übt das Hausrecht aus ; er kann diese Befugnis übertragen.
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(2) In Wahrnehmung der Aufgaben gemäß Absatz 1 Nr. 1, 3, 4 und 6
wird der Gründungsrektor nach Maßgabe der Geschäftsordnung des
Rektorats (§ 11 Abs . 6) durch einen der Prorektoren vertreten . Im
übrigen wird er durch den Kanzler vertreten.

(3) Die Amtszeit des Gründungsrektors endet mit dem Beginn der
Amtszeit des auf Grund der Hochschulsatzung gewählten Rektors.
Scheidet der Gründungsrektor vor Ablauf der Amtszeit nach Satz 1
aus dem Amt aus , so beruft der Minister für Wissenschaft und For¬
schung im Benehmen mit dem Senat für den Rest der Amtszeit einen
neuen Gründungsrektor.

§11 Rektorat

(1) Mitglieder des Rektorats sind:
1. Der Gründungsrektor als Vorsitzender,
2. die vier Prorektoren,
3. der Kanzler.

(2) Das Rektorat leitet die Fernuniversität . In Ausübung dieser Auf¬
gabe obliegen ihm alle Angelegenheiten der Fernuniversität , für die
nicht ausdrücklich eine andere Zuständigkeit festgelegt worden ist.
Es wirkt darauf hin , daß die Organe und Gremien der Fernuniver¬
sität , der Fachbereiche und der Einrichtungen ihre Aufgaben wahr¬
nehmen und die Angehörigen der Fernuniversität ihre Pflichten er¬
füllen.

(3) Das Rektorat hat Beschlüsse , Maßnahmen oder Unterlassungen
der Organe und Gremien der Fernuniversität , der Fachbereiche und
der Einrichtungen , die das geltende Recht verletzen , zu beanstan¬
den und Abhilfe innerhalb einer angemessenen Frist zu fordern . Die
Beanstandung von Beschlüssen und Maßnahmen hat aufschiebende
Wirkung . Wird der Beanstandung nicht abgeholfen , so hat das Rek¬
torat den Minister für Wissenschaft und Forschung unverzüglich zu
unterrichten.

(4) Die Organe und Gremien der Fernuniversität , der Fachbereiche
und der Einrichtungen haben dem Rektorat Auskunft zu erteilen.
Die Mitglieder des Rektorats sind berechtigt , an den Sitzungen der
Organe und Gremien der Fernuniversität , der Fachbereiche und der
Einrichtungen mit beratender Stimme teilzunehmen . Das Rektorat ist
über die Sitzungen unter Angabe der Tagesordnung rechtzeitig zu
unterrichten.

(5) Das Rektorat übt die Aufsicht über die Studentenschaft der Fern¬
universität aus.
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(6) Das Rektorat gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 12 Prorektoren

(1) Jeder Prorektor ist Vorsitzender einer Ständigen Kommission
und führt deren Geschäfte.

(2) Die Prorektoren werden mit der Mehrheit der Stimmen der Mit¬
glieder des Senats auf Vorschlag des Gründungsrektors aus dem
Kreis der beamteten Professoren und der Professoren in einem ent¬
sprechenden privatrechtlichen Dienstverhältnis gewählt . Bei jedem
Kandidaten gibt der Gründungsrektor vor der Wahl an , in welcher
Ständigen Kommission er den Vorsitz führen soll.

(3) Die Amtszeit der Prorektoren beträgt zwei Jahre . Bei vorzeitigem
Ausscheiden eines Prorektors aus dem Amt wird unverzüglich für
den Rest der Amtszeit ein neuer Prorektor gemäß Absatz 2 bestellt.

§ 13 Aufgaben des Senats

Dem Senat obliegt die Koordinierung in Angelegenheiten von For¬
schung und Lehre von grundsätzlicher Bedeutung , die über den Auf¬
gabenbereich einzelner Fachbereiche oder zentraler Einrichtungen
hinausgehen . Er hat insbesondere folgende Aufgaben:
1. Er entscheidet über den Forschungsrahmenplan , über die Ko¬

ordinierung wissenschaftlicher Vorhaben und über Grundsatz¬
angelegenheiten des Forschungsbetriebes , insbesondere über
Forschungsschwerpunkte , die mehrere Fachbereiche berühren,
sowie über die Beantragung von Sonderforschungsbereichen;

2. er entscheidet in Grundsatzangelegenheiten des Lehr - und Stu¬
dienbetriebes , insbesondere über das Verfahren und die Krite¬
rien der Freigabe der Fernstudienkurse für die technische Pro¬
duktion sowie in Angelegenheiten der Studienzentren , des Zen¬
trums für Fernstudienentwicklung und des Zentralen Instituts
für Fernstudienforschung ; er beschließt über den Umfang , in
dem einzelne Studienfächer angeboten werden sollen;

3. er beschließt die Graduierungssatzung sowie auf Vorschlag der
Fachbereiche Studien - und Prüfungsordnungen;

4. er entscheidet auf Vorlage der Ständigen Kommission für Stu¬
dium und Lehre , wenn im Verfahren der Freigabe der Fernstu¬
dienkurse für die technische Produktion sowie über die Gestal¬
tung von Lehr - und Lernmitteln keine Einigkeit erzielt wird (§ 21
Abs . 1 Nr. 2);
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5. er koordiniert die Zusammenarbeit mit anderen Hochschulen auf
dem Gebiet von Studium und Lehre sowie mit den Studien-
reformkommissionen und den mit der Curriculumentwicklung
befaßten sonstigen Einrichtungen des Landes;

6. er entscheidet in Grundsatzangelegenheiten des Lehrangebots
der Fernuniversität für die wissenschaftliche Weiterbildung , über
die auszustellenden Zertifikate und die Zusammenarbeit der
Fernuniversität mit den zentralen Einrichtungen des Landes für
die Weiterbildung und die Lehrerfortbildung;

7. er beschließt über Vereinbarungen der Fernuniversität mit Rund¬
funkanstalten (§ 2 Abs . 3) ;

8. er beschließt über Zugangs - und Zulassungsangelegenheiten so¬
wie über Grundsatzangelegenheiten der Studienberatung;

9. er entscheidet in Grundsatzangelegenheiten der Förderung des
wissenschaftlichen Nachwuchses;

10. er beschließt über Vorschläge zur Besetzung von Hochschul¬
lehrerstellen;

11. er beschließt über die Struktur - , Entwicklungs - und Ausstattungs¬
pläne der Fernuniversität;

12. er nimmt zum Haushaltsvoranschlag und zur Mittelverteilung
Stellung;

13. er beschließt Satzungen und Ordnungen der Fernuniversität und
ihrer zentralen Einrichtungen , soweit diese Vorläufige Grundord¬
nung keine andere Regelung trifft;

14. er beschließt über die Zustimmung zu Beschlüssen des Konvents
über die Hochschulsatzung (§ 16 Abs . 2) sowie über die Zustim¬
mung zu den Satzungen und Ordnungen der Fachbereiche und
der Studentenschaft;

15. er beschließt über die Errichtung , Änderung und Auflösung von
Fachbereichen und zentralen Einrichtungen.

§ 14 Zusammensetzung des Senats

(1) Dem Senat gehören an:
1. Der Gründungsrektor als Vorsitzender,
2. acht Hochschullehrer einschließlich der vier Prorektoren,
3. drei wissenschaftliche Mitarbeiter,
4. drei Studenten,

5. zwei nichtwissenschaftliche Mitarbeiter,
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6. der Kanzler mit beratender Stimme.
Anlage 3

(2) Die nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter haben in Angelegenhei¬
ten des § 13 Abs . 1 Nr. 1 bis 10 kein Stimmrecht.

(3) Der Senat ist beschlußfähig , wenn zwei Drittel seiner Mitglieder
gemäß Absatz 1 Nr. 1 bis 6 bestellt und mehr als die Hälfte seiner
Mitglieder gemäß Absatz 1 Nr. 1 bis 5 anwesend sind.

(4) Die Mitglieder des Senats werden rechtzeitig vor Beginn der je¬
weiligen Amtsperiode von den Hochschulangehörigen nach Gruppen
getrennt gewählt . Für die Wahl der einzelnen Gruppenvertretungen
können unterschiedliche Wahlkreise gebildet werden . Die Wahl¬
kreisbildung hat jeweils die Anzahl der Wahlberechtigten zu berück¬
sichtigen und soll bei der Wahl der Hochschullehrer , wissenschaft¬
lichen Mitarbeiter und der Studenten eine ausgewogene Vertretung
der Fachbereiche im Senat ermöglichen . Für die Mitglieder des Se¬
nats sollen Ersatzmitglieder gewählt werden.

(5) Die Wahl erfolgt nach den Grundsätzen der Verhältniswahl als
Listenwahl . Wird nur eine Liste als Wahlvorschlag eingereicht oder
ist in einem Wahlkreis nur ein Vertreter zu wählen , so erfolgt die
Wahl nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl . Wahlleiter ist der
Gründungsrektor.

(6) Die Amtszeit der gewählten Mitglieder und Ersatzmitglieder be¬
trägt zwei Jahre , die Amtszeit der Vertreter der Studenten im Senat
ein Jahr.

(7) Scheidet ein Mitglied des Senats vor Ablauf seiner Amtszeit aus,
so tritt ein Ersatzmitglied ein . Das gleiche gilt , wenn ein Mitglied des
Senats zeitweilig verhindert ist , für die Zeit der Verhinderung . Die
Ersatzmitglieder werden der Reihe nach aus den nichtgewählten Be¬
werbern derjenigen Vorschlagslisten entnommen , denen die zu er¬
setzenden Mitglieder angehören . Ist eine Liste erschöpft , so treten
die nicht gewählten Bewerber der anderen Listen in der Reihenfolge
der auf sie entfallenden Höchstzahlen nach d 'Hondt ein . Ist das aus¬
geschiedene oder verhinderte Mitglied im Wege der Personenwahl
gewählt , so tritt der nicht gewählte Bewerber mit der höchsten Stim¬
menzahl als Ersatzmitglied für es ein.

(8) Das Nähere regelt eine Vorläufige Wahlordnung , die der Minister
für Wissenschaft und Forschung erläßt . In der Vorläufigen Wahlord¬
nung können für den Fall , daß Mitglieder oder Ersatzmitglieder nicht
oder nicht in ausreichender Zahl gewählt werden , von Absatz 4 bis 7
abweichende Regelungen getroffen werden.
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§15 Verfahren im Senat

(1) Der Senat wird vom Gründungsrektor einberufen . Er ist einzu¬
berufen , wenn ein Viertel seiner Mitglieder dies unter Angabe des
Beratungsgegenstandes verlangt.

(2) Der Gründungsrektor stellt die Tagesordnung auf . Die Mitglieder
des Senats können hierzu Vorschläge machen , die dem Gründungs¬
rektor spätestens zehn Tage vor der Sitzung zugehen sollen . Die
Tagesordnung muß spätestens eine Woche vor der jeweiligen Sit¬
zung zusammen mit der Einladung versandt werden . DerGründungs-
rektor und die Senatsmitglieder sind befugt , bis zur endgültigen
Festlegung der Tagesordnung zu Beginn der Sitzung weitere Be¬
ratungsgegenstände für die Tagesordnung vorzuschlagen , wenn ihre
Beratung erst nach ergangener Einladung notwendig geworden ist.
Der Senat legt mit einfacher Stimmenmehrheit die Tagesordnung
fest . Er kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden
Mitglieder die Nichtbehandlung festgelegter Tagesordnungspunkte
für die jeweilige Sitzung beschließen . Die nicht behandelten Tages¬
ordnungspunkte sind in die Tagesordnung der nächsten Sitzung auf¬
zunehmen und in dieser Sitzung zu behandeln.

(3) Vor der Beschlußfassung über Angelegenheiten , die einen be¬
stimmten Fachbereich oder eine zentrale Einrichtung betreffen , sind
der jeweilige Dekan oder der Leiter der Einrichtung zu hören . Sie
können an den Beratungen teilnehmen.

(4) Das Nähere regelt eine Geschäftsordnung , die der Senat be¬
schließt.

§16 Konvent

(1) Der Konvent beschließt die Hochschulsatzung . Er nimmt den Jah¬
resbericht des Rektorats entgegen.

(2) Der Beschluß gemäß Absatz 1 Satz 1 bedarf der Zustimmung von
zwei Dritteln der Mitglieder des Konvents und der Zustimmung des
Senats . Verweigert der Senat seine Zustimmung , so beschließt der
Konvent nach erneuter Beratung abschließend mit der Mehrheit von
zwei Dritteln seiner Mitglieder.

(3) Die Hochschulsatzung bedarf der Genehmigung des Ministers
für Wissenschaft und Forschung.

§17 Zusammensetzung des Konvents

(1) Dem Konvent gehören an:

1. Fünfzehn Hochschullehrer,

162



Anlage 3
2. fünf wissenschaftliche Mitarbeiter,

3. fünf Studenten,
4. fünf nichtwissenschaftliche Mitarbeiter.

Die Mitglieder des Rektorats können an den Sitzungen des Konvents
mit beratender Stimme teilnehmen.

(2) Die Mitglieder des Konvents werden von den Hochschulangehö¬
rigen nach Gruppen getrennt gewählt . Die Wahl erfolgt rechtzeitig
vor Beginn der Amtsperiode nach den Grundsätzen der Verhältnis¬
wahl als Listenwahl . Wird nur eine Liste als Wahlvorschlag einge¬
reicht , so erfolgt die Wahl nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl.
Für die Mitglieder sollen Ersatzmitglieder gewählt werden . Wahl¬
leiter ist der Gründungsrektor.

(3) Die Amtszeit der Mitglieder und Ersatzmitglieder des Konvents
beträgt drei Jahre , die der studentischen Mitglieder zwei Jahre . § 14
Abs . 7 gilt entsprechend.

(4) Das Nähere über die Wahl der Mitglieder des Konvents regelt die
Wahlordnung , die der Senat beschließt . Sie bedarf der Genehmigung
des Ministers für Wissenschaft und Forschung.

§18 Amtszeit und Wahl des Vorsitzenden

Die Mitglieder des Konvents wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzen¬
den und einen Stellvertreter . Der Vorsitzende und sein Stellvertreter
werden jeweils für ein Jahr gewählt.

§19 Verfahren im Konvent

(1) Der Konvent wird vom Vorsitzenden einberufen . Zu seiner konsti¬
tuierenden Sitzung wird der Konvent von dem Gründungsrektor ein¬
berufen . Der Konvent ist einzuberufen , wenn ein Fünftel der Mitglie¬
der dies unter Angabe des Beratungsgegenstandes verlangt.

(2) Der Vorsitzende des Konvents stellt die Tagesordnung auf . § 15
Abs . 2 gilt entsprechend.

(3) Das Nähere regelt eine Geschäftsordnung , die der Konvent be¬
schließt.

§ 20 Auflösung des Konvents

Mit dem Inkrafttreten der gemäß § 16 Abs . 1 Satz 1 beschlossenen
Hochschulsatzung ist der Konvent aufgelöst.
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2. Abschnitt Ständige Kommissionen

§ 21 Ständige Kommissionen

(1) Zur Vorbereitung von Beschlüssen des Senats und zur Beratung
des Rektorats werden Ständige Kommissionen mit folgenden Zu¬
ständigkeitsbereichen gebildet:

1. Die Ständige Kommission für Forschung und wissenschaftlichen
Nachwuchs ist zuständig
für die Aufstellung des Forschungsrahmenplans , für die Koordi¬
nierung der Forschungsvorhaben der Fachbereiche und zentralen
Einrichtungen;
für die Bildung von Forschungsschwerpunkten an der Hochschule,
insbesondere von Sonderforschungsbereichen;
für die Bildung von zentralen wissenschaftlichen Einrichtungen;
für Fragen der Ausbildung und Förderung des wissenschaftlichen
Nachwuchses;

2. Die Ständige Kommission für Studium und Lehre ist zuständig
für Grundsatzangelegenheiten des Lehr - und Studienbetriebes,
insbesondere der Erstellung des Kursmaterials sowie der Pla¬
nung , Durchführung und Entwicklung der Fernstudienkurse;
für Angelegenheiten der Studienzentren , des Zentrums für Fern¬
studienentwicklung und des Zentralen Instituts für Fernstudien¬
forschung;
für Prüfungsangelegenheiten;
für die Koordinierung der Studien - und Prüfungsordnungen , ins¬
besondere die Überprüfung der Vorschläge der Fachbereiche so¬
wie die Stellungnahme zu staatlichen Prüfungsordnungen;
für die Koordinierung zwischen den am Verfahren der Freigabe
der Fernstudienkurse beteiligten Fachbereichen und zentralen
Einrichtungen sowie der Hochschulverwaltung ; die Dekane und
die Leiter der zentralen Einrichtungen sowie der Kanzler können
schriftlich Anträge auf Beratung durch die Kommission stellen;
über die Anträge der Dekane und des Leiters des Zentrums für
Fernstudienentwicklung ist unverzüglich zu beraten ; erzielt die
Kommission keine Einigung , so kann sie die Angelegenheit dem
Senat zur Entscheidung vorlegen;
für Angelegenheiten der Zusammenarbeit mit Rundfunkanstalten
auf dem Gebiet des Fernstudiums;
für Grundsatzangelegenheiten der Studienberatung , des Zugangs
und der Zulassung;

3. die Ständige Kommission für Weiterbildung ist zuständig
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für Angelegenheiten des Lehrangebots der Fernuniversität im
Bereich der wissenschaftlichen Weiterbildung , insbesondere für
Art und Umfang der einzurichtenden Weiterbildungskurse , Art und
Umfang der Prüfungen sowie die auszustellenden Zertifikate;

für Angelegenheiten der Zusammenarbeit mit zentralen Einrich¬
tungen der Weiterbildung und der Lehrerfortbildung;

4. die Ständige Kommission für Struktur -, Entwicklungs - und Finanz¬
angelegenheiten (Struktur - und Finanzkommission ) ist zuständig

für Angelegenheiten der Struktur , Gliederung und Organisation
der Hochschule;
für die mittel - und langfristige Entwicklungsplanung der Hoch¬
schule einschließlich der Bau - und Finanzvorhaben und Raum¬

programme;
für die Aufstellung der Struktur -, Entwicklungs - und Ausstattungs¬
pläne;
für die Beratung des Haushaltsvoranschlages und Vorschläge zur
Verteilung von Stellen und Mitteln anhand des Landeshaushalts;
für die Zuweisung von zentralen Mitteln für besondere For¬
schungsvorhaben.

(2) Den Ständigen Kommissionen können vom Rektorat im Einver¬
nehmen mit dem Senat weitere Aufgaben im Rahmen des Absat¬
zes 1 zugewiesen werden.

(3) Den Vorsitzenden der Ständigen Kommissionen ist in ihrem je¬
weiligen Zuständigkeitsbereich von den Organen der Fernuniver¬
sität , der Einrichtungen und der Fachbereiche auf Anfrage Auskunft
zu erteilen , soweit nicht rechtliche Gründe entgegenstehen.

§ 22 Zusammensetzung der Ständigen Kommissionen

(1) Der Ständigen Kommission für Forschung gehören an:

1. Der Prorektor für Forschung als Vorsitzender,

2. zwei Hochschullehrer,

3. ein wissenschaftlicher Mitarbeiter,
4. ein Student.

(2) Der Ständigen Kommission für Studium und Lehre gehören an:

1. Der Prorektor für Studium und Lehre als Vorsitzender,

2. zwei Hochschullehrer,

3. ein wissenschaftlicher Mitarbeiter,
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4. zwei Studenten,
5. der Leiter des Zentrums für Fernstudienentwicklung mit beraten¬

der Stimme.

(3) Der Ständigen Kommission für Weiterbildung gehören an:

1. Der Prorektor für Weiterbildung als Vorsitzender,
2. zwei Hochschullehrer,
3. zwei wissenschaftliche Mitarbeiter,

4. ein Student,

5. zwei weitere Mitglieder , die nicht der Fernuniversität angehören
und über besondere Erfahrungen auf dem Gebiet der Weiterbil¬
dung verfügen , mit beratender Stimme.

(4) Der Ständigen Kommission für Struktur -, Entwicklungs - und Fi¬
nanzangelegenheiten gehören an:
1. Der Prorektor für Struktur und Finanzen als Vorsitzender,

2. drei Hochschullehrer,

3. zwei wissenschaftliche Mitarbeiter,

4. ein Student,

5. ein nichtwissenschaftlicher Mitarbeiter,
6. der Kanzler mit beratender Stimme.

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 7 werden die Mitglieder der Kommis¬
sionen , soweit sie den Kommissionen nicht kraft Amtes angehören,
aus den Mitgliedern der Fernuniversität gemäß § 3 Abs . 1 von den
Mitgliedern des Senats nach Gruppen getrennt gewählt . Die Mitglie¬
der der Ständigen Kommissionen sollen verschiedenen Fachberei¬
chen angehören . Für die Mitglieder der Ständigen Kommissionen
sollen Ersatzmitglieder gewählt werden . Das Nähere regelt eine
Wahlordnung , die der Senat beschließt.

(6) Die Amtszeit der Mitglieder und Ersatzmitglieder gemäß Absatz 5
beträgt zwei Jahre , die Amtszeit der studentischen Mitglieder ein
Jahr . Die Amtszeit endet mit der Amtszeit der Mitglieder des Senats.
§ 14 Abs . 7 gilt entsprechend.

(7) Die der Ständigen Kommissionen für Weiterbildung angehören¬
den Mitglieder gemäß Absatz 3 Nr. 5 werden vom Senat für minde¬
stens ein Jahr , höchstens für drei Jahre berufen.
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3. Abschnitt Fachbereiche

§ 23 Fachbereiche

(1) Die Fernuniversität gliedert sich vorbehaltlich § 8 Abs . 2 FUEG
vorläufig in folgende Fachbereiche:
1. Mathematik,

2. Erziehungswissenschaften,
3. Wirtschaftswissenschaft.

(2) Die Fachbereiche erfüllen unbeschadet der Gesamtverantwortung
der Fernuniversität die Aufgaben gemäß § 2 Abs . 1.

(3) Die Fachbereiche haben die Vollständigkeit des Lehrangebots zu
gewährleisten . Sie sind für die Erstellung , Erprobung und Weiter¬
entwicklung des Kursmaterials verantwortlich . Sie entscheiden über
die Freigabe der Fernstudienkurse für die technische Produktion . Sie
führen Hochschulprüfungen einschließlich der Qualifikationsverfah¬
ren für den wissenschaftlichen Nachwuchs sowie Graduierungen und
Qualifikationsverfahren im Rahmen der Weiterbildung durch . Sie
fördern die wissenschaftliche Zusammenarbeit ihrer Angehörigen.
Sie sorgen für die Heranbildung des wissenschaftlichen Nachwuch¬
ses und wirken bei der Einarbeitung und Anleitung der in den Stu¬
dienzentren tätigen wissenschaftlichen Mitarbeiter und Mentoren
mit.

(4) Die Fachbereiche sind zur Zusammenarbeit untereinander mit
den Studienzentren , dem Zentrum für Fernstudienentwicklung und
dem Zentralen Institut für Fernstudienforschung verpflichtet . Sie
haben ihr Lehrangebot inhaltlich mit dem der anderen Fachbereiche
abzustimmen und entsprechend der vom Senat beschlossenen Stu¬
dienstruktur zu entwickeln und anzubieten.

(5) Die Fachbereiche geben sich eine Geschäftsordnung , die der Zu¬
stimmung durch den Senat bedarf.

§ 24 Fachbereichsangehörige

(1) Angehörige des Fachbereichs sind die Hochschullehrer , die wis¬
senschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Mitarbeiter , die über¬
wiegend in Fächern dieses Fachbereiches tätig sind , und die Stu¬
denten , die sich für einen vom Fachbereich angebotenen Studien¬
gang eingeschrieben haben.

(2) Hochschullehrer und wissenschaftliche Mitarbeiter können mit
Zustimmung der betroffenen Fachbereiche und des Senats mehre-
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ren Fachbereichen angehören . Stimm - und Wahlrecht haben sie nur
in dem Fachbereich , in dem ihre Stelle zugeordnet ist . Dies gilt
nicht für die Beteiligung in Berufungsausschüssen.

(3) Wählt ein Studienbewerber einen Studiengang , dessen Teile von
verschiedenen Fachbereichen angeboten werden , so bezeichnet er
bei der Einschreibung den Fachbereich , dem er angehören will.

§ 25 Organe des Fachbereichs

Organe des Fachbereichs sind der Dekan und der Fachbereichsrat.

§ 26 Dekan und Prodekan

(1) Der Dekan vertritt den Fachbereich innerhalb der Hochschule und
führt dessen Geschäfte . Er ist für alle Angelegenheiten des Fach¬
bereichs zuständig , für die nicht eine andere Zuständigkeit aus¬
drücklich bestimmt ist . Er ist Vorsitzender des Fachsbereichsrates,
bereitet dessen Sitzungen vor und führt dessen Beschlüsse aus . Er
wirkt unbeschadet der Aufsichtsrechte des Rektorats darauf hin , daß
die Gremien des Fachbereichs ihre Pflichten erfüllen . Hält er einen
Beschluß für rechtswidrig , so führt er eine nochmalige Beratung und
Beschlußfassung herbei ; das Verlangen nach nochmaliger Beratung
und Beschlußfassung hat aufschiebende Wirkung . Wird keine Abhilfe
geschaffen , so unterrichtet er unverzüglich das Rektorat . In dringen¬
den Fällen kann er vorläufige Entscheidungen und Maßnahmen
treffen.

(2) Der Dekan ist Vorgesetzter der im Fachbereich tätigen Mitarbei¬
ter vorbehaltlich des § 40 Abs . 3.

(3) Der Dekan übt unbeschadet der Zuständigkeit des Gründungs¬
rektors in den Räumen des Fachbereichs das Hausrecht aus.

(4) Der Dekan und der Prodekan sind berechtigt , an den Sitzungen
der Gremien des Fachbereichs mit beratender Stimme teilzuneh¬
men . Der Dekan und der Prodekan sind über die Sitzungen unter
Angabe der Tagesordnung rechtzeitig zu unterrichten.

(5) Der Dekan wird durch den Prodekan , der Prodekan durch seinen
Amtsvorgänger vertreten.

§ 27 Wahl des Dekans und des Prodekans

(1) Der Dekan und der Prodekan werden aus dem Kreis der beamte¬
ten Professoren und der Professoren in einem entsprechenden pri¬
vatrechtlichen Dienstverhältnis des Fachbereichsrates vom Fach¬
bereichsrat mit der Mehrheit der Mitglieder gewählt.
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(2) Die Wahl erfolgt rechtzeitig vor Beginn der Amtszeit des neuen
Dekans.

(3) Die Amtszeit des Dekans und des Prodekans beträgt ein Jahr.
Scheidet ein Dekan vor Ablauf seiner Amtszeit aus , so tritt an seine
Stelle der Prodekan , sofern der Rest der Amtszeit nicht mehr als
drei Monate beträgt . Die Rechte und Pflichten des Prodekans über¬
nimmt sein Amtsvorgänger . Beträgt der Rest der Amtszeit mehr als
drei Monate , so ist unverzüglich ein neuer Dekan zu wählen . Schei¬
det ein Prodekan vor Ablauf seiner Amtszeit aus , so gilt Satz 2 ent¬
sprechend für den Eintritt des Amtsvorgängers ; Satz 4 gilt ent¬
sprechend für die Neuwahl des Prodekans . Die Wahl des neuen
Dekans oder des neuen Prodekans erfolgt für den Rest der Amtszeit
des ausgeschiedenen Dekans oder Prodekans.

(4) Das Amt des Dekans oder des Prodekans darf nicht mit dem Amt
des Gründungsrektors oder des Prorektors in einer Person vereinigt
werden.

§ 28 Aufgaben des Fachbereichsrates

(1) Dem Fachbereichsrat obliegt die Beratung und die Beschlußfas¬
sung in Angelegenheiten des Fachbereichs von allgemeiner und
grundsätzlicher Bedeutung . Er hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. Er schließt vorbehaltlich der Zuständigkeit des Senats Satzun¬
gen und Ordnungen des Fachbereichs;

2. er beschließt über Vorschläge zu den Studien - und Prüfungsord¬
nungen sowie zu der Graduierungssatzung;

3. er beschließt über Vorgänge zur Besetzung von Hochschullehrer¬
stellen;

4. er beschließt über Vorschläge zu den Ausstattungs -, Struktur-
und Entwicklungsplänen des Fachbereichs;

5. er beschließt über die Vorschläge des Fachbereichs für die Auf¬
stellung eines Haushaltsvoranschlages;

6. er beschließt über die Verteilung der dem Fachbereich zugewie¬
senen Stellen und Mittel unter Beachtung der haushaltsrecht¬
lichen Vorschriften;

7. er beschließt über Angelegenheiten der Erstellung des wissen¬
schaftlichen Kursmaterials;

8. er entscheidet über die Bildung von Kursentwicklungsgruppen
im Einvernehmen mit dem Leiter des Zentrums für Fernstudien¬
entwicklung und beschließt über die Arbeits -, Zeit - und Finanz¬
planung;
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9. er entscheidet über die Freigabe der Fernstudienkurse für die
technische Produktion ; vor der Entscheidung sind die Stellung¬
nahmen des Zentrums für Fernstudienentwicklung und der zu
beteiligenden Fachbereiche sowie die Testate der übrigen in
§ 33 genannten zentralen Einrichtungen und der Hochschulver¬
waltung einzuholen;

10. er stellt Studienpläne auf;
11. er koordiniert die Forschung im Fachbereich und beschließt über

Forschungsschwerpunkte und die Beantragung von Sonderfor¬
schungsbereichen.

(2) Der Dekan erteilt dem Fachbereichsrat in Angelegenheiten des
Fachbereichs gemäß Absatz 1 Auskunft , soweit nicht rechtliche
Gründe oder die Wahrung persönlicher Interessen Dritter entgegen¬
stehen.

§ 29 Zusammensetzung des Fachbereichsrates

(1) Dem Fachbereichsrat gehören an:
1. Der Dekan als Vorsitzender,
2. fünf Hochschullehrer einschließlich des Prodekans,

3. zwei wissenschaftliche Mitarbeiter,
4. zwei Studenten,
5. ein nichtwissenschaftlicher Mitarbeiter.

(2) Der nichtwissenschaftliche Mitarbeiter hat in Angelegenheiten
gemäß § 28 Abs . 1 Nr. 2, 3, 7 bis 11 kein Stimmrecht.

(3) Die Mitglieder des Fachbereichsrates werden von den Angehö¬
rigen des Fachbereichs rechtzeitig vor Beginn der Amtsperiode nach
Gruppen getrennt gewählt . Die Wahl erfolgt nach den Grundsätzen
der Verhältniswahl als Listenwahl . Wird nur eine Liste als Wahlvor¬
schlag eingereicht oder ist nur ein Gruppenvertreter zu wählen , so
erfolgt die Wahl nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl . Wahl¬
leiter ist der Dekan . Im Fachbereich vertretene Fächer sollen durch
einen Hochschullehrer oder einen wissenschaftlichen Mitarbeiter
vertreten sein . Für die Mitglieder sollen Ersatzmitglieder gewählt
werden.

(4) Die Amtszeit der Mitglieder und Ersatzmitglieder beträgt ein Jahr.
§ 14 Abs . 7 gilt entsprechend.

(5) Das Nähere regelt die Wahlordnung , die der Senat beschließt.
Sie bedarf der Genehmigung des Ministers für Wissenschaft und
Forschung.
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§ 30 Verfahren im Fachbereichsrat
Anlage 3

(1) Der Fachbereichsrat wird vom Dekan einberufen . Zu seiner kon¬
stituierenden Sitzung wird der Fachbereichsrat von einem durch den
Gründungsrektor bestellten Hochschullehrer des Fachbereichs ein¬
berufen . Der Fachbereichsrat ist einzuberufen , wenn ein Viertel sei¬
ner stimmberechtigten Mitglieder dies unter Angabe des Beratungs¬
gegenstandes verlangt.

(2) Der Dekan stellt die Tagesordnung auf . § 15 Abs . 2 gilt ent¬
sprechend.

(3) Das Nähere regelt eine Geschäftsordnung , die der Fachbereichs¬
rat beschließt.

§ 31 Zusammenarbeit von Fachbereichen

(1) Für Angelegenheiten der Lehre , des Studiums und des Prüfungs¬
wesens sollen Fachbereiche mit Zustimmung des Senats gemein¬
same Ausschüsse bilden , sofern das für einen bestimmten Studien¬
gang erforderliche Lehrangebot in erheblichem Umfang nur unter
Beteiligung eines anderen Fachbereichs oder mehrerer anderer
Fachbereiche erbracht werden kann.

(2) Der gemeinsame Ausschuß legt seine Vorschläge den Fach¬
bereichsräten der beteiligten Fachbereiche zur Entscheidung vor.
Kommt über die Vorschläge in den Fachbereichsräten keine überein¬
stimmende Entscheidung zustande , so können sie dem Senat zur
Entscheidung vorgelegt werden . Der Beschluß über die Vorlage an
den Senat wird von dem gemeinsamen Ausschuß oder einem betei¬
ligten Fachbereichsrat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mit¬
glieder gefaßt.

(3) Die beteiligten Fachbereiche entsenden in den gemeinsamen
Ausschuß jeweils drei Hochschullehrer , einen wissenschaftlichen
Mitarbeiter und einen Studenten . Die Mitglieder werden von den
Fachbereichsräten aus den Fachbereichsangehörigen nach Gruppen
getrennt gewählt.

(4) Der gemeinsame Ausschuß wählt aus seiner Mitte einen Vorsit¬
zenden , der Hochschullehrer sein muß.

4. Abschnitt Studienzentren

§ 32 Studienzentren

(1) Den Studenten der Fernuniversität wird in den Studienzentren
die Benutzung von Studienmaterial und technischen Einrichtungen
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sowie die Teilnahme an Arbeitsgruppen ermöglicht . Die Studienzen¬
tren dienen auch der Durchführung von Präsenzkursen und dem
Prüfungsbetrieb.

(2) Über die Einrichtung neuer und über die Auflösung bestehender
Studienzentren sowie über Grundsatzfragen der Organisation der
Studienzentren beschließt der Senat . Der Beschluß bedarf der Ge¬
nehmigung des Ministers für Wissenschaft und Forschung . § 37
Abs . 2 Satz 3 HSchG bleibt unberührt.

5. Abschnitt Zentrale Einrichtungen

§ 33 Zentrale Einrichtungen

(1) Zentrale Einrichtungen der Fernuniversität sind:
1. Das Zentrum für Fernstudienentwicklung,
2. das Zentrale Institut für Fernstudienforschung,
3. die Hochschulbibliothek,
4. das Hochschulrechenzentrum,
5. die Zentrale Studienberatungsstelle.

(2) Die Leiter der zentralen Einrichtungen gemäß Absatz 1 sind Vor¬
gesetzte der Bediensteten in den Zentren.

(3) Die zentralen Einrichtungen geben sich Satzungen , die der Ge¬
nehmigung des Ministers für Wissenschaft und Forschung bedürfen.

§ 34 Zentrum für Fernstudienentwicklung

(1) Das Zentrum für Fernstudienentwicklung berät und unterstützt
die Fachbereiche bei der Erstellung , Erprobung und Weiterentwick¬
lung der Fernstudienkurse . Es plant und überprüft die organisato¬
risch -technische Durchführung des Fernstudiums . Ihm obliegt unbe¬
schadet der Zuständigkeit der Hochschulverwaltung gemäß § 39
Satz 2 die Organisation und Durchführung des Studienbetriebs in
den Studienzentren . Es entwickelt und erprobt Lehr - und Lernmittel,
Lehr - und Lerntechniken sowie Lehrprogramme . Es arbeitet dabei
insbesondere mit den Fachbereichen , der Hochschulverwaltung und
dem Zentralen Institut für Fernstudienforschung zusammen.

(2) Die in den Studienzentren tätigen wissenschaftlichen Mitarbeiter
und Mentoren gehören dem Zentrum für Fernstudienentwicklung an.
Der Leiter beteiligt die Fachbereiche bei ihrer Einarbeitung und An¬
leitung sowie bei Einstellungsvorschlägen.
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§ 35 Zentrales Institut für Fernstudienforschung

(1) Das Zentrale Institut für Fernstudienforschung betreibt Grund¬
lagen - und Anwendungsforschung im Bereich des Fernstudiums.

(2) Das Institut wird von einem Direktorium geleitet , das aus den
ständig am Institut tätigen Hochschullehrern besteht . Die Mitglieder
des Direktoriums wählen jeweils für zwei Jahre aus ihrer Mitte einen
geschäftsführenden Direktor.

§ 36 Hochschulbibliothek

(1) Die Hochschulbibliothek versorgt die Fernuniversität mit Literatur
und sonstigen Informationsmitteln . Sie gliedert sich in die Zentral¬
bibliothek und die Studienbibliotheken an den Studienzentren . Die
Funktionen einer Studienbibliothek können auf eine andere geeig¬
nete Bibliothek am Ort des Studienzentrums oder in dessen Nähe
übertragen werden.

(2) Die Hochschulbibliothek wird nach einheitlichen bibliotheksfach¬
lichen Grundsätzen geleitet.

Der Leiter ist für die zweckmäßige und wirtschaftliche Verwendung
der der Hochschulbibliothek zugewiesenen Mittel verantwortlich.

(3) Bei der Durchführung bibliothekarischer Verwaltungsaufgaben
hat die Hochschulbibliothek Dienstleistungen des Hochschulbiblio-
thekszentrums in Köln zu nutzen.

(4) Die Auswahl der anzuschaffenden Literatur und der sonstigen
Informationsmittel erfolgt durch die Hochschulbibliothek in einver¬
nehmlichem Verfahren mit Vertretern der jeweiligen Fachbereiche
und zentralen Einrichtungen.

(5) Zur Vorbereitung von Beschlüssen des Senats wird eine Kom¬
mission für Bibliotheksangelegenheiten gebildet . Sie ist zuständig
für grundsätzliche Bibliotheksangelegenheiten , insbesondere für die
Benutzungsordnung , für die Struktur -, Entwicklungs - und Ausstat¬
tungspläne der Hochschulbibliothek , für die jährlichen Anmeldungen
zum Haushaltsvoranschlag und für die Aufteilung der Literatur¬
beschaffungsmittel.

Ihr gehören an:
1. Ein Hochschullehrer als Vorsitzender,
2. ein weiterer Hochschullehrer,
3. in wissenschaftlicher Mitarbeiter,
4. ein Student,
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5. der Leiter der Hochschulbibliothek mit beratender Stimme.

§ 22 Abs . 5, Sätze 1, 2, 4 und 5 sowie Absatz 6 gilt entsprechend.

§ 37 Hochschulrechenzentrum

Das Hochschulrechenzentrum der Fernuniversität dient der Unter¬
stützung von Vorhaben im Bereich von Forschung und Lehre sowie
zur Durchführung von Verwaltungs - und Bibliotheksaufgaben.

§ 38 Zentrale Studienberatungsstelle

(1) Die Zentrale Studienberatungsstelle berät Studienbewerber , Stu¬
dienanfänger und Studierende in Angelegenheiten des Studiums.
Die Beratung erstreckt sich insbesondere auf Studienmöglichkeiten,
Zugangsvoraussetzungen , Studieninhalte , Studienabschlüsse , Stu¬
dienbedingungen und Fragen der individuellen Studienneigung ein¬
schließlich der pädagogischen und psychologischen Beratung bei
Störungen und Krisen im Studienverlauf . Die Zentrale Studienbera¬
tungsstelle und die Fachbereiche unterstützen sich gegenseitig bei
der Durchführung ihrer Aufgaben.

(2) Die Zentrale Studienberatungsstelle arbeitet eng mit Einrichtun¬
gen der Studienberatung anderer Hochschulen sowie mit den für die
Berufsberatung und den für die staatlichen Prüfungen zuständigen
Stellen zusammen.

6. Abschnitt Hochschulverwaltung

§ 39 Geschäfte der Hochschulverwaltung

Die Hochschulverwaltung erfüllt die Aufgaben der Fernuniversität
auf rechtlichem , planerischem und verwaltungsmäßigem Gebiet . Ihr
obliegt die technische Herstellung des Fernstudienmaterials und die
technische Abwicklung des Fernstudienbetriebs , sowie die Verwal¬
tung der Studienzentren . Verwaltungsmäßige Angelegenheiten der
Organe und Gremien der Fernuniversität werden ausschließlich
durch die Hochschulverwaltung wahrgenommen.

§ 40 Kanzler

(1) Der Kanzler ist Leiter der Hochschulverwaltung . Er führt die Ge¬
schäfte der Hochschulverwaltung unter der Verantwortung des Grün¬
dungsrektors . Er vertritt den Gründungsrektor nach Maßgabe des
§ 10 Abs . 2 Satz 2.
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(2) Der Kanzler sorgt für eine zweckentsprechende und wirtschaft¬
liche Verwendung der der Fernuniversität zugewiesenen Stellen und
Mittel unter Beachtung des Gesamtinteresses der Fernuniversität
und der Beschlüsse der zuständigen Organe . Er wirkt auf eine wirt¬
schaftliche Nutzung der Räume und Einrichtungen der Fernuniver¬
sität hin und ist für das Beschaffungswesen zuständig.

(3) Der Kanzler ist Vorgesetzter der Bediensteten in der Hochschul¬
verwaltung einschließlich der bei den Fachbereichen und zentralen
Einrichtungen tätigen Bediensteten.

(4) Der Kanzler ist Beauftragter für den Haushalt (§ 9 Abs . 1 der Lan¬
deshaushaltsordnung [LHO]).

Teil III

Planung und Haushaltswesen

§ 41 Struktur -, Entwicklungs - und Ausstattungspläne

Die Struktur -, Entwicklungs - und Ausstattungspläne gemäß §§ 41
und 42 HSchG werden auf der Grundlage von Vorschlägen der Fach¬
bereiche und zentralen Einrichtungen für deren Bereich von der
Struktur - und Finanzkommission aufgestellt . Vor der Beschlußfas¬
sung durch den Senat ist eine Abstimmung mit dem Minister für
Wissenschaft und Forschung herbeizuführen.

§ 42 Haushaltsvoranschlag

(1) Die Anmeldung der benötigten Stellen und Mittel erfolgt im Haus¬
haltsvoranschlag , der durch die Struktur - und Finanzkommission be¬
raten und vom Kanzler gemäß § 9 Abs . 2 Satz 1 LHO aufgestellt
wird.

(2) Grundlage für die Aufstellung des Haushaltsvoranschlags sind
die Ausstattungspläne.

§ 43 Verteilung der Haushaltsmittel

(1) Über die Verteilung der Stellen und Mittel auf die Fachbereiche
und zentralen Einrichtungen beschließt das Rektorat mit der Stimme
des Kanzlers im Benehmen mit den betroffenen Fachbereichen und
zentralen Einrichtungen . Die Struktur - und Finanzkommission kann
dem Rektorat Vorschläge unterbreiten . § 46 HSchG ist zu berück¬
sichtigen . Die Durchführung obliegt dem Kanzler.
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(2) Die einem Fachbereich zugewiesenen Stellen und Mittel werden
unter Berücksichtigung von § 46 Abs . 2 Nr. 3 HSchG durch Beschluß
des Fachbereichsrates verteilt . Die Verteilung ist dem Kanzler mit¬
zuteilen.

§ 44 Bewirtschaftung der Haushaltsmittel

(1) Die Bewirtschaftung aller Haushaltsmittel erfolgt durch den
Kanzler.

(2) Der Kanzler kann die Bewirtschaftung auf die Fachbereiche und
zentralen Einrichtungen unbeschadet seiner Verantwortung gemäß
§ 9 Abs . 2 LHO übertragen.

Teil IV Studentenschaft

§ 45 Rechtsstellung und Aufgaben der Studentenschaft

(1) Der Studentenschaft der Fernuniversität gehören die an der
Fernuniversität eingeschriebenen Studenten an.

(2) Die Studentenschaft ist eine nicht -rechtsfähige Gliedkörperschaft
der Hochschule . Sie untersteht unbeschadet der staatlichen Aufsicht
der Aufsicht des Rektorats.

(3) Aufgabe der Studentenschaft ist die Mitwirkung an der Selbst¬
verwaltung der Fernuniversität durch Förderung der Vertretung stu¬
dentischer Interessen in den Selbstverwaltungsgremien.

(4) Die Studentenschaft gibt sich eine Ordnung . Diese wird vom Stu¬
dentenparlament beschlossen und bedarf der Zustimmung des Se¬
nats sowie der Genehmigung des Ministers für Wissenschaft und
Forschung.

§ 46 Organe der Studentenschaft

(1) Organe der Studentenschaft sind das Studentenparlament und
der Allgemeine Studentenausschuß.

(2) Das Studentenparlament hat 21 Mitglieder . Diese werden von
den Mitgliedern der Hochschule gemäß § 3 Abs . 1 Nr. 4 gewählt . Das
Studentenparlament wählt aus seiner Mitte den Allgemeinen Stu¬
dentenausschuß und den Vorsitzenden des Studentenparlaments,
der nicht zugleich Mitglied des Allgemeinen Studentenausschusses
sein darf.
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(3) Dem Allgemeinen Studentenausschuß gehören an:
1. Der Vorsitzende,
2. der zweite Vorsitzende,
3. die Referenten.

Der Vorsitzende wird durch den zweiten Vorsitzenden vertreten . Die
Zahl der Referenten soll drei nicht übersteigen.

(4) Die Amtszeit der Mitglieder der Organe der Studentenschaft be¬
trägt ein Jahr.

§ 47 Studentensprecher

Die Studenten wählen für das Studienzentrum , dem sie zugeordnet
sind , einen Studentensprecher und einen Stellvertreter . Der Studen¬
tensprecher und sein Stellvertreter können gleichzeitig Mitglieder
des Studentenparlaments sein ; ihre Amtszeit beträgt ein Jahr . Der
Studentensprecher nimmt die studentischen Belange im Studien¬
zentrum wahr.

§ 48 Wahl der Mitglieder der Organe und der Studentensprecher

(1) Die Organe der Studentenschaft und die Studentensprecher wer¬
den in freier , gleicher und geheimer Wahl gewählt.

(2) Einzelheiten des Wahlverfahrens werden in der Wahlordnung der
Studentenschaft geregelt . Die Wahl findet als Briefwahl statt . Die
Wahlordnung wird vom Studentenparlament beschlossen . Sie bedarf
der Zustimmung des Senats und der Genehmigung des Ministers für
Wissenschaft und Forschung.

TeilV

Verfahrensgrundsätze

§ 49 Stimmrecht

(1) Kein Mitglied eines Organs oder Gremiums der Fernuniversität,
der Fachbereiche und der Einrichtungen (Hochschulgremium ) darf
bei Angelegenheiten mitwirken , wenn die Entscheidung ihm selbst,
seinem Ehegatten , seinen Verwandten bis zum dritten oder Ver¬
schwägerten bis zum zweiten Grade oder einer von ihm kraft gesetz¬
licher oder rechtsgeschäftlicher Vollmacht vertretenen Person einen
unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann.
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(2) Mitglieder von Hochschulgremien sind in der Ausübung ihres
Stimmrechts an Weisungen oder Aufträge des sie entsendenden Per¬
sonenkreises oder Organs nicht gebunden.

(3) Bei Entscheidungen über Prüfungsleistungen steht das Stimm¬
recht nur Personen zu , die die betreffende Prüfung abgelegt haben
oder den zu verleihenden oder einen entsprechenden Grad besitzen.

§ 50 Abstimmungen und Mehrheiten

(1) Hochschulgremien sind beschlußfähig , wenn mehr als die Hälfte
ihrer Mitglieder anwesend ist und die Sitzung ordnungsgemäß ein¬
berufen worden ist . Die Beschlußfähigkeit wird durch den Vorsitzen¬
den förmlich festgestellt.

(2) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefaßt , soweit nichts
anderes bestimmt ist . Die einfache Mehrheit ist erreicht , wenn die
Stimmen für einen Antrag die Gegenstimmen überwiegen oder
wenn auf einen von mehreren Anträgen die meisten Stimmen ent¬
fallen sind . Stimmenthaltungen und ungültig abgegebene Stimmen
bleiben unberücksichtigt . Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Vorsitzenden.

(3) Beschlüsse über Forschungsvorhaben und ihre Finanzierung so¬
wie über die Besetzung von Stellen für Hochschullehrer können in
den Hochschulgremien nicht gegen die Mehrheit der dem Gremium
angehörenden Hochschullehrer getroffen werden . Ein Beschluß
kommt nicht zustande , wenn mehr als die Hälfte der anwesenden
Hochschullehrer gegen ihn gestimmt hat.

(4) Werden mehrere Anträge gestellt , so ist der inhaltlich weitest¬
gehende Antrag zuerst zur Abstimmung zu stellen . Die Abstimmung
über einen Beratungsgegenstand erfolgt unmittelbar nach der Be¬
ratung.

(5) Ist in dieser Vorläufigen Grundordnung oder in anderen Satzun¬
gen und Ordnungen für die Wahl einer Person oder die Annahme
eines Antrages die Mehrheit der Stimmen der Anwesenden vorge¬
sehen , so ist die Wahl der Person erfolgt oder der Antrag angenom¬
men , wenn mehr als die Hälfte der anwesenden Stimmberechtigten
für die Person oder für den Antrag gestimmt haben . Anwesend ist
auch , wer sich der Stimme enthält , ungültig abstimmt oder seine
Stimme nicht abgibt . Satz 1 und 2 finden im Falle des Absatz 3 ent¬
sprechende Anwendung.

(6) Ist in dieser Vorläufigen Grundordnung oder in anderen Satzun¬
gen und Ordnungen für die Wahl der Person oder die Annahme

178



Anlage 3
eines Antrages die Mehrheit der Mitglieder eines Hochschulgre¬
miums vorgesehen , so ist die Wahl der Person erfolgt oder der An¬
trag angenommen , wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder , die nach
den Bestimmungen dieser Vorläufigen Grundordnung , der Satzun¬
gen oder Ordnungen dem Hochschulgremium angehören und stimm¬
berechtigt sind , für die Person oder für den Antrag gestimmt haben.

(7) Sind qualifizierte Mehrheiten vorgesehen , so gilt Absatz 6 ent¬
sprechend.

(8) Die abweichende Stimmabgabe solcher Mitglieder von Hochschul¬
gremien , die bei der Beschlußfassung überstimmt worden sind , ist
auf ihren Antrag im Protokoll zu vermerken . Mitglieder , die über¬
stimmt worden sind , können dem Beschluß ein Sondervotum bei¬
fügen.

§ 51 Öffentlichkeit

(1) Die Sitzungen des Konvents sind öffentlich . Der Konvent kann
mit der Mehrheit seiner Mitglieder die Öffentlichkeit auf die Ange¬
hörigen der Hochschule beschränken oder für einzelne Beratungs¬
gegenstände ausschließen.

(2) Die übrigen Hochschulgremien tagen nicht öffentlich . Sie können
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln ihrer stimmberechtigten Mitglie¬
der die Öffentlichkeit herstellen , soweit nicht rechtliche Gründe oder
die Wahrung persönlicher Interessen entgegenstehen . Die Öffent¬
lichkeit kann auf die Angehörigen der Hochschule oder des Fach¬
bereichs beschränkt werden . In Personalangelegenheiten ist die
Öffentlichkeit stets ausgeschlossen . Anträge auf Herstellung der
Öffentlichkeit oder Ausschluß der Öffentlichkeit dürfen nur in nicht¬
öffentlicher Sitzung begründet und beraten werden.

(3) Beschlüsse des Konvents , des Senats und der Fachbereichsräte
werden ihrem wesentlichen Inhalt nach veröffentlicht , soweit nicht
rechtliche Gründe oder die Wahrung persönlicher Interessen ent¬
gegenstehen . Die Veröffentlichung gemäß Satz 1 unterbleibt , wenn
die in Satz 1 genannten Kollegialorgane dies mit einer Mehrheit von
zwei Dritteln ihrer stimmberechtigten Mitglieder beschließen.

(4) Die Mitglieder der Hochschulgremien sowie die sonstigen Teil¬
nehmer an einer nicht öffentlichen Sitzung sind zur Verschwiegen¬
heit verpflichtet . Das Hochschulgremium kann durch Beschluß von
der Pflicht zur Verschwiegenheit entbinden , soweit nicht die allge¬
meinen Gesetze etwas anderes vorschreiben oder die Vertraulichkeit
sich nicht aus der Natur des Gegenstandes ergibt . Über persönliche
Angelegenheiten ist stets Verschwiegenheit zu wahren.
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§ 52 Kommission und Ausschüsse der Koliegialorgane

(1) Zur Vorbereitung ihrer Beschlüsse können die Kollegialorgane
Ausschüsse und beratende Kommissionen bilden.

(2) Kollegialorgane können Ausschüssen zeitlich und sachlich be¬
grenzte Aufgaben aus ihrem Zuständigkeitsbereich zur eigenen Er¬
ledigung übertragen , sofern eine Entscheidung des Kollegialorgans
nicht geboten erscheint . In diesem Falle tritt die Entscheidung des
Ausschusses an die Stelle der Entscheidung des Kollegialorgans.

(3) Werden einem Ausschuß Aufgaben zur eigenen Erledigung über¬
tragen , so muß der Ausschuß in seiner Zusammensetzung der Zu¬
sammensetzung des Kollegiaiorgans entsprechen . Die Ausschußmit¬
glieder müssen Mitglieder des Kollegialorgans sein.
(4) Die Mitglieder der Kommissionen und Ausschüsse werden von
den Mitgliedern des Kollegialorgans nach Gruppen getrennt ge¬
wählt , soweit nicht in dieser Vorläufigen Grundordnung etwas ande¬
res bestimmt ist.

(5) Werden Kommissionen oder Ausschüsse für Angelegenheiten ge¬
bildet , die unmittelbar der Forschung , der Besetzung von Stellen für
Hochschullehrer oder der Lehre zugehören , so haben die nichtwis¬
senschaftlichen Mitarbeiter kein Stimmrecht ; die Hochschullehrer¬
gruppe erhält die Mehrheit der Sitze.

§ 53 Berufungskommission

(1) Zur Vorbereitung der Besetzung freier Stellen für Professoren
bildet der zuständige Fachbereich eine Berufungskommission . Die
Berufungskommission setzt sich aus Hochschullehrern , wissenschaft¬
lichen Mitarbeitern und Studenten im Verhältnis drei zu eins zu eins
zusammen . Der Fachbereichsrat kann vorsehen , daß der Berufungs¬
kommission auch ein nichtwissenschaftlicher Mitarbeiter des Fach¬
bereichs mit beratender Stimme angehört . Die Berufungskommission
kann Hochschullehrer anderer Fachbereiche und anderer Hochschu¬
len mit beratender Stimme hinzuziehen . Ist die Stelle eines Profes¬
sors für Methodenlehre des Fernstudiums zu besetzen , so muß der
Kommission ein Professor für Methodenlehre als stimmberechtigtes
Mitglied angehören.

(2) Werden von der beabsichtigten Berufung andere Fachbereiche
betroffen , so ist eine gemeinsame Berufungskommission zu bilden.
Jeder Fachbereich entsendet in diese Kommission drei Hochschul¬
lehrer , einen wissenschaftlichen Mitarbeiter und einen Studenten.
Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend . Fachbereiche sind betroffen , wenn
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der Aufgabenbereich der ausgeschriebenen Stelle auch Fachgebiete
dieser Fachbereiche umfaßt . Im Zweifelsfall entscheidet der Senat
über die Bildung einer gemeinsamen Berufungskommission.

(3) Die Mitglieder der Berufungskommission werden von den Mit¬
gliedern des Fachbereichsrats nach Gruppen getrennt gewählt.

(4) Die Berufungskommission wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzen¬
den , der Hochschullehrer sein muß.

§ 54 Besetzung von Professorenstellen

(1) Ist in einem Fachbereich eine freie Stelle für einen Professor zu
besetzen oder eine derartige Stelle neu einzurichten , so beschließt
der Fachbereichsrat über die fachliche Ausrichtung der Stelle , die
Anforderungen an den Stellenbewerber und den mit dieser Stelle
verbundenen Aufgabenbereich unter Berücksichtigung der Struktur-
und Entwicklungsplanung des Fachbereichs . Soweit diese Festlegun¬
gen unmittelbar die Interessen anderer Fachbereiche berühren , sind
diese Fachbereiche zu beteiligen . Dies gilt insbesondere für den
Fall , daß der Stelleninhaber Lehrangebote für mehrere Fachbereiche
erbringen soll . Kommt es zwischen den Fachbereichen über die Fest¬
legungen zu keiner Einigung , so entscheidet der Senat.

(2) Bei der Vorbereitung der Entscheidung können sich alle fach¬
lich zuständigen Hochschullehrer des Fachbereichs an den Beratun¬
gen beteiligen.

(3) Ist die Stelle eines Professors für Methodenlehre des Fernstu¬
diums zu besetzen , sind die Professoren für Methodenlehre aller
Fachbereiche zu hören.

(4) Über das Ergebnis der Beratungen ist das Rektorat unverzüglich
zu unterrichten . Das Rektorat überprüft , ob sich die Festlegungen
des Fachbereichs mit den Struktur - und Entwicklungsplänen der
Hochschule im Einklang befinden.

(5) Erhebt das Rektorat keine Bedenken , wird die Stelle durch den
Dekan unter Angabe des Aufgabenbereichs , der Anforderungen an
den Bewerber und den Zeitpunkt der Besetzung öffentlich ausge¬
schrieben . Für die verwaltungsmäßige Durchführung der Veröffent¬
lichung ist die Hochschulverwaltung zuständig.

(6) Nach Ablauf der Bewerbungsfrist erstellt die Berufungskommis¬
sion die ßerufungsliste , die in der Regel drei Besetzungsvorschläge
mit einer Rangfolge der Bewerber und eine eingehende Begründung
hinsichtlich der Qualifikation der vorgeschlagenen Bewerber und der
Rangfolge enthalten soll.
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(7) Zur Vorbereitung ihrer Entscheidung überprüft die Berufungs¬
kommission die eingegangenen Bewerbungen auf die Vollständig¬
keit der Unterlagen und das Vorliegen der in der Ausschreibung ge¬
nannten Anforderungen . Mit Bewerbern , die in die engere Wahl ge¬
zogen werden , soll ein Kontaktgespräch geführt werden und ein
fachliches Kolloquium stattfinden . Bei der Aufstellung von Berufungs¬
vorschlägen können Personen , die sich nicht beworben haben , ge¬
mäß § 9 Abs . 2 HSchG nur in begründeten Ausnahmefällen berück¬
sichtigt werden . Über die wissenschaftliche und pädagogische Eig¬
nung der im Vorschlag an erster bis dritter Stelle aufgeführten Be¬
werber sind jeweils mindestens zwei auswärtige Gutachten einzu¬
holen.

(8) Die Berufungskommission legt die Berufungsliste einschließlich
aller Unterlagen dem Fachbereichsrat zur Entscheidung vor ; im Falle
des § 53 Abs . 2 erfolgt die Vorlage gleichzeitig an den Senat und die
Fachbereichsräte , die dem Senat gegenüber Stellung nehmen . Der
Fachbereichsrat ist an die Vorschläge der Kommission nicht gebun¬
den . Der Dekan teilt die im Fachbereichsrat beschlossene Berufungs¬
liste unverzüglich den übrigen Hochschullehrern des Fachbereichs
und den Mitgliedern der Berufungskommission mit . Die bei der Ent¬
scheidung im Fachbereichsrat und in der Berufungskommission
überstimmten Mitglieder der Berufungskommission gemäß § 53
Abs . 1 Satz 4 können ein Sondervotum abgeben . Das Sondervotum
ist innerhalb von drei Tagen nach der Sitzung des Fachbereichsrates
oder der Berufungskommission mit einer Begründung schriftlich
beim Dekan einzureichen.

(9) Berufungsliste und Sondervoten sind mit den weiteren Bewer¬
bungen einschließlich Unterlagen dem Senat zuzuleiten . Dieser ent¬
scheidet auf Grund der Vorschläge des Fachbereichsrates . Unbe¬
schadet der Vorschriften des § 53 Abs . 1 Satz 4 und Absatz 2 holt
der Senat zuvor die Stellungnahme derjenigen Fachbereiche ein,
deren Interessen durch den Berufungsvorschlag unmittelbar berührt
sind . Weicht die Entscheidung des Senats von den Vorschlägen des
Fachbereichsrates ab , so gibt der Senat die eingereichten Vor¬
schläge mit allen Unterlagen und einer Begründung seiner Entschei¬
dung zur erneuten Beratung und Beschlußfassung an den Fach¬
bereich zurück . Weist der Senat den erneut vorgelegten Vorschlag
des Fachbereichsrates ebenfalls zurück , so ist der vom Senat be¬
schlossenen Berufungsliste ein Sondervotum des Fachbereichsrates
beizufügen . Im Falle des § 53 Abs . 2 gelten die Sätze 2, 4 und 5 ent¬
sprechend für Senat und gemeinsame Berufungskommission.

(10) Die vom Senat verabschiedete Berufungsliste legt der Grün¬
dungsrektor mit einer Liste aller Bewerbungen , der Sondervoten so-
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wie der weiteren Berufungsunterlagen unverzüglich dem Minister für
Wissenschaft und Forschung vor . Die Vorlage soll spätestens sechs
Monate nach Errichtung oder Freiwerden der Stelle erfolgen . Soweit
die Stelle eines Professors frei wird , weil der Inhaber die Alters¬
grenze erreicht , sind die Besetzungsvorschläge sechs Monate vor
diesem Zeitpunkt dem Minister für Wissenschaft und Forschung vor¬
zulegen.

(11) Näheres regelt eine Satzung , die der Senat beschließt . In dieser
Satzung ist auch das Verfahren über die Besetzung anderer freier
Stellen für Hochschullehrer zu regeln.

§ 55 Veröffentlichung von Satzungen und Ordnungen

(1) Die Hochschulsatzung , die Ordnung der Studentenschaft sowie
die weiteren Satzungen und Ordnungen der Hochschule , der Fach¬
bereiche , der Einrichtungen und der Studentenschaft werden in den
vom Rektorat herausgegebenen „Amtlichen Mitteilungen der Fern¬
universität " veröffentlicht . Satz 1 gilt auch für Änderungen und Er¬
gänzungen von Satzungen und Ordnungen . Die Bekanntgabe geneh¬
migungspflichtiger Satzungen und Ordnungen im Gemeinsamen
Amtsblatt des Kultusministeriums und des Ministeriums für Wissen¬

schaft und Forschung durch den Minister für Wissenschaft und For¬
schung bleibt unberührt . Wenn in den Satzungen und Ordnungen
nichts anderes bestimmt ist , treten diese jeweils am Tage nach ihrer
Veröffentlichung in Kraft.

(2) Unbeschadet der Veröffentlichung von Satzungen und Ordnun¬
gen gemäß Absatz 1 Satz 1 und 2 werden die „Amtlichen Mitteilun¬
gen der Fernuniversität " vom Tage der Ausgabe an drei Wochen an
den hierfür bestimmten Anschlagbrettern ausgehängt . Die „Amt¬
lichen Mitteilungen der Fernuniversität " können von den Hochschul¬
angehörigen in einer vom Rektorat zu bestimmenden Stelle der
Hochschulverwaltung während der Geschäftszeit eingesehen werden.

Teil VI

Übergangs - und Schlußvorschriften

§ 56 Gründungsausschuß

(1) Der Gründungsausschuß hat die Aufgaben gemäß § 5 Abs . 3
FUEG. Ihm obliegen dabei insbesondere folgende Aufgaben:
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1. Er erarbeitet Vorschläge für vorläufige Studien - und Prüfungsord¬
nungen der integrierten Studiengänge Mathematik und Wirt¬
schaftswissenschaft sowie für Studienordnungen der entspre¬
chenden Lehramtsstudiengänge;

2. er erarbeitet Vorschläge zur Festlegung der Studieninhalte der
Studiengänge für das erste Studienjahr in Form von Fernstudien¬
kursen , die jeweils mit einer Prüfung abschließen;

3. er prüft die vorhandenen deutsch - und fremdsprachigen Fernstu¬
dienmaterialien zwecks Übersetzung , Adaption und Übernahme
in das Lehrangebot der Fernuniversität und wertet sie aus;

4. er erarbeitet Richtlinien für Studienstrukturen , Studienmethoden,
Studienmaterialien , Text - und Prüfungsverfahren sowie die Stu¬
dienorganisation einschließlich Aufbau und Funktion der örtlichen
Studienzentren und der Medienversorgung des Fernstudiums;

5. er bereitet die Studieninhalte der Studiengänge für das erste Stu¬
dienjahr in Form von Studien -, Test - und Prüfungsmaterialien
unter Hinzuziehung von Fachwissenschaftlern auf;

6. er wirkt bei der Gestaltung der Studienmaterialien einschließlich
des Ton - und Bildmaterials bis zur technischen Produktion mit
und arbeitet dabei mit Hochschuldidaktikern , Graphikern , Desig¬
nern zusammen;

7. er arbeitet bei der Aufstellung von Struktur -, Haushalts -, Entwick-
lungs - und Ausstattungsplänen der Fernuniversität mit ; er ent¬
wickelt Grundsätze eines Forschungskonzepts der Fernuniversität
unter Berücksichtigung von Problemen des Fernstudiums als Un¬
tersuchungsthema;

8. er macht Vorschläge zur Besetzung freier Hochschullehrerstellen.

(2) Die Mitglieder des Gründungsausschusses werden vom Minister
für Wissenschaft und Forschung berufen und abberufen . Dem Grün¬
dungsausschuß gehören Hochschullehrer vornehmlich solcher Fach¬
richtungen an , die in der Fernuniversität zunächst angeboten wer¬
den , sowie Sachverständige aus dem Bereich von Wissenschaft und
Verwaltung . Es können weitere Sachverständige mit beratender
Stimme hinzugezogen werden . Der Kanzler ist stimmberechtigtes
Mitglied des Gründungsausschusses ; in Berufungsangelegenheiten
hat er kein Stimmrecht.

(3) Vorsitzender des Gründungsausschusses ist der Gründungs¬
rektor.

(4) Für die Wahrnehmung von Aufgaben gemäß Absatz 1 und 2 wird
dem Gründungsausschuß vom Minister für Wissenschaft und For-
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schung eine Geschäftsstelle beigegeben , die den Gründungsaus¬
schuß bei seiner Arbeit unterstützt.

(5) Mit dem ersten Zusammentritt des Senats ist der Gründungsaus¬
schuß aufgelöst.

§ 57 Senat

Die Wahl der Senatsmitglieder soll spätestens im sechsten Monat
nach Inkrafttreten dieser Vorläufigen Grundordnung durchgeführt
werden . Der Senat soll spätetens im achten Monat nach Inkrafttreten
dieser Vorläufigen Grundordnung erstmals zusammentreten.

§ 58 Wahrnehmung von Fachbereichsaufgaben
während der Übergangszeit

(1) Bis zu dem in § 8 Abs . 2 Satz 1 FLIEG genannten Zeitpunkt und
wenn für einzelne Fachrichtungen die Voraussetzungen des § 8
Abs . 2 Satz 1 FUEG nicht vorliegen , nehmen Gründungsausschuß
oder Senat die Aufgaben der Fachbereiche wahr . Sie verlieren ihre
Zuständigkeit mit dem ersten Zusammentritt der jeweiligen Fach¬
bereichsräte.

(2) Die Hochschullehrer und wissenschaftlichen Mitarbeiter , die der
gleichen Fachrichtung angehören , wählen unverzüglich nach Inkraft¬
treten dieser Vorläufigen Grundordnung aus den Hochschullehrern
der jeweiligen Fachrichtung gemäß § 8 Abs . 2 Satz 2 FUEG als ihren
Sprecher den Kommissarischen Dekan.

(3) Der Senat bestellt für jede vorhandene Fachrichtung eine Kom¬
mission , die ihn in Angelegenheiten gemäß § 28 Abs . 2 berät . Der
Kommission gehören der Kommissarische Dekan , zwei weitere
Hochschullehrer , ein wissenschaftlicher Mitarbeiter , ein Student und
ein nichtwissenschaftlicher Mitarbeiter aus der jeweiligen Fachrich¬
tung an . Der nichtwissenschaftliche Mitarbeiter hat beratende Stimme.
Die Mitglieder der Kommission werden bis auf den Kommissarischen
Dekan vom Senat nach Gruppen getrennt gewählt . Der Kommissa¬
rische Dekan ist Vorsitzender der Kommission.

(4) Die Amtszeit der Mitglieder der Kommissionen sowie des Kom¬
missarischen Dekans beträgt ein Jahr.

(5) Der Senat beschließt für die Wahl der Mitglieder der Kommission
gemäß Absatz 3 eine Wahlordnung.

§ 59 Erste Ordnung der Studentenschaft

(1) Zur Erarbeitung der ersten Ordnung der Studentenschaft wird
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ein Ausschuß gebildet . Ihm gehört ein Vertreter aus jedem Studien¬
zentrum an.

(2) Der Ausschuß soll innerhalb von zwei Monaten nach seiner ersten
Sitzung eine Ordnung der Studentenschaft erarbeiten , über deren
Annahme die Studenten der Fernuniversität entscheiden . Die Ord¬
nung ist angenommen , wenn sich zwei Drittel der Studenten der
Fernuniversität an der Abstimmung beteiligt haben und die Mehrheit
der Abstimmenden sich für die Annahme der Ordnung ausgespro¬
chen hat . Haben sich weniger als zwei Drittel der Studenten an der
Abstimmung beteiligt , wird die Abstimmung wiederholt . Im zweiten
Abstimmungsgang ist die Ordnung angenommen , wenn sich minde¬
stens zwei Drittel der Studenten , die sich an dieser Abstimmung be¬
teiligt haben , für die Annahme der Ordnung ausgesprochen haben.
(3) Die Wahlen zu dem Ausschuß gemäß Absatz 1 und die Abstim¬
mung gemäß Absatz 2 regelt der Gründungsrektor in einer Ordnung.
Sie muß ein schriftliches Wahl - und Abstimmungsverfahren vorsehen.

§ 60 Änderung und Außerkrafttreten der Vorläufigen Grundordnung

(1) Änderungen und Ergänzungen dieser Vorläufigen Grundordnung
werden durch den Minister für Wissenschaft und Forschung im Be¬
nehmen mit der Fernuniversität vorgenommen . Die Hochschule kann
Änderungen und Ergänzungen vorschlagen . Über die Vorschläge be¬
schließt der Senat.

(2) Diese Vorläufige Grundordnung gilt bis zum Inkrafttreten der
Hochschulsatzung der Fernuniversität.

§ 61 Inkrafttreten

Diese Vorläufige Grundordnung tritt am 16. Februar 1976 in Kraft.
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Runderlaß des Ministers für Wissenschaft und Forschung des Landes
Nordrhein -Westfalen vom 21. Dezember 1972 - II B 1. 50-07/11/1
Nr. 2896 — an die Gesamthochschulen Duisburg , Essen , Paderborn,
Siegen und Wuppertal.

Betr . : Einführung neuer Studiengänge an den Gesamthochschulen

Bezug:
a) Dienstbesprechung am 18. 10. 1972
b) Bericht vom 15. 11. 1972 (Gesamthochschule Siegen)

Berichte vom 21 . 11. 1972 (Gesamthochschulen Duisburg u. Essen)
Bericht vom 25. 11. 1972 (Gesamthochschule Paderborn)
Bericht vom 6. 12. 1972 (Gesamthochschule Wuppertal)

c) Dienstbesprechung am 15. 12. 1972

Die Gesamthochschulen sind nach § 1 des Gesamthochschulentwick¬
lungsgesetzes (GHEG ) verpflichtet , integrierte Studiengänge zu ent¬
wickeln und anzubieten.

Dieser Auftrag bedeutet ständige Reformarbeit von noch nicht ab¬
sehbarer Dauer , an der nach §§ 2 ff. GHEG auch Studienreformkom-
missionen beteiligt sind . Empfehlungen von Studienreformkommis-
sionen , die für verbindlich erklärt werden könnten , liegen noch nicht
vor. Gleichwohl muß erreicht werden , daß gemäß der kapazitativen
Rahmenplanung bereits zum Wintersemester 1973/74 der Studien¬
betrieb in den ersten integrierten Studiengängen aufgenommen wer¬
den kann.

Die folgenden Grundsätze , die in der Dienstbesprechung am 15. De¬
zember 1972 erörtert worden sind , sollen die Gesamthochschulen bei
dieser kurzfristig angelegten Reformarbeit unterstützen . Ich darf
nochmals ausdrücklich betonen , daß sie lediglich den Rahmen für
integrierte Studiengänge bilden , dessen Fortentwicklung aufgegeben
bleibt und der unter dem Vorbehalt einer späteren Anpassung an
für verbindlich erklärte Empfehlungen von Studienreformkommissio-
nen steht.

I . Aufnahme des Forschungs - und Lehrbetriebs
in neuen Studiengängen.

1.1 Zum Wintersemester 1973/74 soll der Studienbetrieb in folgen¬
den neuen Studiengängen aufgenommen werden:
- Lehramt an der Realschule und Lehramt am Gymnasium , insbe¬

sondere in den Fächern
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Deutsch , Englisch , Französisch (letzteres nicht in Essen ), allge¬
meine Literaturwissenschaft , Wirtschaftswissenschaft , Sozialwis¬
senschaft (Duisburg ), Mathematik , angewandte Mathematik und
Physik , Chemie und physikalische Chemie (Essen , Paderborn,
Siegen)

— Wirtschaftswissenschaft mit Diplom -Abschluß
— Sozialwissenschaft mit Diplom -Abschluß (Duisburg)
— Mathematik mit Diplom -Abschluß
— Physik mit Diplom -Abschluß
— Chemie mit Diplom -Abschluß (Essen , Paderborn , Siegen)

1.2 Im Wintersemester 1974/75 soll der Studienbetrieb in folgenden
neuen Studiengängen aufgenommen werden:
— Chemie und physikalische Chemie als Fächer für die Lehreraus¬

bildung (Duisburg , Wuppertal)
— Chemie mit Diplom -Abschluß (Duisburg , Wuppertal)
— Maschinenbau mit Diplom -Abschluß
— Elektrotechnik mit Diplom -Abschluß (nicht in Essen)
— Bauingenieurwesen mit Diplom -Abschluß (Essen , Siegen , Wup¬

pertal ).

1.3 Soweit das entsprechende Lehrangebot vorhanden ist , können
mit Beginn des Studienbetriebes in den neuen Studiengängen auch
Studenten höherer Semester aufgenommen werden.

2. Struktur der neuen Studiengänge.

2.1 Die neuen Studiengänge sollen als integrierte Studiengänge an¬
gelegt werden . Bereits vorhandene (Kurzzeit -)Studiengänge entspre¬
chender Fachrichtungen sind in jedem Falle in die Integration ein-
zubeziehen.

2.2 Integrierte Studiengänge umfassen in der Regel Grundstudium
und Hauptstudium . Das Hauptstudium innerhalb eines integrierten
Studienganges ist in der Regel nach Inhalt , Dauer und Abschluß
unterschiedlich zu gestalten.

2.3 Die integrierten Studiengänge führen in der Regel zu Berufs¬
qualifikationen.

2.4 Zwischen Studiengängen verwandter Fachrichtung sind gemein¬
same Lehrangebote bis hin zu gemeinsamen Studienabschnitten zu
schaffen.
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3. Zugangsvoraussetzungen (vorbehaltlich der Rechtsverordnung
nach § 11 GHEG ).

3.1 Für Studiengänge für ein Lehramt , für Studiengänge , die mit der
Prüfung zum Diplom -Pädagogen abschließen , und für Studiengänge
der Medizin ist Zugangsvoraussetzung das Zeugnis über die allge¬
meine Hochschulreife oder ein anderes Zeugnis , das den Zugang
zu einer wissenschaftlichen Hochschule eröffnet.

3.2 Für Studiengänge , die vom Wissenschaftsminister als integrierte
Studiengänge genehmigt sind , soll als Zugangsvoraussetzung so¬
wohl ein Zeugnis über die allgemeine Hochschulreife als auch ein
Zeugnis über die Fachhochschulreife oder ein vom Kultusminister
als gleichwertig anerkanntes Zeugnis vorgesehen werden . Für In¬
haber eines Zeugnisses über die Fachhochschulreife sollen Brücken¬
kurse eingerichtet werden.

Sind bereits Studienzeiten in Fachhochschulstudiengängen ver¬
bracht , können die Zugangsvoraussetzungen zu einem integrierten
Studiengang entsprechender Fachrichtung bis zum Abschluß des
Grundstudium erworben werden ; hierzu können z . B. Brückenkurse
eingerichtet werden.

3.3 Für andere Studiengänge von in der Regel dreijähriger Dauer
ist Zugangsvoraussetzung ein Zeugnis über die Fachhochschulreife
oder ein vom Kultusminister als gleichwertig anerkanntes Zeugnis.

4. Studiendauer und Studienvolumen.

4.1 Innerhalb eines integrierten Studienganges sind Abschlüsse nach
Studienzeiten von unterschiedlicher Dauer vorzusehen.

4.2 Die Studienzeit im Grundstudium und im Hauptstudium I (praxis¬
bezogen ) soll insgesamt drei Jahre nicht überschreiten ; die Studien¬
zeit im Grundstudium und im Hauptstudium II (theoriebezogen ) soll
insgesamt vier Jahre nicht überschreiten . Das Grundstudium muß
mindestens ein Jahr dauern und darf einschließlich der Brücken¬
kurse zwei Jahre nicht überschreiten.

4.3 Das Studienvolumen (Anzahl der Wochenstunden je Student und
Studiengang ) soll die quantitativen Empfehlungen der gemein¬
samen Kommission von WRK und KMK für Studien - und Prüfungs¬
ordnungen nicht übersteigen ; sofern Empfehlungen im Einzelfall
nicht vorliegen , sind die quantitativen Daten für vergleichbare Stu¬
diengänge zu berücksichtigen . Das Studienvolumen ist in den Stu¬
dienordnungen je Studienabschnitt festzulegen.
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4.4 Studieninhalte und Studienorganisation sind so aufeinander ab¬
zustimmen , daß die Einhaltung der vorgesehenen Studiendauer
möglich ist.

4.5 Für integrierte Studiengänge oder gemeinsame Studienab¬
schnitte sollen einheitliche Vorlesungszeiten festgelegt werden.

5. Zwischenprüfung.

5.1 Das Grundstudium wird durch eine Zwischenprüfung abgeschlos¬
sen.

Struktur und Form der Zwischenprüfung , Art und Zahl der Prüfungs¬
fächer sowie die Anrechnung bereits erbrachter Studien - und Prü¬
fungsleistungen richten sich nach den Gegebenheiten des Studien¬
ganges und nach den besonderen Anforderungen des Hauptstu¬
diums I bzw . des Hauptstudiums II.

5.2 Das Bestehen der Zwischenprüfung ist Voraussetzung für den
Übergang in ein Hauptstudium.

5.3 Werden innerhalb eines integrierten Studienganges Hauptstu¬
dien von unterschiedlicher Dauer angeboten , ist der Übergang in ein
Hauptstudium von dem qualifizierenden Ergebnis der Zwischenprü¬
fung abhängig.

5.4 Bauen Hauptstudien verschiedener Fachrichtungen auf einem ge¬
meinsamen Grundstudium auf , gilt für den Übergang in das Haupt¬
studium einer dieser Fachrichtungen Nr. 5.3 entsprechend.

6. Übergänge

6.1 Nach qualifiziertem Abschluß des Hauptstudiums I sind Über¬
gangsmöglichkeiten in das Hauptstudium II vorzusehen.

6.2 Nach einem für ein Hauptstudium II qualifizierenden Ergebnis
der Zwischenprüfung können Übergänge in verwandte Studiengänge
vorgesehen werden . Die Anrechnung von Studienzeiten und Prü¬
fungsleistungen richtet sich nach § 5 GHEG.

6.3 Soweit für die Zulassung zur Promotion Studien von mehr als
vier Jahren erforderlich sind , setzt der Übergang in diesen Studien¬
abschnitt den Abschluß des Hauptstudiums II voraus.

6.4 Bestehende Übergangsmöglichkeiten von Studiengängen des
Fachhochschulbereichs in andere Studiengänge bleiben unberührt.
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Anlage 4
7. Abschlüsse.

7.1 Die integrierten Studiengänge schließen mit Hochschulprüfungen
ab , soweit nicht Abschlüsse durch staatliche Prüfungen vorgesehen
sind.

7.2 Aufgrund von Hochschulprüfungen kann nach dem Hauptstudium
II der Diplomgrad verliehen werden.

7.3 Das Hauptstudium II kann auch mit der Promotion abgeschlos¬
sen werden . Sieht die Promotionsordnung den vorherigen Erwerb
eines Diploms vor , gilt Nr. 6.3.

7.4 Für integrierte Studiengänge , die mit einer Hochschulprüfung
abschließen , gelten die allgemeinen Grundsätze für Hochschulprü¬
fungen (z . B. § 20 Hochschulgesetz ); für vorhandene Studiengänge
geltende materielle Prüfungsbestimmungen sind nicht von vornher¬
ein verbindlich.

8. Einsatz von Hochschullehrern.

8.1 Innerhalb eines integrierten Studienganges ist das notwendige
Lehrangebot gemeinsam von Professoren und Fachhochschullehrern
sowie den übrigen Hochschullehrern und wissenschaftlichen Mit¬
arbeitern abzudecken . Professoren und Fachhochschullehrer sind
dabei gleichberechtigt . Den personellen Einsatz im einzelnen regelt
im Rahmen von § 23 Abs . 3 VGrundO der zuständige Fachbereich.

8.2 Für die Beteiligung an Prüfungen ist der Rahmen des § 26 Abs . 2
Hochschulgesetz zu beachten.

9. Lehrerausbildung.

9.1 Bis zu einer Neuordnung muß die Lehrerausbildung sich an den
noch geltenden Vorschriften ausrichten.

Die Studienordnungen für das Lehramt an der Realschule und für
das Lehramt am Gymnasium sollen unter Berücksichtigung der Ent¬
würfe entsprechender Prüfungsordnungen entwickelt werden , die
den Hochschulen zugeleitet worden sind.

9.2 Um an den Gesamthochschulen eine Lehrerausbildung mit zu¬
sätzlichen Wahlmöglichkeiten zu erreichen , kann das Lehrangebot
um Lehrfächer erweitert werden , die zumindest als „zweites Fach"
wählbar sind . Dabei sind Schwerpunkte innerhalb der Gesamthoch¬
schulen unter Berücksichtigung des Bedarfs und des am Ort bereits
vorhandenen Fachangebots zu bilden.
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Soweit dies möglich ist , sollen ab Wintersemester 1973/74 z . B.
Psychologie , Pädagogik und Philosophie als „zweite Fächer " für die
Ausbildung von Realschullehrern und Gymnasiallehrern durch das
vorhandene Personal abgedeckt werden.

10. Zeitplanung und Verfahren.

10.1 Um zu gewährleisten , daß der Studienbetrieb in den unter Nr.
1.1 genannten Studiengängen zum Wintersemester 1973/74 aufge¬
nommen werden kann , sind folgende Termine einzuhalten:
— Vorlage der Studienordnungen und Prüfungsordnungen durch die

Gesamthochschulen bis spätestens 10. Mai 1973
— Genehmigung der Studienordnungen und Prüfungsordnungen

durch den Wissenschaftsminister bis spätestens 10. Juni 1973
— Herausgabe des Vorlesungsverzeichnisses bis spätestens

1. Augut 1973.

10.2 Die Einhaltung dieser Termine setzt eine enge Kooperation der
Gesamthochschulen untereinander und mit dem Wissenschaftsmini¬
sterium voraus.

Für die notwendigen Arbeitsschritte wird vorgeschlagen:
— Die einzelnen Gründungssenate entwickeln unter Beteiligung der

Studienkommissionen gemäß den vorstehenden Grundsätzen bis
zum 15. Januar 1973 Richtlinien für die Erarbeitung der Studien¬
ordnungen und Prüfungsordnungen.

— Für jeden in Nr. 1.1 genannten Studiengang wird bis zum 25. Ja¬
nuar 1973 ein Arbeitsausschuß gebildet . Die Gründungssenate
oder Gründungsrektorate verständigen sich über die zahlen¬
mäßige Zusammensetzung der Arbeitsausschüsse und legen ge¬
meinsam fest , welche Gesamthochschule den einzelnen Arbeits¬
ausschuß federführend betreut.
Jede Gesamthochschule entsendet in den Arbeitsausschuß das
als Fachvertreter berufene Mitglied des Gründungssenats und
mindestens einen weiteren Vertreter der betroffenen Fachrich¬
tung . Die weiteren Vertreter werden von dem zuständigen Fach¬
bereichsrat bzw . dem gemeinsamen Ausschuß (vgl . § 28VGrundO)
gewählt . Ist für eine Fachrichtung noch kein Fachvertreter als Mit¬
glied des Gründungssenats berufen , kann der Gründungssenat
ein anderes Mitglied in den Arbeitsausschuß entsenden.

— Die Arbeitsausschüsse entwickeln auf der Grundlage der Richt¬
linien der Gründungssenate bis zum 25 . März 1973 Entwürfe für
Studienordnungen und Prüfungsordnungen . Die Mitglieder der
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Arbeitsausschüsse unterrichten den entsendenden Gründungs¬
senat und Fachbereichsrat oder gemeinsamen Ausschuß laufend
über die Arbeitsschritte und vermitteln die Anregungen der Ge¬
samthochschulen dem Arbeitsausschuß.

Zur wechselseitigen Information und Abstimmung werden Vertreter
des Wissenschaftsministeriums zu den Beratungen der Arbeitsaus¬
schüsse hinzugezogen.
- Der zuständige Fachbereichsrat oder gemeinsame Ausschuß der

einzelnen Gesamthochschule beschließt auf der Grundlage der
von dem Arbeitsausschuß vorgelegten Entwürfe bis zum 20 . April
1973 die Studienordnung und die Prüfungsordnung.

- Der Gründungssenat stimmt den Studienordnungen und Prüfungs¬
ordnungen bis zum 10. Mai 1973 zu.
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Anlage 5

Verordnung
über die Zugangsvoraussetzungen für Studiengänge
an Gesamthochschulen und den Erwerb der fachgebundenen
Hochschulreife während des Studiums an Gesamthochschulen

vom 27 . Oktober 1977 (GV. NW. S . 432/SGV . NW. 223)

Auf Grund des § 11 Abs . 3 des Gesamthochschulentwicklungsgeset¬
zes - GHEG - vom 30 . Mai 1972 (GV. NW. S . 134), geändert durch
Gesetz vom 31 . Juli 1974 (GV. NW. S . 769 ), wird für den Zugang an
Gesamthochschulen und für den Erwerb der fachgebundenen Hoch¬
schulreife während des Studiums an Gesamthochschulen verordnet:

§ 1

(1) Zugangsvoraussetzung für Studiengänge , die vom Minister für
Wissenschaft und Forschung als integrierte Studiengänge geneh¬
migt sind , ist ein Zeugnis über die Hochschulreife oder ein Zeugnis
über die Fachhochschulreife oder ein vom Kultusminister als gleich¬
wertig anerkanntes Zeugnis.

(2) Studenten , die keine Hochschulreife besitzen , werden in inte¬
grierten Studiengängen zum Hauptstudium mit längerer Regel¬
studiendauer zugelassen , wenn sie die fachgebundene Hochschul¬
reife nachweisen . Sie erwerben die fachgebundene Hochschulreife,
wenn sie in integrierten Studiengängen nach einem Grundstudium
von in der Regel vier Semestern auf der Grundlage erfolgreich
abgeschlossener Brückenkurse in Englisch , Mathematik und Deutsch
die für das Hauptstudium mit längerer Regelstudiendauer qualifizie¬
rende Zwischenprüfung bestanden haben.

(3) Studenten , die nach Absatz 2 die fachgebundene Hochschulreife
erworben haben , sind berechtigt , das Studium auch in einem Stu¬
diengang derselben oder einer verwandten Fachrichtung an der
Gesamthochschule oder einer anderen wissenschaftlichen Hoch¬
schule fortzusetzen . Die der fachgebundenen Hochschulreife zu¬
geordneten Studiengänge und verwandten Fachrichtungen ergeben
sich aus Anlage 1 dieser Verordnung.

(4) Studenten , die nach Absatz 2 die fachgebundene Hochschulreife
erworben haben , können das Studium auch in gleichnamigen oder
verwandten Fächern eines Lehramtsstudienganges an der Gesamt¬
hochschule oder einer anderen wissenschaftlichen Hochschule fort¬
setzen . Die der fachgebundenen Hochschulreife zugeordneten
Fächer der Lehramtsstudiengänge ergeben sich aus Anlage 2 dieser
Verordnung.
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§ 2

(1) Die Brückenkurse umfassen einschließlich des erforderlichen
Übungsanteils in der Regel jeweils 100 Stunden . Die Brückenkurse
in Englisch und Mathematik sollen bis zum zweiten Semester , der
Brückenkurs in Deutsch bis zum vierten Semester abgeschlossen
sein . Die Brückenkurse werden in der Regel als Kompaktkurse vor
Beginn der jeweiligen Vorlesungszeiten durchgeführt . Die Brücken¬
kurse sollen studiengangbezogen sein . Die Brückenkurse sind er¬
folgreich abgeschlossen , wenn die schriftliche Arbeit in Form einer
Abschlußklausur den Anforderungen einer ausreichenden Leistung
entspricht . Die Bearbeitungsdauer für die Abschlußklausur beträgt
vier Zeitstunden . Eine einmalige Wiederholung ist zulässig.

(2) Die Aufgaben für die Abschlußklausuren müssen dem Studenten
unbekannt sein . Sie dürfen einer bereits gelösten oder bearbeiteten
Aufgabe nicht so nahestehen oder im Kurs so vorbereitet sein , daß
ihre Bearbeitung keine selbständige Leistung erfordert . In der Ab¬
schlußklausur im Brückenkurs Englisch wird die Bearbeitung eines
englischen Textes von ungefähr 500 Wörtern Umfang gefordert . Die
Abschlußklausur im Brückenkurs Deutsch ist entweder die Analyse
eines Textes oder die vergleichende Analyse zweier Texte oder die
Erörterung einer fachspezifischen Textvorlage . In der Abschluß¬
klausur im Brückenkurs Mathematik sind drei Aufgaben zu lösen,
die sich auf mindestens zwei Gebiete der Mathematik beziehen
müssen.

(3) Die Rahmenbedingungen für die inhaltliche Ausgestaltung der
Brückenkurse und der Abschlußklausuren legen der Minister für
Wissenschaft und Forschung und der Kultusminister im Benehmen
mit den Gesamthochschulen fest.

(4) Der Kultusminister ist berechtigt , Einsicht in die Aufgabenstel¬
lungen und die bewerteten Abschlußarbeiten zu nehmen . Ein ent¬
sprechendes Begehren ist an den Minister für Wissenschaft und
Forschung zu richten.

§ 3

(1) Zugangsvoraussetzung für Studiengänge für ein Lehramt an
öffentlichen Schulen , für den Studiengang , der zur medizinischen
Staatsprüfung führt sowie für Studiengänge , die zu in der Regel
auch an anderen wissenschaftlichen Hochschulen möglichen Hoch¬
schulprüfungen (Doktor der Medizin , Doktor der Pädagogik , Diplom¬
pädagoge ) führen , ist ein Zeugnis über die Hochschulreife oder ein
anderes Zeugnis , das den Zugang zu einer wissenschaftlichen Hoch-
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Anlage 5
schule eröffnet . Die nachfolgenden Absätze 2 und 3 sowie § 1
Abs . 2 bis 4 bleiben unberührt.

(2) Zugangsvoraussetzung für Studiengänge , die denen einer Päd¬
agogischen Hochschule entsprechen , ist auch ein Zeugnis der Son¬
derprüfung für die Zulassung zum Studium an den Pädagogischen
Hochschulen des Landes Nordrhein -Westfalen.

(3) Zugangsvoraussetzung für Studiengänge , die gemäß RdErl . des
Kultusministers vom 23 . 3. 1977 (n. v.) - III A 4. 36- 52/2 Nr.
1250/76 — zu einer Lehramtsprüfung in den Fächern Hauswirt¬
schaftswissenschaft , Kunst , Sport , Musik und Textilgestaltung füh¬
ren , ist auch ein Zeugnis der fachgebundenen Hochschulreife zum
Lehramtsstudium dieser Fächer.

§ 4

Zugangsvoraussetzung fürStudiengänge ,die nicht unter die §§ 1 und
3 fallen und die zu einer Abschlußprüfung führen , die einer Ab¬
schlußprüfung an Fachhochschulen entspricht , ist ein Zeugnis über
die Fachhochschulreife oder ein vom Kultusminister als gleichwertig
anerkanntes Zeugnis.

§ 5

Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten erstmals fürStudenten,
die ihr Studium im Wintersemester 1978/79 aufnehmen . Studenten,
die ihr Studium vor Inkrafttreten dieser Verordnung in einem inte¬
grierten Studiengang aufgenommen haben , erwerben die fach¬
gebundene Hochschulreife noch nach den Bestimmungen der Ver¬
ordnung über die Zugangsvoraussetzungen zum Studium an Ge¬
samthochschulen vom 21. August 1973 (GV. NW. S . 446 ), geändert
durch Verordnung vom 21 . April 1974 (GV. NW. S . 176). Sie können
ihr Studium in gleichnamigen und verwandten Fächern eines Lehr¬
amtsstudienganges nach § 1 Abs . 4 dieser Verordnung fortsetzen,
wenn sie die nach § 2 Abs . 1 dieser Verordnung erforderliche schrift¬
liche Arbeit in Englisch , Mathematik und Deutsch nachweisen.

§ 6

(1) Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Verordnung über die Zugangs¬
voraussetzungen für Studiengänge an Gesamthochschulen vom
21. August 1973 (GV. NW. S . 446 ), geändert durch Verordnung vom
21. April 1974 (GV. NW. S . 176), soweit sie nicht nach § 5 dieser Ver¬
ordnung als Übergangsvorschrift weiter Anwendung findet , außer
Kraft.
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Fachrichtungen der Studiengänge , in denen das Studium
nach Erwerb der fachgebundenen Hochschulreife fortgesetzt

werden kann

Erwerb der fachgebundenen
Hochschulreife im integrierten
Studiengang

Wirtschaftswissenschaften

Sozialwissenschaften

Mathematik

Physik

Chemie

Bauingenieurwesen

Maschinentechnik

Elektrotechnik

Berechtigt
zur Fortsetzung in den
Fachrichtungen

Wirtschaftswissenschaften
Betriebswirtschaft
Volkswirtschaft
Sozialwissenschaft
(Sozialwirt)

Sozialpädagogik
Soziologie
Erziehungswissenschaft
Wirtschaftswissenschaften

Mathematik
Physik
Informatik

Physik
Mathematik

Chemie
Biochemie
Biologie

Bauingenieurwesen
Architektur
Vermessungswesen

Maschinenbau
Elektrotechnik

Elektrotechnik
Maschinenbau
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Anlage 6
Anschriftenverzeichnis der Gesamthochschulen
des Landes Nordrhein -Westfalen

Stand : April 1978

Gesamthochschule Duisburg

Lotharstraße 65, 4100 Duisburg

Rektor : Professor Dr. Werner Schubert
Kanzler : Dr. Rudolf Baumanns

Gesamthochschule Essen

Universitätsstraße 2, 4300 Essen 1

Rektor : Professor Dr. Walter Kröll
Kanzler : Dr. Dieter Leuze

Gesamthochschule Paderborn

Warburger Straße 100, 4790 Paderborn
Rektor : Professor Dr. Friedrich Buttler
Kanzler : Ulrich Hintze

Gesamthochschule Siegen

Hölderlinstraße 3, 5900 Siegen 21

Rektor : Professor Dr. Artur Woll
Kanzler : Dr. Hans -Joachim Herrmann

Gesamthochschule Wuppertal

Gaußstraße 20, 5600 Wuppertal

Rektor : Professor Dr. Rainer Gruenter
Kanzler : Dr. Klaus Peters

Fernuniversität — Gesamthochschule

Feithstraße 152, 5800 Hagen

Rektor : Professor Dr. Otto Peters
Kanzler : Ralf Bartz
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